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Akademiker in
mit staatl. Anerkennung als Wohlfahrtspflegerin 
(Jugendfürsorge), Lehrerinnen- und Kindergärtne­
rinnenexamen, organifatorifch tätig gewesen, lang­
jährige Erfahrungen auf dem Gebiete der gesamten 
Wohlfahrtspflege und des Fürsorgewesens, sucht 
paffenden Wirkungskreis. Zuschriften unter K. 962 
an die Expedition dieses Vlattes in Berlin W 8, 
Mauerstraße 44.

Städtisches Viklfilrtsiit tilln
sucht sofort einige

ausgebildete männliche
Sozialbeamte 

für Bezirksfürsorge
Verlangt wird: Fachkenntnis auf dem Gesamtgebiete 
der Wohlfahrtspflege einschl. Jugendfürsorge und 
Arbeitsnachweisrecht, Verantwortungsfreudigkeit. Fä­
higkeit zur Anleitung amtlicher und ehrenamtlicher 
Kräfte. Annahme erfolgt im Lilfsverhältnis. Nur 
Bewerber, die diese Ausbildung als Sozialbeamte 
Nachweisen können, wollen ihre Bewerbungen mit 
ausführlichem Lebenslauf und Zeugnisabschriften sowie 
Gehaltsansprüchen alsbald einsenden an den Ober- 
bürgermeister Köln, Rathaus. Amt I.

Der Oberbürgermeister.

Bekanntmachung!

Gemeindeschwester
staatlich anerkannt, evangelisch, gesund, praktisch erfahren 
in der Fürsorge- und Krankenpflege, nicht über 35 Jahre 
alt, von sofort gesucht. Besoldung nach Gruppe V. 
Privatdienstvertrag.

Bewerbungen mit Lebenslauf, beglaubigte Zeugnis- 
absckrisren und Angabe wann Diensteintritt erfolgen 
kann bis 1. Juni einieichen.

KreiSausschuß Neuruppin.

Jiinder genesungsfkeim
Ostseebad Arendsee / Brunshaupten

Beste Letlerfolge bet vettnäffenden Kindern. Arztl. geleitet, 
t-'divid. Behandlung. Borzügl. Winterkuren. Frau E.Iacobi.

Heilstätte für Alkoholtranke
Salem bei Nickling (Holstein)

gegründet 1887
Gute Erfolge / Gesunde Lage / (Billige preise 

Prospekt durch Hausvater MeV es 
Aufnahme von privaten und Sozialversicherten 

Pastor L). Doigt, Sanitätsrat Dr. Tofft.

Ein älteres Landhaus
(Edelhof), in sehr gutem baulichen Zustande, mit reich- 
lichen Seitengebäuden und ca. 2 Morgen Obstgarten, 
Los u. dgl. im schönsten Teile des Saaletales (in 
Thüringen» gelegen, ist umständehalber sofort ver­
käuflich. Das Gebäude eignet sich vorzüglich zu 
Jugend- oder Altersheim, Erziehungsanstalt u. dgl. 
und hat Bahnstation. Auskunft und Angebote an die 
Geschäftsstelle des Thüringer Bauernbundes, Bezirk 
Kahla, in Orlamünde.

Der Vaterländische Frauen-Verei»
Zweigverein für Köln - Mülheim und die frühere 
Gemeinde Merheim sucht zum l. Zuli oder früher 
eine in Massage und Löhensonnenbestrahlung ausge­
bildete und staatlich geprüfte

Leiterio
einer kleinen SoolbadeansLalt.

Meldungen an Frau Sanitätsrat Or. Goecke, 
Nöln-Mülheim, Lassallestraße 2.

Eine Berufsarbeiterin für 
kirchliche Wohlfahrtspflege 

in Kiel gesucht.
Kenntnisse der kommunalen und kirchlichen Wohl-M 
fahrtspflege und praktische Erfahrung in kirchlicher W 
Arbeit ist erforderlich. Es handelt sich im wesent- H 
lichen um Vortragsarbeit und organisatorische 
Tätigkeit. Besoldung vorläufig nach Gruppe VI der j 
staatlichen Besoldungsordnung. Anstellung möglichst : 
bald, vorläufig probeweise mit Aussicht auf feste A 
Anstellung. Bewerbung bis zum 5. Juni an das kirch-H 
liche Wohlfahrtsamt Kiel z. §>. von Herrn Pastor 
Schacht, Kiel, Ringstraße 20.

Für die städtischen FUrsorgestellen werben

zwei Fürforgeschwestrrn
gesucht. Besoldung Gruppe V. Anstellung auf Dienst- 
Vertrag mit Altersversorgung.

Bedingung: Ablegung des KrankenpflegeexamenS. 
Fllr die erste Stelle:

praktische Erfahrungen in der Tuberkulosen- und 
Schulsürsorge oder Nachweis über Besuch eines 
Tb.-Kursus.

Für die zweite Stelle:
Nachweis einer erfolgreichen Tätigkeit in der Schul­
zahnpflege.

Erwünscht: Beherrschung der Kurzschrift und Ablegung 
des SäuglingSexamenö.
Bei staatlicher Anerkennung als Fürsorgerin Be­

soldung nach Gruppe VI.
Bewerbungen mit Lichtbild umgehend an Magistrat 

Brandenburg (Hovel).
Brandenburg (Havel), den 18. Mai 1926.

Der Magistrat.
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Beatrice WebbS Kampf gegen die Armut.
Bo» vr. AllcS salomon.

Bealrice Webb ist weiten Kreisen in 
Deutschland durch ihr Buch: „Das Problem 
der Armut"') bekannt geworden, in dem sic 
die Forderung vertritt, die englische Armen- 
gesetzgebung allmählich abzubrcchen und durch 
Versicherungsgcsetze und Maßnahmen kommu­
naler Sozialpolitik zu ersetzen. In ihren so­
eben erschienenen Fugen d e rinneru n- 
g cn") deckt sic die Motive und die Geistes- 
haltung auf, die sie zu ihrem Kampf gegen 
Armut, gegen Armengesetzgcbung und gegen 
die Einrichtungen der privaten Fürsorge ver- 
anlatztcn. Es ist ein außerordentlich lesens­
wertes Buch, für den Deutschen besonders zu 
cincni Zeitpunkt, da es manchem zweifelhaft 
erscheint, ob auf sozialem Gebiet Versiche­
rung und Versorgung tatsächlich das letzte 
Wort bedeuten. Aber cs ist keine leichte

*) lleücrfctjt von Seltne Simon.
'*) Beatrice Welch: My Apprenticeship, Long- 

inons, ©reen & So., London 1926.

Lektüre, weil das Buch den philosophischen 
und soziologischen Unterbau ihrer Lehre ent­
wickelt, weil es die geistigen Kämpfe auf- 
zeigt, die sie allmählich zu ihrer Stellung? 
nähme führten, und weil das Buch auch 
das technische Erarbeiten ihrer wirtschaftlichen 
Anschauungen aufdeckt. Sie läßt den Leser 
in die Werkstatt hineinschauen, den verwor­
renen und mühseligen Prozeß beobachten, mit 
dem sie ihre Wissenschaft gestaltete und neue 
Einsichten und Gesetze fand. So wird das 
Buch nicht nur zur Darstellung eines Lebens 
und seines Werkes, sondem auch zu einem 
unschätzbaren Lehrbuch sozialwissenschaftlicher 
Methoden.

Bcatrice Webb ift nicht durch starke Ge­
fühle zu ihrer Arbeit gekommen. Sie ist 
ein Mensch scharfen, klaren, grübelnden Ver­
standes. Es zog sie dazu, sich mit den 
Eeistesströmungcn ihrer Zeit auseinanderzu- 
setzen, und diese waren dazu angetan, um sie
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durch Jahre des Suchens und Zweifelns hin­
durchzuführen, ehe sie ihre Weltanschauung 
und ihre Aufgabe fand.

Bcatrice Webb wuchs in luriöscn Ver­
hältnissen auf, als achte von neun Töchtern 
eines kapitalistischen Untemehmers größten 
Stils, und unter dem Einfluß jener Eeistes- 
richtung, die durch die Entdeckungen der Na­
turwissenschaften entstanden war. Es war eine 
Luft, in der die alten religiösen lleberlicfe- 
rungcn erschüttert schienen; eine Zeit, in der 
die Frage nach dem Sinn des Menschen­
lebens und der Bestiminung des Menschen­
geschlechts neu gestellt wurden.

Sie ist 1858 geboren. Damals war 
der Glaube an die Macht der Wissenschaft, 
die Geschicke der Menschen zu bestimmen, zu 
höchster Geltung gelangt; und für ihre nache 
denklichc Natur ergab sich die Notwendig­
keit zum Studium, zu einer Auseinander­
setzung. Sie sagt, daß Familienpflichten sic 
verhindert haben, die Universität, die den 
Frauen in England schon gewisse Möglich­
keiten gab, zu besuchen. Aber irgendwie war 
sie anscheinend doch auch lange Zeit zu sehr 
in deni Leben ihrer Kaste verankert, in einem 
Leben des Müßiggangs, der in der Ge­
selligkeit und der Repräsentation eine lebens­
wichtige Aufgabe sah; in einem Hin und 
Her zwischen den verschiedenen Landsitzen ihres 
Vaters und der Londoner Geselligkeit, an 
der sie fast bis zu ihrem 30. Jahr teil­
nahm. Es war ein Leben, das zu nach­
denklicher Beschaulichkeit Zeit und Neigung 
ließ. Davon zeugen die Eintragungen in ihr 
Tagebuch, das sie von ihrem 10. Jahre 
an geführt hat und in dem sie in einge­
hendster Weise über alles, was sie erlebte, 
über ihre Begegnungen, Unterhaltungen und 
später über ihre Erlebnisse in der sozialen 
Arbeit und in der Arbeiterbewegung be­
richtet.

Aus diesem Leben befreite sie sich durch 
Entscheidungen des Verstandes. Sic sagt selbst 
einmal, daß nicht die Nächstenliebe sie zu 
ihrer Arbeit veranlaßt hat, und ihr ganzes 
Leben wird bestimmt durch die Tatsache, daß 
ihr der Gedanke an das Vorhandensein von 
hunderttausend Kranken oder Armen eben 
wichtiger ist, als die Gefühlsregung für irgend­
einen einzelnen Kranken oder schwachen Men­
schen, der unmittelbar an ihr Gefühl appel­
lierte.

Die geistige Atmosphäre, die sie zu ihrer 
Beschäftigung mit sozialen Fragen führte, war 
durch Herbert Spencer beeinflußt. Er war 
ihr Freund und erster Berater, und über 
ihn gelangte sie zu Auguste Co te und dem

Positivismus. Als Autordiktatin nur gele- 
legentlich durch Freunde und Berater an­
geregt, arbeitete sie sich durch die Wissen­
schaft ihrer Zeit hindurch.

Die Verworrenheit der Meinungen 
ihrer Zeit lastet« auf ihr. Da waren Men­
schen, die von den verschiedensten Gesichts­
punkten aus die bestehende Gesellschaftsord­
nung als sündhaft kennzcichneten. Da war 
Graf Shastcsbury, der sowohl Mildtätig­
keit wie Arbeitcrschutzgesetzgebung auf seine 
Fahne schrieb. Da war Earlyle, der die be­
sitzenden Klassen zum Gefühle der Verpflich­
tung erwecken wollte. Da war Karl Mari, 
der in unvcrgoltener Arbeit die Ursache alles 
llebels sah und eine Gesellschaftsordnung 
ohne Privateigentum schaffen wollte. Da war 
Henry George, der sich ein Reich der Ge­
rechtigkeit versprach, wenn das Eigentum an 
Grundbesitz abgcschafst würde.

In der Politik jedoch schien es, als 
ob die radikale Philosophie und die liberale 
Wirtschaftswissenschaft gar keine Beziehung 
zum praktischen Leben mehr hätten. Denn 
jedes Kabinett, gleichviel ob es von Kon­
servativen oder Liberalen geführt wurde, sah 
sich genötigt, im EeLcnsatz zur herrschenden 
Wissenschaft eine soziale Maßnahme nach 
der anderen einzuführen: den allgemeinen 
Volksschulunterricht sicherzustellen, die Arbeits­
zeit zu beschränken und so fort, — das alles 
in derselben Zeit, in der ihr Freund Herbert 
Spencer, die Säule des Liberalismus, „Man 
versus tbe State" (1884) veröffentlichte.

Am stärksten aber fühlt sie sich im Gegen­
satz zu den Philanthropen, die zu jener Zeit 
noch einen außerordentlichen Einfluß im Par­
lament und auf das gesamte Eesellschafts- 
lcben ausübten. Von ihnen war alles aus- 
gegangen, was an sozialer Reform vorhan­
den war. Sie waren bei all den Bewegungen 
führend, die durch freiwillige Gaben der 
Reichen für die Armen fundiert wurden. Ge­
rade diese oft kritiklose Almosentätigkeit hatte 
eine Ecgenbewegung auf den Plan gerufen. 
Die Oka ritz- Organisation Soci«t> 
wolltc mit deni Problem der Arinut auf 
andere Weise fertig werden, indem sie ihre 
Hilfe von einer Untersuchung der Lage des 
Hilfesuchenden abhängig niachtc. Bcatrice 
Webb ist zu einer heftigen Gegnerin dieser 
Vereinigung geworden.

Die leitenden Köpfe dieser Bewegung 
waren Octavia Hill, Samuel Barnett, W. 
H. Fremantle und später C. S. Loch. Die 
Grundgedanken, auf denen die Gesellschaft 
aufgebaut war, lagen einmal im geduldige» 
und durchgreifenden persönlichen Dienst der



Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege. 59

wohlhabenden Kreise; ferner in dem Ge­
danken der persönlichen Verantwortlichkeit 
derer, die Wohltaten vergeben, sowohl gegen­
über den Empfangenden wie anderen mittel­
bar Beeinflußten; und schließlich in der An­
wendung der wissenschaftlichen Methode gegen­
über jedem einzelnen Fall eines geschwächten 
Körpers oder einer verlorenen Seele. Das 
Ziel der Vereinigung war, die Armen aus 
dem Zustand der Armut emporzuheben, und 
sic durch Arbeit zu selbständiger Lebensfühi- 
rung und der Möglichkeit der Selbstachtung 
zu führen, selbst wenn diese Arbeit auf künst­
liche Weise organisiert werden müßte.

Beatrice Webbs Kritik dieser Einstel­
lung ist mehr als scharf. Für sie handelt es 
sich dabei nicht mehr um eine Organisation 
der Wohltätigkeit, sondern um eine Bewe­
gung, die sie als gefährliche Angelegenheit 
abtut. Immerhin sind gerade diese Ab­
schnitte ihres Buches deshalb so besonders 
wichtig, weil sie Aufschlüsse über die Ent­
wicklung der Ideen in der Geschichte des 
Armenwesens geben. „Wohlmeinende Männer 
und Frauen, die ausgczogen waren, den 
Armen einen persönlichen Dienst und Freund­
schaft zu bringen, wurden zu Laien-Detck- 
tioen, die gelegentlich sogar die Verfolgung 
von Personen veranlaßt««, die nach ihrer 
Ansicht Betrüger waren. Sie haben daher 
mehr Mißtrauen und Haß hervorgcrufen, 
als die beamteten Vertreter des Rechts."

Aber eines war für Beatrice Webb doch 
das Ergebnis dieser Bewegung. „Sie riß 
mit rauher Hand von der mittelalterlichen 
Almosentätigkcit die Hülle, die das Skelett 
bedeckte, das bei dem Fest der kapitalin 
stischen Zivilisation übrig blieb; und sie 
brachte dadurch die tragische Wahrheit ans 
Licht, daß in einer Gesellschaft, die in eine 
Minorität von Besitzenden und eine Masse 
oon Besitzlosen aufgeteilt ist, jede Wohltätig­
keit einen zweifachen Fluch enthält. Sic 
flucht dem, der gibt und dem, der nimmt." 
Durch diese Einsicht hat Beatrice Webb dann 
ihren Weg in die soziale Reform und in 
den Sozialismus gefunden. Für sie lautete 
die Frage, die sich vor ihr erhob: Soll man 
sich mit der Fortführung des kapitalistischen 
Systems in seiner bisherigen Form abfindcn 
und wen» man das nicht tut, wie kann man 
es durch die Einsicht der Wissenschaft ver­
bessern oder beseitigen?

Mit der Gruppe, die sich um Samuel 
Barnett und seine Frau scharte, und die in 
den Spuren von Chalmcrs und Chadwick 
ging, stellte sic sich auf den Standpunkt, 
daß es weit größere Ucbel gäbe als un­

gehemmte und ungeordnete Wohltätigkeit, 
nämlich ungehemmten und ungeordneten Ka­
pitalismus und Großgrundbesitz. Ihre 
Augen öffneten sich für all die Sünden des 
Tuns und des llnterlasfens, die bewußten und 
die unbewußten, die von einer verhältnis­
mäßig kleinen Gruppe der Nation auf Grund 
ihres Standes und ihres Besitzes, kraft ihrer 
wirtschaftlichen Stellung an den Massen des 
Volkes begangen wurden. Es war ein not­
wendiger Schritt für sic, für sozialpolitische 
und sozialkommunale Maßnahmen einzutreten. 
Den Sozialismus im theoretischen wie im 
parteipolitischen Sinn lehnt sie zunächst 
noch ab.

Aus der Auseinandersetzung mit der 
Llwrity-Organisation geht sie mit der Ueber- 
zeugung hervor, daß der Dienst an der 
Menschheit, den ihre Zeitgenossen, wie einen 
Gottesdienst werteten, fruchtlos bleibt, so­
lange die Sozialwisscnschaft nur eine ab­
strakte Theorie ist; solange cs an genauen 
Kenntnissen der Lebens- und Arbeitsbedin­
gungen fehlt. Sie fordert Unterlagen über 
den Umfang und die Bedeutung der Armut, 
dis erst durch wissenschaftliche Erhebungen be­
schafft werden müssen, che das Los der 
Menschheit gebessert werden kann.

In diesem Streben trifft sich Beatrice 
Webb mit ihrem Verwandten, Charles 
B o o t h, der im Jahre 1386 jene berühmte 
Erhebung über das Leben und die Arbeit 
der Londoner Bevölkerung begann, der er 
siebzehn Jahre seines Lebens und einen 
wesentlichen Teil seines Einkommens wid­
mete. An dieser Enquete nahm sic in der 
Zeit von 1886—1888 teil. Ihr verdankt sie 
die erste Berührung mit dem Leben der 
Massen. Durch diese Arbeit hat sic sich 
ihre wissenschaftliche Methode zuerst erarbei­
tet, die sie dann später nuf ihre Unter!- 
suchungen über das Genossenschaftswesen und 
das Eewerkschaftswcsen angewandt hat.

Es ist gut, daß die Lcbenscrinnerungen 
der Beatrice Webb die Aufmerksamkeit wie­
der einmal auf jene klassische Erhebung len­
ken, die um die Jahrhundertwende jedem, 
der sich mit sozialen Problemen beschäftigte, 
als epochemachend erschien. Der Sinn jener 
Erhebung war, ein Bild der damals vier 
Millionen zählenden Londoner Bevölkerung 
zu geben. Nicht eine geschichtliche Darstellung, 
auch nicht die Entwicklung im gegenwärtigen 
Zeitalter, bildeten den Gegenstand der Unter­
suchung. Vielmehr sollte ein Querschnitt des 
Augenblickes gegeben werden, die gesamte Be­
völkerung umfassend niit genauen Einzelheiten, 
und mit möglichst mikroskopischer Eenauig-
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feit geschaut. Besonders kam es daraus an, 
die Häuslichkeiten nach der darin herrschen­
den Armut oder dem Grade des Behagens 
zu beschreiben und die Art der Arbeit zu 
erfassen, aus der jede Familie ihren Unter­
halt zog. Die Methode, mit der dieser Plan 
in Angriff genommen wurde, ist von Beatrice 
Webb ausführlich dargestellt. Das Material 
wurde von Beamten gewonnen, die in ihrer 
Eigenschaft als Inspektoren des Schulbe­
suches alle Haushaltungen zu besuchen hatten, 
und die vor den Beranstaltem der Unter­
suchung ihre Aussagen machten. Auf diese 
Weise sollte das zahlenmäßige Verhältnis 
festgestellt werden, in dem Armut, Elend und 
Verkommenheit zu einem geordneten Einkom- 
men und verhältnismäßiger Auskömmlichkeit 
stehen. Es kann hier auf die Klassifikation 
und die Verarbeitung nicht eingegangen wer­
den. Nur auf das eine fei hingewiesen, näm­
lich aus die Bedeutung, die das Ergebnis der 
Untersuchung für die soziale Entwicklung ge­
wann.

Es war nicht nur eine Technik gefunden 
worden, mit der man in die soziale Struk­
tur der Bevölkerung hineinleuchtcn konnte, 
sondem es hatte sich auch gezeigt, daß 50°/» 
der Bevölkerung der reichsten und größten 
Stadt der Welt ihr Leben an der Grenze 
des Unentbehrlichen fristeten oder noch da­
hinter zurückbliebcn. Wohl war damit die 
Behauptung des Manismus, daß die Ge­
samtheit der Arbeiterschaft in ständigem 
Elend dahinsiccht, entkräftet. Aber um so 
stärker mußte die Feststellung des tatsäch­
lich vorhandenen Massenelendes auf die be­
sitzenden Klassen wirken. Für Beatricc Webb 
ergab sich aber noch eine andere Schluß­
folgerung; nämlich die Bedeutungslosigkeit der 
gesamten Wohlfahrtspflege für die Gestaltung 
der sozialen Lage der Bevölkerung. Charles 
Booth verlangte denn auch selbst eine Reihe 
von Reformen, die durch Staatscinmischung 
zustande kommen sollten. Er forderte, daß 
der Staat die unterste Schicht der Bevölke­
rung aus dem täglichen Kampf ums Dasein 
herausheben solle, daß er die Hilflosen und 
Unfähigen ebenso versorgen solle, wie die 
Familie ihre Alten, ihre Kranken und ihre 
Kinder, die nicht für sich selbst sorgen können, 
umfaßt. Die anderen dagegen, die nicht zu 
der schwächsten Gruppe gehörten, sollte der 
Staat sich selbst überlassen. In Charles 
Booth war also eine Synthese zwischen dem 
alten Individualismus und der mutigen For­
derung eines Staats-Sozialismus vollzogen.

Beatricc Webb wurde durch ihre Arbeit 
über ihn hinausgeführt. Für sic waren die

Erlebnisse jener Untersuchung der Ausgangs­
punkt zu einem Leben wissenschaftlicher For­
schung. Mit dem Erbgut, das ihr vom 
Vater überkommen ist, bleibt der' Unter- 
nehmergeist in ihr lebendig. Sie wendet 
ihn an, um Untersuchungen großen Stiles 
in die Wege zu leiten. Sic hat einen küh­
nen Geist und selbständige Gedanken. Aber 
sie braucht Hilfe, um ihre Untersuchungen 
in praktischer und ausdauernder Arbeit durch­
zuführen, und für diese Ausgabe sucht sie 
sich Helfer. Sie wendet ihr großes Ein­
kommen dafür an, um wissenschaftliche Hilfs­
arbeiter zu beschäftigen. Später findet sie 
in Sidney Webb, ihrem Lcbenspartner, den 
Menschen, der ihre Fähigkeiten ergänzt, und 
in dieser Gemeinsamkeit wird das Ehepaar 
Webb zu umfassenden Leistungen fähig.

Es ist pathetisch zu verfolgen, wie schwer 
cs ihr geworden ist, schließlich die Entschei­
dung für ein Leben wissenschaftlicher Arbeit 
und der Forschung im Dienste der Menschheit 
zu fällen. Fast bis an ihr 30. Jahr bleibt 
ihre Arbeit unregelmäßig, gelegentlich. 
Immer wieder kommt sie auf ein totes Eeleis, 
schwankt zwischen religiösen Einflüssen und 
wissenschaftlichen Interessen hin und her. 
Lange kann sie sich von dem Wunsch, eine 
persönliche Form der Lebensgestaltung zu 
suchen, nicht trennen und daher nicht für 
die Arbeit frei machen. Aber schließlich ringt 
sich in ihr doch die lleberzcugung durch, daß 
die Arbeit des sozialen Forschers ihre Ar­
beit ist. Nicht, daß sie wirklich von innen 
dazu getrieben war. Aber sie hat das Ge­
fühl, daß das Bedürfnis ihrer Zeit sie dort­
hin führt. „Die Frage ist nicht, ob wir uns 
durch Gefühle und Gedanken leiten lassen 
sollen, die auf einer mehr oder weniger voll­
ständigen Kenntnis der sozialen Tatsachen be­
ruhen; ob cs nicht weiser wäre, wenn wir 
unser Handeln durch die zehn Gebote leiten 
lassen oder durch die Grundsätze Herbert 
Spencers; das ist nicht mehr die Frage der 
praktischen Politik und der Sozialwisscnschaft 
unserer Tage. Solche allgemeinen Grund­
sätze sind bei den Massen und auch bei den 
Männern, die von ihr in die Regierung ge­
sandt werden, außer Kurs geraten. Es sind 
eben die Tatsachen, die äufgedcckt werden 
müssen."

Dem wendet sic sich zu. Was ihr nötig 
erscheint, ist eine „soziale Diagnose". Sic 
vergleicht die Art, i» der soziale Probleme 
als Grundlage für gesetzliche oder andere 
praktische Maßnahmen erörtert werden, mit 
den Unterlagen, die Aerztc sich in jedem 
einzelnen Fall verschaffen, mit der wissen-
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schaftlichen Methode, die sie für jeden Hei­
lungsplan anwenden. Mit diesen Gedanken 
geht sie ganz eigene Wege. Sie ist im 
Grunde genommen vollkommen unabhängig 
von allen Arbeitsgenossen und ungeheuer kri­
tisch gegenüber der wissenschaftlichen Literatur.

Für die Enquete von Booth übernimmt 
sie eine Arbeit über die Verhältnisse und 
Lebensbedingungen der D o ckarbe iter. Die 
Auszüge aus ihrem Tagebuch geben von 
der besonderen Begabung, die sie für eine 
solche auf Anschauung und Beobachtung be­
ruhende Untersuchung fähig machte, ein gutes 
Zeugnis. Sie find für jeden, der an ähn­
liche Arbeiten herangcht, ein Lehrmittel ersten 
Ranges. Ihre Arbeit über die Docks wurde 
von einer führenden Zeitschrift veröffentlicht 
(1887) und damit trat sie zum erstenmal her­
vor. Die Folge war, daß sie sofort zu 
Ansehen, man möchte fast sagen, zu Ruhm 
gelangte. Unmittelbar darauf ging sie an 
ihre nächste Arbeit, eine Untersuchung über 
die Verhältnisse in der Hausindustriellen-Kon- 
fektions-Arbeit. Auch hierüber geben ihr« 
Erinnerungen genaue, methodologische Auf­
zeichnungen. Es war bei dieser Gelegenheit, 
daß sie sich veranlaßt sah, kurze Zeit selbst 
in einem Kleinbetrieb zu arbeiten. Eine Ver­
öffentlichung über ihre Erfahrungen „Seiten 
aus dem Tagebuch einer Arbeiterin" (im 
Grunde genommen die unbedeutendste ihrer 
Arbeiten) erregte ein ungeheures Aufsehen 
und ließ sie als Sachkenner ersten Ranges 
bekannt werden. Sic wird von einer Kom- 
nüssion des Oberhauses herangezogen, um 
Aussagen über die Hausindustrie zu machen. 
Auch hier wieder zeigt sich ihre Fähigkeit, 
wirklich die Wurzel des Hebels mit ihrer un­
abhängigen Geistigkeit zu erkennen. Als Erste 
spricht sic aus, daß nicht der Zwischenmeister 
schuld an dem Elend der Hausindustrie ist, 
sondern die gewerbliche Arbeitsform, die die 
Arbeiter außerhalb der Schutzgesetzc hält, und 
die ihnen nicht die Kraft gibt, sich der Ge­
werkschaftsbewegung einzureihen. „Diese Ar­
beiter sind ausgcbeutet durch den Unter­
nehmer, durch den Kaufmann, der ihnen Ar­
beitsmaterial oder Lebensmittel auf Kredit 
verkauft, durch den Hauswirt und durch alle, 
die die Produkte ihrer Arbeit verbrauchen."

Das war eine sensationelle Feststellung, 
und ebenso wirkte ihre Forderung, eine kollek­
tive Verantwortlichkeit der llntemehmer und 
der Kapitalisten zu erzwingen. Sie fordert, 
daß, wenn das kapitalistische System nicht 
Körper und Seele der Massen vernichten solle, 
mit Notwendigkeit der freie Wettbewerb auf 
allen Gebieten überwacht und eingeschränkt

werden muß, so daß jedem ein oorgeschrie- 
benes nationales Minimum zivilisierten 
Lebens gesichert wird. Die Förderung des 
Arbeitsschutzes, des Schulwesens, der öffent­
lichen Gesundheitspflege, des Gewerkschaft^ 
wesens wird ihr Ziel.

Immer steht ihr dabei die Bedeutung 
der theoretischen Grundlagen jeder sozialen 
Arbeit in erster Linie. „Jede soziale Um­
gestaltung und jede Entwicklung innerhalb 
der menschlichen Gesellschaft ist — ob uns 
der Ausdruck genehm ist oder nicht — ein 
Erperiment in bezug auf die Lebensführung 
und den Ablauf des Lebens." Die Gesell­
schaft erscheint ihr wie ein Laboratorium, in 
dem fortwährend Versuche über die mensch­
lichen Beziehungen, teils bewußt, teils unbe­
wußt, teils zufällig, teils beabsichtigt, gemacht 
werden. Deshalb glaubt sie, daß die Völker, 
gedeihen und im Kamps ums Dasein über­
leben werden, die sich Kenntnisse darüber an­
eignen, auf welche Weise menschliche Bezis- 
hungen und Tatsachen zustande kommen. Die­
ses Wissen kann nur durch eine genaue For­
schung über das Vergangene und gegenwär­
tige Handeln der Menschen erworben werden.

Beatrice Webb ist viel zu philosophisch, 
zu grüblerisch und zu kritisch, um nicht stän­
dig im Bewußtsein dessen zu leben, daß man 
zwar seststellen kann, wie das Leben wirklich 
ist; aber daß die Wissenschaft keine Antwort 
auf die Frage gibt, wie es sein sollte. 
Alle Ziele für das Einzelleben wie für das 
Leben der Gesamtheit beruhen auf Wertmaß- 
stäben, und diese wechseln von Generation zu 
Generation, von Individuum zu Individuum. 
Deshalb glaubt sie, daß irgendeine religiöse 
oder mystische Kraft das Leitmotiv für so­
ziale Forschung und soziale Arbeit abgeben 
muß. Für sie ist der Glaube an eine Be­
ziehung der menschlichen Seele zu einer über­
irdischen Kraft, die Gerechtigkeit will, das 
Leitmotiv. Für diese Gerechtigkeit erscheint 
ihr, wie ja auch den christlichen Sozialisten 
vor ihr, eine Möglichkeit der Verwirklichung 
im Genossenschaftswesen zu liegen.

Ihre erste große, selbständige wissen­
schaftliche Leistung, die sie dann weit über 
die Grenzen Äiglands hinaus bcrühint machte, 
ist ihre Studie über die Geschichte des 
Genossenschaftswesens. Bei dieser 
Untersuchung wird sie in praktische Bezie­
hung zur Arbeiterbewegung gebracht. Sie 
besucht die Versammlungen, die Kongresse; 
sic gewinnt Freunde in der Arbeiterschaft. 
Das Ergebnis ihrer Arbeit ist auch wieder 
eine selbständige, geistige Stellungnahme.
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Während alle, die in der Bewegung tätig 
waren, und während auch die Wissenschaft 
ihrer Zeit das Genossenschaftswesen noch un­
ter dem Eesichtspunft betrachtete, das; hier 
ein Mittel zur Uebernahme der Produttion 
durch die Arbeiter gefunden sei, erkennt sie, 
daß das Wesen und die Bedeutung der Sache 
aus ganz anderem Gebiet liegt. Die tat­
sächliche Entwicklung der Genossenschaften 
ging nicht in der Richtung der Erlangung 
des vollen Arbeitsertrages durch die Arbei­
ter; sondern in der Schaffung von Ge­
schäftsbetrieben, die ihren Ausgang vom Be­
darf, nicht vom Prosit nahmen; die von 
den Verbrauchern und nicht von den Her­
stellern geleitet sind. Es ist das eine Ver­
wirklichung des sozialistischen Ideals einer 
Wirtschaft, die auf der Grundlage freiwil­
liger Genossenschaft ruht, wobei im Unter­
schied zu ANienbetrieben das religiöse Ele­
ment der Arbeit für die Gesamtheit zu einer 
lebendigen Kraft geworden ist. Außerdem 
wird durch die Genossenschaften eine neue 
Wirtschastsethik verkörpert: Güte der Waren, 
anständige Bezahlung und Fürsorge für die 
Arbeiterschaft. Ihre wahre Bedeutung .kön­
nen die Konsumgenossenschaften jedoch nur 
gewinnen, wenn sie durch Gewerkschaften und 
Berufsvcreine ergänzt werden, so daß zwi­
schen Konsumenten und Produzenten ein kol­
lektives Verhandeln möglich wird.

Von dieser Erkenntnis führten sie dann 
weitere Schritte in den theoretischen Sozialis­
mus hinein. Arbeiterschuhgesetzgebung und 
Gewerkschaften erscheinen ihr als die Mittel, 
um den Massen ausreichende Arbeitsocrhält- 
niffc zu sichern. Die Erkenntnis, daß damit 
aber Arbeitslosigkeit und Krisen nicht aus 
der Welt geschafft werden, veranlaßt sie zu 
der Forderung nach einem nationalen Mi­
nimum anständiger Lebensbedingungen, das 
jedem Bürger gesetzlich gesichert werden soll. 
Der Vergleich zwischen dem Genossenschafts­
wesen und der Sozialpolitik der modernen 
Gemeinde bringt ihr die Erkenntnis, datz 
die Versorgung durch die Gemeinschaft in 
Form der kommunalen und sozialen Politik 
(durch Alterssürsorge, Erwcrbsloscnfürsorgc, 
öffentliches Ecsundheits- und Erziehungs-

Die Ausführungsverordnung zum
Von Ministerialrat vr.

Am 1. April 1926 ist die neue Ausfüh­
rungsverordnung zum Sächsischen Wohl- 
fahrtspflcgegesetz vom 28. März 1925 in 
Kraft getreten. Die besondere Bedeutung

wesen) wirksamer als alle auf freiwillige Mit­
gliedschaft gegründeten Genossenschaften wer­
den kann. Es ist die Anwendung des ge­
nossenschaftlichen Prinzips mit einer erzwun­
genen Mitgliedschaft. In diesen lleberzeu- 
gungen erkennt sie sich schließlich als So- 
zialistin, „im Sinne einer sozialistischen Ge­
meinschaft, in der individuelle Freiheit und 
das Eigentum der Gesellschaft an Stelle der 
Klassenuntcrdrückung und des Privateigen­
tums an den llnterhaltsmitteln des ganzen 
Volkes treten wird". So sah ihre Vision 
einer langsam entstehenden, neuen Gesell­
schaftsordnung aus, die auf einem bewußten 
Ausgleich von ökonomischen Kräften und 
ökonomischen Bedürfnissen beruhen würde. In 
diesem ihren Ziel findet sie sich mit der Ge­
sellschaft der Fabier, jener Gruppe vonJung- 
Sozialistcn, deren geistiges Haupt Sidnep 
Webb, ihr späterer Gatte, war.

Ihre Ehe war der Beginn einer Ar­
beitsgemeinschaft, deren Fruchtbarkeit ohne­
gleichen ist. Bcatrice Webb verspricht, von 
diesem Partnerverhältnis und seinem Inhalt 
in einem späteren Buche zu berichten.

Es wäre reizvoll, auf die persönliche 
Note des Buches einzugehcn. Denn es liest 
sich wie ein volkswirtschaftliches Lehrbuch, ein 
Blaubuch, ein geisteswissenschaftliches Zeitbild 
und ein Roman zugleich. Aber es bleibt 
doch der Roman oder richtiger die Entwick­
lungsgeschichte einer Frau, deren Lebensinhalt 
ausschließlich, oft bis zur Auslöschung des 
Persönlichen, in der Arbeit liegt, und deren 
Ehe auch als eine Arbeitsgemeinschaft be­
gonnen und begründet wurde. „Ich bin wie 
ein Stück Stahl", warnte sie ihren Freund, 
der ihr mehr sein wollte. „Zwei Stücke 
Stahl, die in der richtigen Weise zusam- 
mengefügt werden, ergeben nicht zwei, son­
dern elf Kräfte", antwortete er ohne Be­
sinnung, und so vereinigen sie sich in dem 
Glauben, daß das Ergebnis ihrer zusammen- 
gefügtcn Gaben und eines gemeinsam und 
mit Willenskräften verfolgten Zieles eine 
bedeutende Arbeit sein wird. Es ist für den 
Kenner der Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 
nicht nötig, hinzuzusügen, daß diese Hoff­
nung sich voll verwirklicht hat.

Sächsischen Wohlfahrtspflegegesetz.
Hans Maier, Dresden.

der geschlichen Regelung der Wohlfahrts­
pflege in Sachsen liegt darin, daß erstmalig 
ein deutsches Land versucht hat, eine kodifi- 
katorische Zusammenfassung der Wohlfahrts-



Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege. 6Z

pflege zu schaffen. Sachsen geht damit einen 
Weg voran, der in absehbarer Zeit auch von 
den anderen deutschen Ländern und schließlich 
vom Reiche beschritten werden mutz. Es ist 
kein Zufall, datz dieser Versuch gerade in 
Sachsen unternommen wurde. Ist es doch 
das dichtest besiedelte Land Deutschlands, ja 
Europas, in dem daher die aus wirtschaftlicher 
und industrieller Entwicklung erwachsenen Nöte 
besonders drückend sind, denen die Wohl­
fahrtspflege zu steuern trachtet. Andrerseits 
ist es dem fast völlig industrialisierten Lande 
mit gleichförmigeren Verwaltungskörperschaf­
ten als solchen in wirtschaftlich verschieden­
artigeren Gebieten verhältnismässig leichter, 
eine einheitliche Wohlfahrtsorgani,alion durch- 
zuführen. Wenn ich in diesen Blättern, auf 
Wunsch der Schriftleitung, über die neuen Be­
stimmungen berichte, so scheint es mir weniger 
auf eine inhaltliche Wiedergabe der 94 Para­
graphen zählenden Verordnung anzukommcn 
als auf eine Darstellung, worin die be,an­
dere Bedeutung der Verordnung für die 
Weitergestaltung der öffentlichen Wohlfahrts­
pflege beruht').

Es darf daran erinnert werden, datz 
nach dem Sächsischen Wohlfahrtspflegegcsetz 
die Durchführung der Fürsorgepflichtocrord- 
nung und des Jugendwohlfahrtspflegegcsetzcs, 
restlos ohne Befreiungen, in Verbindung mit 
Eefährdetenfürsorge, Bekämpfung der Ge­
schlechtskrankheiten, Wohnungspflegc, Bckämp- 
fung der Tuberkulose, Bekämpfung des Al­
koholismus und Trinkerfürsorge, Krüppelhilfe, 
Fürsorge für Blinde, Taubstumme, Ertaubte, 
Sieche, Schwachsinnige, Idioten, Fallsüchtige 
und Geisteskranke, Wandcrerfürsorge und 
Strafentlassenenpflege zu Pflichtleistungen der 
sächsischen Bezirksfürsorgeverbände erklärt sind, 
die zu diesem Zweck Wohlfahrts- und Jugend­
ämter zu errichten haben. lieber die Durch­
führung dieses großen Aufgabenkomplrres 
gibt die Ausführungsverordnung nähere An­
weisungen. Im Gebiet der Fürsorgepflicht- 
vcrordnung werden entsprechend § 17 der 
RGr. ulte und erwerbsunfähig gewordene 
Personen den Kleinrentnern gleichgestellt, um 
den Bezirksfürsorgcverbänden die Einheitsfür- 
sorgc zu ermöglichen. Das Arbsitshausver- 
fahren wird im einzelnen näher geregelt. Zur 
Durchführung der Vorschriften der RJWG. 
werden Mindestforderungen an die von den 
Bezirksfürsorgcverbänden zu erlassenden

*) Die Aussührungsbestiminung ist zum Preise 
von 0,30 M„ zusammen mt dem Wohisahrlspflcgc- 
gescj! sür 0,45 M. non, lirlic lo. und Wohlfahrls- 
Ministerium, Drenden-RO, Düppcistraße I, zu be­
ziehen.

Pflegckinderordnungen gestellt, von denen 
über das übliche Matz die Sicherstellung der 
ärztlichen lleberwachung und die Anordnung 
besonderer Matznahmen für syphilitische Kin­
der hinausgehen. Wohl erstmalig sind in 
einem deutschen Lande Einzelvorschriften über 
die Mitarbeit der Jugendämter im gewerb­
lichen Kinder- und Jugendlichenschuh ergan­
gen, die eine planmätzigc Bekämpfung schäd­
licher Kinderarbeit im Gewerbe, Landwirt­
schaft und Haushalt erstreben und zu diesen, 
Zwecke die Zusammenarbeit von Schule, Ge- 
werbcaufsicht und Jugendämter regeln. Die 
Aufsicht über Kindergärten und Kinderbe­
wahranstalten ist den Jugendämtern über­
tragen, bei Kindergärten für schulunrcifc Kin­
der ist den Bezirksschulämtern ein Mitzeich- 
nungsrecht eingeräumt. Jugendpflege der 
nachschulpflichtigen Jugend ist im Gegensatz 
zu Preußen Pslichtaufgabe der lomniunalcn 
Jugendämter. Die Jugendämter werden aus 
dem Zusammenwirken mit der gesunden Ju­
gend wertvolle Einsichten für die Durchfüh­
rung der Jugendfürsorge zugunsten der kran­
ken oder gefährdeten Jugend gewinnen. Das 
Ansehen der Jugendämter wird wesentlich da­
durch gehoben, daß sie sich nicht bloß um 
die anormale Jugend zu kümmem haben, 
sondern daß sie in Zusammenwirken mit den 
Verbänden der Jugendbewegung, den Volks­
bildungseinrichtungen und der freien Jugend­
pflege die gesamten Aufgaben der Jugend; 
arbcit in den Nahmen ihrer Pflichtleistungen 
cinbcziehen.

In der Eefährdetenfürsorge verfolgt die 
Ausführungsverordnung das Ziel, durch Für­
sorge allmählich den Ncglemcntarismus zu 
überwinden. Deshalb sind alle polizeilich Auf- 
gegriffcncn, bei denen weder Zwangsheilung 
noch ein Strafverfahren nachfolgt, den Wohl- 
fahrtsäintem oder den bei diesen gebildeten 
Pflcgcämtern zuzuführen, die sich auch bei den 
zur Zwangshcilung Eingewiefencn nach der 
Entlassung der nachgchcndcn Fürsorge an- 
zunchmen haben. Erstmalig ist bereits im 
Wohlfahrtspflcgcgesetz auch die Verwahrung 
geregelt, die in einer nicht unbeträchtlichen 
Zahl von Fällen schon zur Durchführung ge­
langt ist. In der Bekämpfung der Ge­
schlechtskrankheiten schreitet die Ausführungs­
verordnung der künftigen rcichsgcsctzlichcn Re­
gelung voraus und bestimmt weitcrgchend, 
daß Heilmatznahmcn durchzuführen sind. 
Im übrigen wird für die Träger der 
Versicherung eine Meldepflicht an die Wvhl- 
fahAs- und Jugendämter eingeführt.

Die Errichtung von Tuberkulosefürsorge- 
steilen ist Pflicht der Bezirkssürsorgeoerbändc,
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Meldepflicht gilt für offene Tuberkulose und 
Todesfälle an tuberkulösen Erkrankungen.

Pflicht der Wohlfahrtsämter ist neben 
der Jndividualfürsoige für die Trunksüch­
tigen, erforderlichenfalls auch in Form der 
Hcilstättcnbehandlung, die Bekämpfung des 
Alkoholismus als gesellschaftlicher Erscheinung. 
Trinkerberatungsstellcn oder zum wenigsten 
Beratungsstunden für Trunksüchtige und ihre 
Familienangehörigen sind in den Bczirksfür- 
forgeverbänden einzuführen.

Die Ausführungsvorfchriften zur Krüp­
pelhilfe enthalten ähnliche Bestimmungen wie 
das preußische und das braunschweigische 
Krüppelfürsorgcgesetz. In dcrF Anormalen- 
fürsorge ist besonderer Wert auf die nach- 
gehcnde Fürsorge bei entlassenen Anstalts­
insassen gelegt. Meldepflicht für Entlassungen 
besteht für die Landesheil- und Pflcgean- 
stalten, Beratungsstellen für geistig Erkrankte 
und Nervenkranke sind in den Bezirksfürsorgc- 
verbändcn cinzurichten. Nach den bisherigen 
Erfahrungen ermöglichen solche Stellen mit 
intensiver nachgehendcr Fürsorge Abkürzung 
der sehr kostspieligen Anstaltsvcrsorgung und 
eine Sonderfürsorge der die allgemeine Für­
sorge materiell und personell schwer belasten­
den nervenkranken Hilfsbedürftigen.

Die guten Erfahrungen der ärztlichen 
Versorgung der Kriegshinterbliebenen auf 
Grund von Verträgen der Fürsorgeämter mit

den Aerztcverbänden oder den Krankenkassen 
sollen für alle Fürsorgebedürstigcn genutzt 
werden. Die Jugend- und Wohlfahrtsämter 
sind gehalten mit den Aerzteverbänden oder 
nach 8 363a RVO. mit den Krankenkassen 
allgemeine Verträge über die ärztliche Ver­
sorgung der Minderbemittelten abzuschlictzcn.

Die organisatorischen Bestimmungen 
treten hinter der Regelung der materiellen 
Fürsorge an Bedeutung zurück. In bezirks- 
angehörigcn Gemeinden sind Ortsfürsorgcaus- 
schüsse zu bilden. Die Fürsorgeberechtigten 
und ihre Verbände besitzen in Sachsen ein 
gesetzliches Recht auf Vertretung in den ört­
lichen Bcschwerdcausschüssen, die über Unter- 
stützungsbeschwerden in Einzelfällcn endgültig 
entscheiden. Die Ausführungsbestimmung 
regelt, wie diese Beschwerdeausschüsse zu bilden 
sind und welche Verbände Anspruch erheben 
dürfen, in den Ausschüssen vertreten zu sein.

Schließlich bringt die Ausführungsbestim- 
mnng auf Grund einer im Wohlfahrtspflege- 
gesctz dem Arbeits- und Wohlfahrtsministc- 
rium erteilten Ermächtigung in einem fast 
IV- Seiten langen Schlutzparagraphen eine 
Zusammenstellung, welche landcsrcchtlichen Be­
stimmungen auf dem Gebiet der Wohlfahrts­
pflege noch Geltung besitzen und welche außer 
Kraft gesetzt sind. Diese Zusammenstellung 
bedeutet für die Staats- und Kommunal­
behörden wie für die Verwaltungsgerichtc eine 
willkommene Arbcitsersparnis.

Die yirnverletztenfiirsorge in Bayern.
Von Rcgierungsrat Dr. Kurt Schwarz, München.

Zu den schwerstbetroffenen Opfern des 
letzten Krieges zählen neben den Kriegsblin­
den, Schwcrtuberkulösen, mehrfach Verstüm­
melten wohl die Hirnverletzten. Deshalb 
nimmt sich die Fürsorge ihrer, wie auch der 
anderen Gruppen Schwerstbcschädigter in be­
sonderem Matze an. Sie bedürfen auch nach 
dcr Art ihrer Beschädigung einer ganz be­
sonders gearteten Fürsorge, was leider noch 
nicht überall genügend gewürdigt wird. Die 
Hirnverletzten erfreuen sich bedauerlicher­
weise in der Ocffcntlichkcit nicht der verständ­
nisvollen Teilnahme, wie andere Grup­
pen Schwerstbcschädigter, z. B. die Kriegs­
blinden, denen sich schon von alten Zeiten her 
die Sympathie der Allgemeinheit in reichem 
Matze zugewendet hat.

Es ist dies auch wohl begreiflich. Die 
Folgen der Hirnverletzung treten in ganz ver­
schiedener Weise in Erscheinung, so datz die 
Hirnvcrletzten häufig von Laien gar nicht als

solche erkannt werden. Vor allem aber kannte 
man Hirnvcrletzte nach früheren Kriegen kaum. 
Sie erlagen damals fast durchwegs ihrer Ver­
wundung. Es ist ein autzcrordentlicher Erfolg 
der ärztlichen Wissenschaft unserer Zeit, datz 
cs ihr gelungen ist, einen erheblichen Bruchteil 
Kopsschutzverletzter dem Leben zu erhalten und 
sie auch dein Berufsleben wiederzuschenkcn. 
Da der Weltkrieg weitaus die längste Zeit 
im Schützengraben geführt wurde, ist cs be­
greiflich, datz die Zahl der Kopfschutzver­
letzten sehr grotz war.

Schon im Mai 1917 wurde die Zahl der 
Hirnvcrletztenff auf 19 069—15 000 int Reich 
geschätzt. Bei der Tagung der später noch 
zu erwähnenden „Fürsorge für hirnoerletztc 
Krieger" wurde die Zahl der Kopfschutzocr- 
letzten im Reich sogar auf 40000 angegeben,

0 Or. Frank Thieß, Berliner Tagblatt vom 
III. April 1B17 Rr. 197.
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von denen freilich nur etwa V- als besonders 
fürsorgebedürftig angenommen wurde. In 
Bayern wird die Zahl der Schwernhirnver- 
lctzten, die mindestens um 50 t>. H. ihrer 
Erwerbsfähigkeit beschränkt sind, auf 3000 
geschätzt). Demnach dürfte sich für das Reich 
eine Zahl von über 25 000 errechnen, von 
denen freilich nur ein Teil dauernd besonderer 
Fürsorgematznahmen und nur ein noch 
kleinerer Bruchteil etwa der Unterbringung in 
einer Anstalt bedarf. Da erst durch den Krieg 
Erfahrungen in grötzerm Umfang an Hirn- 
verletzten gesammelt werden konnten, mutzte 
auch die Hirnverletztenfürsorge erst während 
des Krieges ganz neu geschaffen werden. Es 
verdient als besonders bemerkenswert hervor- 
gchoben zu werden, daß schon Ende 1914 in 
Köln eine eigene Provinzialberufsberatungs- 
stclle für Kopfschutzoerletzte aus der Rhein- 
prooinz eingerichtet wurde, aus der sich dann 
die Hirnverletztenstation in Köln und später 
nach dem Krieg das Provinzialinstitut für 
klinische Psychologie in Bonn entwickelt hat").

Kurz darauf wurden in Oesterreich von 
Prof. Hartmann in Graz und Prof. Fuchs in 
Wien Sondercinrichtungcn mit besonderen 
Ucbungsschulen für Hirnoerletzte geschaffen. 
1916 wurden in Frankfurt von Prof. Dr. 
Eoldsteinl * 3) und in München von Dr. Jsser- 
ling besondere Lazarette mit Schulen und 
Werkstätten eingerichtet, die auch heute noch, 
freilich, wenigstens die in München, in ver­
änderter Gestalt, weiter bestehen. Es ent­
standen dann noch weitere Sondereinrichtungen 
für Hirnocrletzte in Berlin, Nietleben b. Halle, 
Königsberg i. Pr., Hamburg-Altona, Han­
nover, Freiburg i. B„ Heidelberg, Tübin­
gen, Würzburg, die aber alle inzwischen wieder 
aufgelöst worden sind.

Eine wesentliche wertvolle Förderung er­
fuhr die Hirnverletztenfürsorge auch durch die 
„Fürsorge für hirnverletzte Krieger in Berlin", 
die sich nach ihrer Satzung zum Ziel gesetzt 
hatte, „reichsdeutschen Feldzugstcilnehmcrn, die 
schwere, mechanische Hirnverletzungen erliticn

l) Bayer, statistisches Jahrbuch 1024 Seite 314. 
Statistisch ersaßt marin bis I. April 1024 1629 
Schwerhirnocrichtc, die bis dahin die tzirnucrlctjten- 
abteilung in München besucht hatten.

"1 Vgi. 10 Jahre Kriegsbeschädigten- und 
llinterbiicbenenfiirsorgc in der Rhclnprooinz, Lan­
desrat Gcriach, Sonderdruck ans „Die Rheinische 
Prouinziaivcrtvaitnng, ihre Eniwickiitng und ihr 
heutiger Stand", Dllsseidars 1820 Seite 287 ff.; 
Dr. phii. et med. Walter Poppcireuther. „Die Psy­
chischen Schädigungen durch Kopsschuh im Kriege 
1914/17, Bd. I und II, Leipzig, Leopold Paß I9I7/I8.

3) Goldstein, „Die Behandlung, Fürsorge und 
Beguiachtnng der Hirnocrietitcn. Leipzig F.L. W. 
Vogel, 181g.

haben, in Ergänzung der Leistungen, die dem 
Reich, Staat und etwaigen sonstigen Stellen 
obliegen, Fürsorge im Einvernehmen mit den 
Stellen der amtlichen Kriegsbeschädigtenfür- 
sorge zu gewähren".

Die,Fürsorge für hirnverletzte Krieger, 
die Anfang 1917 durch Prof. Wilhelm Lukas 
von Cranach gemeinsam mit seinen Nachfol­
gern im Vorsitz, dem kurz nach ihm ver­
storbenen Oberpräsidenten Wirklichen Ge­
heimen Rat Dr. ing. h. c. Richter und Rechts­
anwalt Dr. Albert Katz, sowie Senatspräsi- 
dent Spiegelthal, dem letzten Vorsitzenden, 
den Geheimen Medizinalräten Prof. Dr. Bon- 
hoeffer, Dr. Bier, Dr. Krllckmann und Dr. Lipp- 
mann und einigen Finanzleuten gegründet 
wurde, übernahm als Aufgaben insbesondere

1. die Fürsorge und Schulung der Hirnver­
letzten,

2. die Unterstützung der wissenschaftlichen 
Bestrebungen, und

3. die Unterbringung der hirnverletzten 
Krieger in Heimen

und erfüllte diese vor allem dadurch, daß sie 
die erwähnten Sondercinrichtungen für Hirn­
verletzte mit erheblichen Zuschüssen für wissen­
schaftliche Apparate, für Schuleinrichtungen, 
Gehälter usw. unterstützte, in der Regel unter 
der Voraussetzung, daß sich die örtlich zustän­
dige Hauptfürsorgestelle an den Kosten — 
meist in gleicher Höhe — beteiligte. Die 
„Fürsorge für hirnverletzte Krieger" hat auch 
die Münchener Sondereinrichtung, in de­
ren Räumen sie im Jahre 1922 ihre 
Tagung abhielt, durch erhebliche Zuschüsse 
unterstützt, zuletzt auch noch das Hirnvcrletz- 
tcnheim. Durch die Geldentwertung fand auch 
ihre Tätigkeit, wie die mancher anderen 
segensreichen Stiftung ein jähes Ende.

Das Sonderlazarctt für Hirnverlctzte in 
der Station für psychisch Nervenkranke in der 
Ridlcrschulc in München wurde schon im Som­
mer 1916 durch Erlaß des Sanitätsamts des 
stellvertretenden Generalkommandos des 
l.bayer. Armeekorps, Zentrale für die Hirn- 
verletztcn des Korpsbczirks. Auch ein großer 
Teil der Hirnverlctzten aus dem Bereich der 
beiden anderen bayerischen Korps fand in der 
Münchener Anstalt Aufnahme. Durch Erlaß 
der Landcsdienststclle für das ärztliche Ver- 
sorgungswcscn in Bayern oom 3. Dezember 
1919, wurde das inzwischen in das Rci- 
singcrianum in München fSonnenstraßc) ver­
legte „Fachlazarctt für Hirnverlctzte" als 
Zentrale für ganz Bayern erklärt, besonders 
für solche Hirnverletzte, die längerer heil- 
pädagogischer Heilbehandlung bedürfen, und 
für Schwcrsicchc, wie auch für schwierigere
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Eutachtensfälle, bei denen die Anwendung 
besonderer psychologischer Methoden angezeigt 
erschien. Schon bald nach Kriegsende war 
erwogen worden, das Hirnverletztenlazarctt in 
das Schwabinger Krankenhaus zu verlegen, 
uni es dort später mit der Deutschen For­
schungsanstalt für Psychiatric auch räumlich 
in möglichst nahe Verbindung zu bringen. 
Deshalb hat der Verein zur Fürsorge für 
Schwerstkriegsbcschädigte, der sich im engsten 
Einvernehmen mit der amtlichen Kriegsfür­
sorge, besonders der Hirnbcschädigten an­
nimmt, zur Einrichtung eines Heimes für sieche 
und halbsieche Hirnverletzte im Herbst 1821 
in unmittelbarer Nähe des Schwabinger 
Krankenhaus (München, Parzivalplatz 2 a) 
ein Haus erworben. Als die ärztliche Ab­
teilung für Hirnvcrletztc am 26. April 1922 
wegen anderweitiger Verwendung des Rei- 
singcrianums dieses verlassen mutzte, und in 
das Schwabinger Krankenhaus übcrsicdelte, 
konnte das inzwischen im Reisingerianum in 
ganz bescheidener Form behelfsweise einge­
richtete Heim noch nicht mitumzichcn in das 
eigene Haus, da dieses erst bis Fe­
bruar 1923 von den bisherigen Inwohnern 
geräumt werden konnte. Die Schwierig­
keiten, die sich während dieser % Jahre wegen 
der weiten räumlichen Entfernung zwischen 
dem Heim einerseits und der ärztlichen Ab­
teilung mit den Schuleinrichtungcn und Werk­
stätten andererseits ergeben haben, haben er­
neut bewiesen, wie wichtig gerade in der 
Hirnvcrlctztcnfürsorgc die möglichst enge Ver­
bindung aller dieser Einrichtungen ist.

Am 1. September 1924 mutzte mit Rück­
sicht auf den Personalabbau ini ärztlichen 
Bcrsorgungswcsen die Abteilung für hirnvcr- 
letzte Kr.'gsbcschädigte im Schwabinger 
Krankenhaus als eine reichscigcnc Einrichtung 
im Sinne der Ziff. 7 der Ausführungsbcstim- 
mungcn zu § 8 RVE. aufgelöst werden. Der 
Verein für Fürsorge für Schwerstkriegsbeschä- 
digtc cntschlotz sich, neben dem Heim eine 
kleine Krankenabtcilung weiter zu führen und so 
für die Schwcrstkricgsbeschädigtrn eine fpezial- 
ärztlichc Behandlung durch die bewährten 
Fachärzte sicher zu stellen. Da sich die Unter­
bringung wirser Abteilung in einem der 
Münchener städtischen Krankenhäuser, beson­
ders in dein am günstigsten gelegenen Schwa- 
bingcr Krankenhaus nicht ermöglichen lietz, 
erbaute der Verein zur Fürsorge für Schwerst- 
kricgsbcschädigtc neben dem alten Heim, das 
schon längst zu klein geworden war, ein neues 
Haus. Die erforderlichen Baugeldcr wurden 
ihm fast durchwegs aus öffentlichen Mitteln 
zur Verfügung gestellt.

Das Haus konnte am 10. Juli 1925 
seiner Zweckbestimmung übergeben werden. Es 
enthält in feinem Lrdgeschotz autzcr dem grotzen 
Speisesaal Wohn- und Schla^immer (durch­
wegs 1—3 Betten) für Heiminsassen, so datz 
das Heim im alten und neuen Haus Raum 
für 40 Heimpfleglinge hat. Im ersten Stock 
wurde eine Krantenabteilung init 30 Betten 
eingerichtet, deren Zahl vorübergehend etwas 
erhöht werden kann. Um den Patienten de» 
Aufenthalt in der Anstalt möglichst angenehm 
zu machen, wurden auch in der Krankcnabtci- 
lung vorwiegend kleinere Zimmer mit 1 bis 
2 Betten eingerichtet, für die Kranken, die 
häufig Hilfe oder Ueberwachung brauchen, 
besteht -in größerer Krankensaal.

Im Heim wie in der Krankenabteilung 
finden neben Hirnoerlctzten auch organisch 
nervenkranke Kriegsbeschädigte Aufnahme, für 
die im Jahre 1922 in München die Heckscher 
Ncrvenheil- und Forschungsanstalt dank einer 
hochherzigen Stiftung des Deutsch-Amerikaners 
August Heckschcr in New Pork errichtet worden 
war. Diese war zunächst im städt. Krankenhaus 
rechts der Isar untcrgebracht. Nachdem der 
Mitbegründer und leitende Arzt, Prof. Dr. 
von Malaise leider im November 1923 ge­
storben war, schlossen sich die Heckschcr-Nerven- 
heil- und Forschungsanstalt und der Verein 
zur Fürsorge für Schwerstkriegsbcschädigte zu 
einer Arbeitsgemeinschaft zusammen, da die 
Arbeitsgebiete beider Einrichtungen sich so 
nahe verwandt sind und vom wissenschaftlich- 
ärztlichen Standpunkt aus sich aufs engste 
berühren, ja sogar häufig übcrschncidcn. Di: 
beiden Vereine, die nunmehr gemeinsam den 
Namen „Heckscher-Nervcnhcil- und Fvrschungs- 
anstalt" tragen, haben sich in ihre Arbeit in 
der Weise geteilt, datz sich die alte Hcckscher- 
Stiftung besonders der Krankenabtcilung an 
nchmen soll, während der Verein zur Für­
sorge für Schwcrstkricgsbeschädigtc vor allein 
das Heim und die im Souterrain des Neu­
baues untcrgcbrachten Werkstätten führt. Da- 
ourch, datz die ganze Wirtschaftsführung und 
das Personal für beide Einrichtungen gemein­
sam ist, und datz vor allem dem leitende» 
'Arzt die ärztliche Ueberwachung auch des 
Heimes obliegt, und umgekehrt der Leiter des 
Heimes, ein um die Hirnocrlctztenfürsorge 
hochverdienter, selbst schwer hirnvcriehtcr ehe­
maliger Lehrer, zugleich Verwalter der Kran 
kenabteilung ist, besteht schon ohne weiteres 
die Gewähr für die engste Zusammenarbeit 
der beiden zusammengehörigen Einrichtungen.

Die Erfahrung hat ja gelehrt, datz 
I gerade in der Hirnocrlctztenfürsorgc ärztliche 
' Behandlung und hctlpädagogische Schulung,
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Berufsausbildung und Arbeitsfürsorge aufs 
engste Hand in Hand arbeiten müssen.

Für die Münchener Anstalt ist die innige 
Verbindung von Heilanstalt. Heim- und Ar­
beitsstätte das charakteristische Merkmal, sie 
gibt der Anstalt ihr eigenes Gepräge. Die 
erzielten Erfolge rechtfertigen die Weitcr- 
verfolgung des bisher cingeschlagenen Weges').

Nach der schon erwähnten Statistik 
standen am 1. April 1924 von den damals 
statistisch erfaßten 1629 Schwerhirnverletzten 
1397 --- 85,67 v. H. wieder im Erwerbs­
leben, 232 -- 14,33 v. H. übten keinen 
Beruf aus. Von letzteren waren 130, also 
etwa 8’ v. H. der Gesamtzahl, überhaupt 
zu jeder Arbeitsleistung unfähig.

Diese Zahlen schließen eine Unsumme 
von Mühe und Arbeit der Aerzte und Heil- 
pädagogcn in sich, aber auch ein ganz außer­
ordentliches Maß von Willenskraft, von 
Aufopferung und Fleiß seitens der Verletzten, 
ein stilles Heldentum sondergleichen.

Wohl mit zu den ergreifendsten Bildern 
in der Verwundetenpflege gehört so eine 
Klasse Hirnverletzter. Da sitzen die gereisten, 
bärtigen Männer, deren eigene Kinder zum 
Teil schon der Schule entwachsen sind und 
lernen wie äöL-Schützen Lesen, Schreiben, 
Rechnen, ja, häufig auch das Sprechen wieder; 
dies aber unter erheblich erschwerten Ver­
hältnissen gegenüber normalen Schulkindern. 
Denn durch die Verwundung sind gewisse 
Teile des Gehirns überhaupt entfernt oder 
lahmgelegt. Dadurch fallen die Funktionen, 
die bisher von diesen Echirntcilcn ausgcübt 
wurden, zunächst aus. Es ergeben sich die ver­
schiedenartigsten Ausfallerscheinungen, beson­
ders Störungen im Sprechen, Lesen, Schrei­
ben, Denken, aber auch Lähmungen von 
Gliedern. Aufgabe der heilpädagogischen Be­
handlung ist es, für die Defekte Ausgleiche 
zu schaffen. Vielleicht wird es uns 
Laien auf medizinischem Gebiet am leich­
testen verständlich durch das Beispiel emes 
Fernsprechnetzes im Felde: wird eine Fern- 
iprcchstellc zerstört, so muß das Gespräch auf 
Umwegen über andere Stellen geleitet werden, 
was immer mit großen Schwierigkeiten und 
Störungen verbunden ist. Beim Fernsprech­
netz kann aber ein neuer Teil eingesetzt werden, 
beim Gehirn nicht.

Der Unterricht muß durch psychologisch 
und phonetisch besonders geschulte Lehrkräfte 
erteilt werden. Er stützt sich auf das Ergebnis

•) Professor Dr. Issertin in Mitteilungen der 
Bayerischen Landeohaoplsürsorgesteiie", l. Jahrgang 
Nr. 9, 2. Jahrgang Nr. 7.

der eingehenden Untersuchungen und Ver­
suche, die von Aerzten und Psychologen mit 
Hilfe besonderer Apparate gemacht worden 
sind. Zu diesem Unterricht wurden während 
und nach dem Kriege besonders Lehrkräfte 
aus den Hilfsschulen und vor allem aus 
den Taubstummenanstalten hcrangezogen, 
deren besondere Lehrmethoden vielfach auch 
bei den Hirnverletzten Verwendung finden 
konnten. Der Unterricht mutz natürlich jedem 
Einzclfall angepaßt werden. Da aber fast 
jeder Fall vom anderen verschieden ist, kann 
ein Lehrer nur wenig Beschädigte zu gleicher 
Zeit unterrichten. Schiefertafel, Griffel, 
Fibel sind wieder die Lernmittel wie bei 
den Schulkindern im ersten Jahrgang, und 
auch die Stäbchen und andere Anschauungs­
mittel müssen wie bei den kleinen Schul­
buben zu Hilfe genomincn werden. Eine große 
Rolle spielt auch der Spiegel, um damit die 
richtige Mundstellung für das Sprechen zu 
erlernen. Dauernde Nachhilfen und Ver­
besserungen sind nötig. Der Verletzte weiß 
z. B. recht wohl, daß er den Artikel „der" 
verwenden muß, er ist auch überzeugt, daß 
er „der" gesagt hat, und wird sich gar nicht 
bewußt, daß er tatsächlich „die" gebraucht hat.

Mühsam ist das Wiederlernen unter solch 
erschwerten Umständen und effordcrt ein un­
beschreibliches Maß von Geduld auf seiten der 
Lehrer, wie auch der Schüler, oft Jahre 
hindurch. Um so schöner und erfreulicher sind 
aber darum die Erfolge. Eine ganze Reihe 
Hirnverletztcr, die nichts niehr zu sprechen 
vermochten, die lallten wie ein Kind und die 
deshalb für geistig minderwertig gehalten 
wurden und schon in eine Heil- und Pflcge- 
anstalt gebracht werden sollten, haben wieder 
ganz schön das Sprechen gelernt und füllen 
heute wieder ihre Stelle im Leben und Beruf, 
freilich mit erhöhtem Aufwand von Willens­
kraft und Nervenanspannung, aus. Immer 
wieder kommt cs vor, daß ihnen ein schwie­
riges Wort nicht einfällt, oder daß ihnen 
dessen Aussprache kaum möglich ist. Wohl 
einen außerordentlichen Gewinn bedeutet cs 
nicht nur für die Hebung der Erwcrbs- 
fähigkeit, sondern schon für die menschen­
würdige Gestaltung des Daseins dieser 
Schwcrbctroffcnen, wenn sic so dem Leben 
wicdergcschcnlt werden, wenn ihnen so der 
Verkehr mit ihren Angehörigen, wie über­
haupt mH ihrer Umwelt, wieder ermöglicht 
wird. Dies ist bei ihnen besonders deshalb 
wichtig, weil sic im Gegensatz zu vielen Geistes­
kranken sich über ihre Lage völlig klar sind, 
sich nur nicht entsprechend auszudrücken ver­
mögen. Deshalb ist cs besonders traurig,
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wenn solche Beschädigte mit Geistesgestörten 
untergebracht werden, wie es leider, wenig­
stens in früheren Jahren, in denen die Hilfs- 
müglichkeiten für die Hirnverletzten in weiteren 
Kreisen noch nicht so bekannt waren, wohl 
vorgekommen ist.

Freilich zieht sich solche Behandlung oft 
jahrelang hin, und das erscheint auch wohl 
begreiflich. Die Frage, ob sich eine solche 
langdauernde Behandlung wirtschaftlich ver­
treten läßt, mutz bei diesen Schwcistbctroffcncn 
meines Erachtens ganz in den Hintergrund 
treten. Auch wenn sie zu keiner volkswirt­
schaftliche Werte schaffenden Tätigkeit mehr 
fähig werden sollten, so ist der rein mensch­
liche Vorteil so unschätzbar hoch, datz er — 
in die Wagschale geworfen — bedeutend 
üficrmicgt; diese Matznahmen liegen auch ini 
Nahmen der Behebung körperlicher Be­
schwerden gcmätz Z 4 RVE.

Der hcilpädagogischc Unterricht wird 
durch die Uebungsbehandlung in den Werk­
stätten des Heimes bestens ergänzt. Diese 
Tätigkeit bietet auch die beste Gelegenheit 
zur Beurteilung der Erwcrbssähigkcit, und 
vor allem Anhaltspunkte für die Berufs­
beratung und ermöglicht gleichzeitig die 
Berufsausbildung. Bei der Schwere und 
Vielgestaltigkeit der Hirnbeschädigungcn und 
der ganz verschiedenartigen Auswirkung der 
einzelnen Verletzungen ist die Berufsberatung 
bei den Hirnvcrlctzten besonders wichtig, aber 
auch sehr schwierig und erfordert jeweilige Zu­
ziehung des Facharztes. Sehr wertvoll er­
wies sich die gründliche Mitarbeit eines selbst 
sehr schwer hirnvcrlctzten Lehrers. Die 
Berufsfürsorgc ist auch bei den hirnvcrlctzten 
bcniüht, sic ihrer bisherigen Tätigkeit, die 
sie meist auch sehr licbgcwonncn, zu erhalten 
oder sic in einem Berufe unterzubringen, in 
dem sic ihre Fachkcnntnisse wenigstens teil­
weise verwerten können. Wie weit dies ge­
lungen, zeigt die schon öfter erwähnte Statistik 
vom 1. April 1924:
SO waren: vor nach

der Deriehung
ln vkfenNlchen Betrieben

Beamte und BngesleNte .... 94 267
In privaten Betrieben.................... 113 145
Hanbwcrter........................................ 473 155
In landwirtschaftlichen Betriebe»

Arbeiter ......................................... 564 513
In Industriebetrieben........................ 187 175
freie Berufe........................................ 71 50
fanfttge Berufe................................ 127* *) 92

ohne Berus......................................... 232
hiervon »6111g arbeitaunfiihig ... 130

•) Darunter 45, bei denen die Berufe »tag an­
gegeben waren.

Die erfreuliche Tatsache, datz weitaus die 
meisten Schwcrhirnvcrletzten wieder beruflich 
tätig sind, und datz die Mehrzahl in ihrem 
alten Berufe oder doch in einem verwandten 
Berufe untergckommcn ist, darf aber darüber 
nicht hinwcgtäuschen, datz die Berufsarbeit 
für die meisten eine weit höhere Anstrengung 
und Nervenanspannung bedeutet als für Ge­
sunde, und datz sie eine außerordentliche 
Willenskraft erfordert und bei vielen eine 
grotze Entsagung. Nicht nur, datz ihnen in­
folge ihrer Beschädigung fast durchweg die 
Aufstiegsmöglichkeiten genommen sind, recht 
viele sind sogar hcrabgestiegcn, besonders in 
geistigen Berufen. Ein Literarhistoriker, der 
schon seine Habilitationsschrift eingcreicht 
hatte, mutz sich jetzt damit begnügen, eine 
kleine Zeitschrift zu leiten; cm Kaufmann, dem 
eine glänzende Laufbahn bcvorstand, arbeitet 
heute mit Aufbietung -aller Kräfte als ein­
facher Zeichner auf einem Katastcrbüro, ein 
Student der landwirtschaftlichen Hochschule ist 
froh, datz er als Ausgchcr noch etwas ver­
dient, und datz er durch die Beschäftigung 
von seinem schweren Los am ehesten abgclcnlt 
wird, denn die Arbeit ist bei den Schwcr- 
hirnoerlctzten, ebenso wie bei den Kriegs­
blinden, nicht nur eine Verdienstquellc, son­
dern vor allem auch die beste Ableitung für 
düstere Gedanken, in die ein so Schwer­
beschädigter nur zu leicht verfällt, wenn er 
Zeit hat, über sein schweres Schicksal nach- 
zusinncn. Deshalb ist cs bei den Hirnvcrlctzten 
wie bei den Kriegsblinden besonders wichtig, 
datz ihre Arbeitsfähigkeit durch ausgiebige 
Erholung erhalten wird.

Bei manchen der Schwcrstbetroffcncn 
freilich bereitet die Vermittlung einer Tätig- 
kcit auf dem allgemeinen Arbcitsmarlt wegen 
der Art und Schwere der Beschädigung fast 
unüberwindliche Schwierigkeiten. Für sic sind 
vor allem auch die schon erwähnten Werk­
stätten bestimmt, die schon in der ersten Zcii 
der Hirnverletztcnabteilung angeglicdert und 
die in dem Neubau des Heimes wesentlich 
umgcstaliet und ausgcbaut worden sind. Die 
Schlosscrrvcrlstättc ist schon seit einigen Jahren 
aufgehoben, weil sich Schlosserarbcitcn nur 
für wenige Hirnverletzte eignen. Dagegen be­
steht seit Beginn »och die Schreiner- und 
Malerwerkstältc; die ersterc wird von einem 
selbst Schwcrhirnvcrletzten geleitet. Diese beiden 
Werkstätten arbeiten aufs engste miteinander 
zusammen in der Herstellung von einfachen, 
meist bunt bemalten Spiclwarcn, deren Ferti­
gung de» Beschädigten viel Freude macht. 
In diesem Zweige sind die meisten der 
Wcrkslättcnbesucher beschäftigt. Für einzelne
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Hirnverlctzte eignet sich vor allem die Bedie­
nung der Kupferdruckpresse in der graphischen 
Wcrkslätte. In ihr werden unter Lei­
tung eines hirnverletzten Künstlers Radie­
rungen dieses Künstlers und neuerdings auch 
Radierungen von Städtebildern vervielfältigt. 
Nunmehr wird noch eine Buchbinderei ein­
gerichtet. Die durch Lähmungen mehrerer 
Glieder besonders schwer Behinderten werden 
durch eine Kunstgewerblerin in Bast- und 
Flechtarbeiten ausgcbildet. Sie finden viel 
Freude an diesen einfachen Beschäftigungen.

Die Erzeugnisse der Werkstätten werden 
im freien Handel abgcsetzt. Die bayerischen 
Kicishauptfürsorgcstcllcn und Fürsorgcstcllcn, 
wie auch die Krcditgemeinschaft gemeinnütziger 
Selbsthilfeorganisationcn Deutschlands in 
Berlin unterstützen die Wcrlstättcn wesentlich 
durch Vermittlung von Aufträgen.

Die Treue, der Fleih und der Eifer, 
mit denen die Hirnvcrletztcn in den Werk­
stätten, aber auch sonst in ihrem Beruf ihre 
Arbeit, und sei sic auch noch so schlicht, ver­
richten, sind rührend und für viele in der 
Vollkraft Stehende beschämend. Auch auf sie 
trifft die bei anderen Schwerbehinderten, be­
sonders bei den Blinden gemachte Beob­
achtung z», das; sie sich in ganz besonderem 
Mähe auf ihre Arbeit konzentriere»: Ab- 
lcnkungsgründc gibt cs für sie viel weniger. 
Sie wirtschafte» treu und redlich mit den, 
ihnen noch anvcrtrauten Pfund oder, richtiger 
gesagt, Pfündlein.

In den Wcrlstättcn arbeiten nicht nur 
die Heiminsasseu, soweit sie nicht anherhalb 
des Heimes einer Tätigkeit nachgchcn, und 
gegebenenfalls die Patienten der Kranken- 
abtcilung, sondern auch Schwerverletzte, die in 
der Stadt bei ihren Angehörigen wohnen.

An sich wird natürlich angcstrcbt, das; 
die Hirnvcrlehten, zumal soweit sic verheiratet 
sind, bei ihren Angehörigen wohne»; nur 
solche sieche und vor allem halbsicchc Hirn- 
verletztc und organisch Nervenkranke, die 
wegen der Art ihrer Beschädigung nicht nach 
Hause zurütlchren können, weil sie entweder 
leine Heimat haben oder dort nicht die er­
forderliche Pflege erhalten können, oder die 
bei srcmdcn Mictgcbern nur schwer ein Unter­
kommen sindcii lönncn, kommen ins Heim').

Bei der Arbeitsvermittlung, wie auch bei 
der Wvhnungsbcschaffung bereiten die cpi>

's Wenn das Heim unb die Kraniienableilnng 
auch in erster Linie für bayerische tztrngeschädigie 
und organisch Rervenirranbe besliminl ist. sn liiinncn 
darin, soneil Play vorhanden, auch Hirnvcrlclstc 
ans anderen deutschen Landern, besonders aus den 
benachbarten sUbdcntschell Staaten, nufgcnvmincn 
werden.

leptischen Anfälle, dieses schwerste Kreuz der 
Hirnbeschädigten, die bei vielen Hirnverlctzten 
— nach Schätzung der Fachärzte bei etwa 
V-—'h aller Hirnbeschädigten — früher oder 
später in den allcrverschicdensten Formen auf- 
trcten, große Schwierigkeiten.

Sie bedrohen auch ebenso wie die Hirn­
abszesse, Hirnhautentzündungen, Rarbcnwuche- 
rungcn, Blasenbildungen dauernd das Leben 
der so Beschädigten und bereiten ihnen viele, 
zum Teil sehr schmerzhafte Beschwerden. Sie 
machen auch häufig Wiederaufnahme in die 
Kranlcnabteilung notwendig, in der sic sach­
kundige Behandlung durch die seit Jahren 
bewährten Fachärzte finden').

Gerade in der jüngsten Zeit haben wieder 
einige Kranlheitsfälle bewiesen, wie Leute mit 
schweren Hirnbcschädigungcn, sogar mit Ee- 
jchohfrcmdtörpern oder Knochensplittern im 
Echim Jahre hindurch sich plagen, trotz ihrer 
Beschwerden ihren Beruf auszuübcn, bis sie 
gar nicht mehr können. Ihre Verwundung 
wird von den behandelnden Acrztcn nicht richtig 
erkannt, deshalb finden sie auch mit ihrem 
Klagcvorbringcn keinen Glauben.

Auch sonst macht man die Beobachtung, 
daß die Hirnverlctzten nicht als solche er­
kannt werden und dah ihnen daher oft auch 
nicht die entsprechende Versorgung und Für­
sorge zuteil wird. Deshalb hat die Bayerische 
Landeshauptsürsorgestelle für Kriegsbeschä­
digte und Kriegshinterbliebene gemeinsam mit 
der damaligen Versorgungsabtcilung für Hirn- 
vcrletzte an die bayerischen amtlichen Für- 
sorgcstellcn für Kriegsbeschädigte und Kriegs­
hinterbliebene mit Entschliehung vom 20. April 
1922") Leitsätze herausgcgeben, in denen sie 
auf das Wesen der Hirnverletzungen und die 
Möglichkeiten der Hilfe durch entsprechende 
Sondcrfürsorgc hingewiescn werden und 
ihnen die Erfassung aller Hirnverlctzten 
des Bezirks besonders zur Pflicht gemacht 
wird'"). Auch den Bezirksfürsorgcrinnen wird 
in den Ausbildungskurseii jeweils besonders 
ans Herz gelegt, sich der Hirnverlctzten wie 
auch der anderen Schwerslkricgsbeschädigten mit 
besonderer Liebe anzunchmen, denn bei den 
Hirnverlctzten tut eine »achgchcndc Fürsorge 
besonders not. Jin Gegensatz zu anderen 
Gruppen Kriegsbeschädigter zieht sich der

') Die Einweisung in die Kranbcnableilung der 
Hektischer Rervenlieil- and Torschungsanstatt, Mön­
che». Tristanstr. 20, erlöst» gemäs; tz H Abs. III 
ABG. durch die Kranlienliasscn.

") Mitteilungen der Bäuerlichen Landeshaupt- 
kürsoracstclle. .'I. Jahrgang, Rr. 7.

"•) Wie für die Kriegsblinden wird in Bagern 
auch für die Hirnverleisten eine eigene Karle! ge- 
»11)11, deren Anlage noch nichl abgeschlossen ist.
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Hirnoerlehte häufig zurück, wenn er bei einer 
Stelle nicht sofort die erhoffte oder erbetene 
Hilfe erhält. Er empfindet cs bedrückend, datz 
er sich nicht recht auszudrückcn vermag und 
deshalb nicht verstanden wird. Er fürchtet 
auch wohl, daß ihn eine zwar ganz gut ge­
meinte, aber vielleicht ungeschickte Frage zu 
einem Wutausbruch reizen könnte; er verzichtet 
deshalb lieber auf Fürsorgeleistungcn, als daß 
er zur Fürsorgestcllc ginge. Deshalb erscheint 
es bei den Hirnbeschädigten besonders wichtig, 
daß sie die Fürsorgerin gegebenenfalls in 
ihren Wohnungen aussucht. Der Hirnvcrietztc 
ist dann incist schon beglückt, da er sicht, daß 
er nicht vergessen ist, datz sich die Fürsorge 
seiner in warmherzigem Interesse annehmen 
will. Die Hirnbeschädigtcn sind für solche 
Teilnahme deshalb so besonders dankbar, 
weil sie sich sehr oft verkannt fühlen und 
wegen einiger Folgeerscheinungen ihrer Ver­
letzung leider bisweilen mit Ncurothikern oder 
Idioten verwechselt werden.

Diese Verkennung verstärkt auch die seeli­
schen Verstimmungen, die bei vielen an sich als 
Folge ihrer Beschädigung stark heroortretcn. 
Diese Verstimmungen wirken natürlich auch 
auf die Familie zurück und machen die schwere 
Last, die an sich aus den Frauen Schwerhirn- 
verlctztcr in erhöhtem Matze ruhten, noch 
drückender. Es crsch.int deshalb besonders 
wichtig, datz die Fürsorgerin bei ihren Be­
suchen Gelegenheit nimmt, auch den Frauen 
der Hirnoerletzten, denen neben der Sorge 
für den Haushalt und die Kinder auch die oft 
recht schwierige Pflege des Mannes obliegt, 
mit Rat und Tat an die Hand zu gehen, be­
sonders auch in Fragen der Berufsausbildung 
der Kinder. Wie das Neichsarbcitsministe- 
rium und der Reichsausschutz der Kriegsbe­
schädigten- und Kriegshinterblicbencnfürsorge 
wiederholt betont haben'), ist, wie bei den 
Äriegcrwaiscn, auch besonders bei den Kin­
dern der Schwerstbeschädigten, für die der 
Vater wegen seiner Verwundung nicht mehr 
so sorgen lann wie in gesunden Tagen, eine 
gründliche Berufsausbildung auch schon des­
halb anzustreben, weil diese Kinder häufig 
später noch für ihren schwerbeschädigten Vater 
mitzusorgen haben.

*) Dgl. Richiiinicn des Reichsausschusses der 
Ko.. und Kh.Fürsorge über die Erziehung und 
Ausbildung von Kriegerwaiscn und von Kindern 
Kriegsbeschädigter vom 18. März 1021 (RBBl. 21 
6. 21!> Nr. 443) und Richtlinien der Bager. Landes- 
hauprfürsorgesiellc für Sb. und Kl», über Berufs- 
fllrforgc uni» Berufsbeihllfen für Kriegerwalfen- und 
Kriegsbefchädigleniiinder roon 8. Avril 1022 
l„Bayer. Slaälsanz." 1022 S. 87. „Mitteilungen 
der Landeshauplfürforgefteile", 3. Jahrgang, Nr. 7).

Je mehr sich die Hirnoerletzten von der 
Welt absondern, desto mehr suchen sie ihr 
Glück in der Familie. Erfreulicherweise haben 
recht viele in ihr ein reiches Glück und einen 
vollen Ersatz für das Viele, auf das sie ver­
zichten müssen, gefunden'). Den Frauen un­
serer Schwerstbeschädigten, die so still und 
tapfer ihren Männern ihr schweres Kreuz 
mit selbstaufopfernder Liebe mittragen helfen, 
gebührt dafür besonderer Dank und Aner­
kennung.

Nach der Statistik vom 14. April 1924 
waren 778 von den damals erfaßten 1628 
Hirnoerletzten verheiratet, und zwar hatten 
sich 476 erst nach ihrer Verwundung ver­
heiratet. Inzwischen ist die Zahl der Ver­
heirateten nicht unbeträchtlich gestiegen. Die 
Frage der Wohnungsbcschaffung, die gegen­
wärtig die Eheschließung oft so sehr erschwert, 
ließ sich häufig dadurch lösen, datz solchen 
Schwerbeschädigten eine Wohnung außer der 
Reihe zugcwicscn wurde. Gerade in letzter 
Zeit gelang cs auch, mehrere besonders Schwcr- 
hirnvcrletzte in der nächsten Nähe von Mün­
chen anzusicdcln, so datz sie im Notfall auch 
durch di- Anstalt die notwendige fachärztliche 
Hilfe erhalten können. Dies war vor allem 
dadurch möglich, datz für Schwerstkriegsbcschä- 
digtc, „insbesondere Kriegsblinde, Lungen­
leidende und Hirnoerlehte" neben den staat­
lichen Wohnungsbaudarlehcn — freilich in be­
schränktem Umfange — Zusahdarlchcn aus 
Reichs- und Landesmittcln gewährt werden 
können"), die gleich den staatlichen Darlehen 
von 100v/o Krirgsbeschädigtcn nicht oerzinst 
werden brauchen. Der Betrag, den die an­
deren Darlehensschuldner an Zins- und Rück- 
zahlungsratcn zu leisten haben, wird aus- 
schlictzlich zur Tilgung des Darlchns ver­
wendet'").

Nach Vorstehendem darf man wohl sagen, 
datz die Hirnoerlctztcnfürsorge in den letzten 
Jahren erhebliche Fortschritte gemacht hat 
und datz besonders die Münchener Anstalt in 
ihrer Vereinigung von Heilanstalt, Heim und 
Arbeitsstätte eine ideale Lösung darstcNt. 
Was noch vor allem nottut, ist, datz die Er-

') Wie ärztlich.wissenschaftlich ftfiflcljt, ver­
erben sich auch die schweren Folgen der Hirnver­
letzung nicht auf die Kinder. Schivicrigücilcn ergeben 
sich freilich biüivct en daraus, das; die Hirnoerletzten 
infolge ihrer Dcrivundung besonders empfindiich 
find gegenüber Kinderlärm.

") Bcüonntinachung des Bayer. Staaismin. f. 
Soziale Fürsorge vom 28. Dezember 1023 l„Dayer. 
Siaalvanz.", 1020, Nr. 302) 3iff. 4, II, 2. Abf.

'") Bcliannttnachung des Bayer. Staaismin. f. 
Soziale Fürsorge vom 13. Fanuar >020 („Bayer. 
Staalsonz.", 1028, Nr. 12).
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fcnntnis von den schweren Folgen der Hirn- 
ocrlctzungcn, aber auch von den Möglichkeiten 
der Hilfe für sic in weitere Kreise dringt. 
Diesem Ziel will — selbstverständlich neben 
dem Hauptzweck der Mittclaufbringung — 
auch die Sammlung dienen, die in Bayern 
seit mehreren Monaten für das neue Heim 
durchgcführt wird. Es liegen manche An­
zeichen vor, daß dieses Ziel — wenigstens 
zum grasten Teil — erreicht worden ist. Das 
Sammlungsergebnis kann in Anbetracht der 
ungünstigen Zeitverhältnisse und gemessen an 
den, Erfolg anderer gleichzeitiger Sammlun­
gen als recht günstig angesprochen werden. 
Freilich bleibt cs erheblich zurück hinter dem 
Erträgnis der Sammlung für das Kriegs- 
blindcnerholungshcim Söcking, trotzdem die 
Zahl der Schwcrhirnvcrlctzten etwa achtmal 
so grast sein dürfte als die der Kriegsblinden. 
Grund hierfür ist sicher neben anderem, dast 
die Allgemeinheit den Blinden immer noch 
weit grösteres Interesse entgegenbringt, als 
den Hirnverlctztcn.

Die Fortschritte der letzten Jahre in der 
Hirnocrletztensürsorgc erlangen dadurch noch 
besondere Bedeutung, dast sie über den Kreis 
der Kriegsbeschädigten hinaus auch für son­
stige Hirngeschädigte nutzbar gemacht werden 
können und sollen.

Das ist ja ein austerordcntlich tröstlicher 
Gedanke, dast aus dem schweren, zuin Teil 
nicht mehr gutzumachcnden Leid der Kricgs- 
vcrwundetcn ähnlich Behinderten Nutzen er­
wächst, indem die in der Kricgsfürsorge ge­
sammelten Erfahrungen für sie nutzbar ge- 
uiacht werden. So wie die Kricgsfürsorge über­
haupt wertvolle Pionierarbeit für die allge­
meine Wohlfahrtspflege geleistet hat, so wer­
den die schönen Ergebnisse, die an den h!rn- 
verletzten Kriegsbeschädigten erzielt wurden, 
auch für sonstige Hirngeschädigte verwertet 
werden können, für Unfallbcschädigte, vor 
allem aber auch für Kinder.

Wenn die praktische Arbeit der Hcckscher 
Nervcnheil- und Forschungsanstalt auch fast 
ausschli.st'.ich den Kriegsopfern gilt, so haben 
an den Früchten ihrer wissenschaftlichen For­
schung doch auch sonstige Hirngeschädigte teil, 
ein Gedanke, der besonders auch von den 
Kriegsbeschädigten, die nach dem unglücklichen 
Ausgang des Krieges unter dem Gefühl, dast 
ihre Opfer vergeblich gewesen seien, stark 
leiden, erlösend und aussöhnend empfunden 
wird.

Das nachstehend abgedruckte Verzeichnis 
der allein seit dem Jahre 1922 von der frü­
heren Hirnvcrlehtcnabteilung und jetzigen

Neroenhcil- und Forschungsanstalt veröffent­
lichten wissenschaftlichen Arbeiten, beweist 
am deutlichsten, wie die Arbeit an den 
hirnvcrletztcn Kriegsbeschädigten — ohne 
dast deren Interesse dadurch irgendwie 
beeinträchtigt worden wäre — die Wissenschaft 
befruchtet Hat, und von welch weittragender 
Bedeutung sie für die besonders schwer- 
betroffenen Hirngeschädigtcn ist.

Aus der Abicilung für hirnvcrtctzte Kriegs 
befchädigte ftiid feil ihrer llcbcrffcblunq in das 
Krankenhaus Schwabing (Frühjahr 1922) folgende 
wiffeufchafttichc Arbeiten erschienen und zum Dell 
in Sonderdändcu als eigene Arbeiten des Institutes 
hcrausgcgcbcn worden.

9 f f e r I i n , lieber Aggrammatismus.
Feuchtwanger-Eliasbcrg, Zur pfychologt- 

fchen und ptychopalhologischen Untersuchung und 
Theorie des erworbenen Schwachsinns.

lene Störungen bei Hirn-

oon Kricgsneurotikern.
G ö p f e r t, lieber Restitution nach Hirnvcrtchun- 

gcn. Erster Sondcrband (Zeitschrift für die ge­
samte Neurologie und Psiichiotrie, Bond LXXV, 
Heft 3/5, 1922).

3 sserlin, Heber Beurteilung und Behandlung 
der Folgen von Hirnschädigung (Zeitschrift für 
ärztl. soz. Versorgungswesen, 1922, Heft 1/2).

Dahls heimer, Die Beziehungen zwischen Augen- 
schußverletzung und darnach auftretenden Gehirw- 
erscheinungen. Inaugural-Dissertation.

Metzger, Das Stirnhirn im zentralen Gleich­
gewichtsapparat. Inaugural-Differtntion.

3 sserlin, Hugo Liepmann zum 60. Geburtstag.
3 s s e r l i n , Psychiatrie und Heiipädagogik.
3 sserlin, Heber Störungen des Gedächtnisses bei 

Hirngeschüdigten.
R a t i g , Erfahrungen über die Bedeutung von 

Fremdkörpern im Gehirn.
Gräfin Küenburg, Heber das Erfassen ein­

facher Beziehungen am anschaulichen Material bei 
Hirngeschädigten, insbesondere bei Aphasischen.

Feuchtwan g er. Die Funktionen des Stirnhirns 
(Monographien aus dem Gesamtgebiete der Neu­
rologie und Psychiatrie Heft 38).

May, Heber psycho, 
verletzten.

Gail, Arbeitsoersuche

Die letzteren 6 Arbeiten zusammengefaßt zum 
zweiten Sonderbande der Arbeiten des Institutes.

3 s f e r l i n. Heber die Art der in der Psychiatrie 
zu verwendenden psychologischen Hilfsmittel und 
die Möglichkeit ihrer Anwendung. Handbuch der 
psychologischen Hntersuchungsmethoden. herausge­
geben von Liepmann.

3 s s e r I i n , Neuere Anschauung über das Wesen 
sexueller Anomalien und ihre Bedeutung im Auf­
bau der Kultur (Zeitschrift für pädagogische Psy­
chologie, 23. 3aljrgang).

Eliasberg. Die Theorien und Methoden der 
Aphasieforschung (Klinische Wochenschrift, Bd. 1).

Eliasberg, Die Schwierigkeit intellektueller 
Prozesse, ihre Psychologie und Psychopathologie 
und ihre Bedeutung für die 3nteUigenz und 
Demensforschung (Schweizer Archiv für Neurologie 
und Psychologie, Band XII, 1923).

Feuchtwanger. Krankheitsbilder der traumati- 
scheu Epilepsie (Berichte über die Sitzungen der 
deutschen Forschungsanstalten für Psychiatrie).
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Herzer, 100 Fälle der traumatischen Epilepsie 
und ihre Behandlung. Znaugural-Dissertation.

Eliasberg, Ueber Aphasiebehandlung (Klinische 
Wochenschrift, Hl. Jahrgang. Heft 6/1924).

EI i a s b e r g , Ueber natürliche aufgabenfreie Be­
obachtungsvorgänge bei Kindern, Aphatikern und 
Dementen (Vortrag auf dem Zenaschen Kongreß 
für Psychiatrie, Referat Zentralblatt für die ge­
samte Neurologie und Psychiatrie, Band 36, 
S. 38—40).

3 s s e r l i n : Psychologisch phonetische Untersuchun­
gen (Sitzungsberichte der deutschen Forschungs­
anstalt für Psychiatrie).

3 sserlin, Ueber die Bedeutung der Erfahrungen 
an Kriegshirnverletzten für die gesamte Medizin 
(Zahreskurse für ärztliche Fortbildung, Maih-eft 
1924).

3 s s e r l i n, Psychologisä>-phonetffche Untersuchun­
gen (Zeitschrift für die gesamte Neurologie und 
Psychiatrie. Bd. 94. E. 437 ff.).

3 s s e r l i n, Hugo Liepmann zum Gedächtnis (Zeit- 
schrfft für die gesamte Neurologie und Psychiatrie.

3 s s e r l i n, Psychologie und klinische Psychiatrie 
(Zeitschrift für die gesamte Neurologie und 
Psychiatrie), Festschrift für Geheimrat Kräpelin, 
1926.

Zsserlin, Fragen der heilpädagogischen Ausbil­
dung (Zeitschrift für Kinderforschüng', Bd. 29. 
S. 363 ff.

Zsserlin. Zur Psychoanalyse (Zeitschrift für Kin­
derforschung), .Bd. 30. S. 269 ff.

3sserlin. Psychotherapie, ein Lehrbuch für Stu­
dierende und Aerzte, Berlin 1926.

.Arüeiterversicherung und Gesetzgebung in Italien.^
\\li) * * * v 'c. • Dir. Dr.' L. Elerini, Cassa Nazionale per le Assicurazioni Sociali, Roma.

3n lctztoerflossener Zeit hat die Arbeitcrgesetz- 
gebung in 3talien eine immer größere Entwickelung 
angenommen. Ein bedeutsames Anzeichen dafür 
finden wir in der Tatsache, daß von den 17 Kon­
ventionen. die auf den Konferenzen in Washington 
1919, Genua 1920 und Genf 1921 angenommen 
wurden, seitens der italienischen Regierung 12 (dar­
unter eine bedingungsweise) ratifiziert, die Ratifi­
zierung für eine andere autorisiert und eine solche 
für die übrigen vier befürwortet wurdet) Man 
nehme hinzu, daß sich zu dieser weitgehenden Ge­
setzgebung für Arbeiterschutz und Fürsorge eine um­
fassende gesetzgeberische Tätigkeit auf dem Gebiete 
der Sozialversicherung gesellt. So stammen aus 
jüngster Zeit das neue Gesetz über die Privat- 
angcstelltenverträge, die Ausgestaltung und der Zu­
sammenschluß der Gesetze über die obligatorische 
Znoaliden-, Alters- und Arbeitslosenversicherung, 
die Neugestaltung der Gewerbe- und Arbeitsaufsicht 
und die Gründung einer „Opera Nazionale per 
il Dopolavoro" mit der Aufgabe, eine gesunde und 
nutzbringende Anwendung der Freistunden der Ar­
beiter zu fördern vermittels Einrichtungen zur Hc- 
bung der körperlichen, geistigen und moralischen 
Fähigkeiten. Ganz neu ist auch die Ausdehnung 
der obligatorischen 3nvaliditäts- und Altersversiche­
rung auf Venezia Giulia und Venezia Tridcntina. 
d. h. auf die infolge des Krieges mit 3talien vcr-

*) Die bedingungsweise ratifizierte Konvention 
ist die über den Achtstundentag: die anderen zwei 
Ratifizierungen betreffen die Konventionen über 
die Arbeitslosigkeit, über die Nachtarbeit der 
Frauen, über die Nachtarbeit Zugcndlichcr, über 
weißen Phosphor, über Arbeitslosenentschüdigung bei 
Schiffbruch, über Stellenvermittlung für Seeleute, 
über Mindestaltcr für Zulassung zur Landarbeit, über 
das Recht der Londarbeitcrvcrbande und Vereinigun­
gen, über die Wochenruhe im Gewerbe, über 
Mindestalter für Zulassung von Kindern! als Stauer 
und Heizer, über die obligatorische ärztliche Unter- 
suchung der an Bord der Schiffe angestellten Kinder 
und Zugendlichen. Die Ratifizierungsautorisicrung 
betrifft die Konvention über die Änstellung von 
Frauen vor und nach der Geburt: die vier befür- 
warteten Ratifizierungen beziehen sich auf die Kon- 
vcntionen über Mindestaltcr für Zulassung zur Ar­
beit. über Mindestaltcr für Zulassung zur Sec- 
arbeit, über Vergütung von Ackcrbauunfallen und 
über das Verbot von Bleiweiß.

einigten Provinzen. Von höchster politischer und 
sozialer Wichtigkeit endlich ist die Einrichtung eines 
Arbeitsberichtes, der „Magistratura del Lavoro", 

gerichtlichen Regelung der Beziehungen zwischen 
pital und Arbeit, wozu Ende vergangenen Zahrcs 

auch die Deputiertcnkammer ihre Zustimmung ge­
geben hat.

Wir übergehen die Gesetze, die wie das über die 
Arbeit der Frauen und Kinder, über den Acht­
stundentag, über die Wochenruhe usw., mehr oder 
weniger mit den Erwägungen der internationalen 
Konventionen übereinstimmen, um uns genauer mit 
denjenigen zu beschäftigen, die auf dem Gebiet des 
gerichtlichen Arbeitsschutzes wie auf dem der Ar- 
beitervcrsicherung einen spezifisch nationalen Cha­
rakter haben und, während sie einen wichtigen Be­
standteil der italienischen Sozialpolitik bilden, zu­
gleich die öffentliche Meinung in hohem Maße 
interessieren. Auf andere gesetzgeberische Maßnah­
men zum Schutz der arbeitenden Klassen genügt cs 
nur hinzuwcisen. So erinnern mir daran, daß be­
sondere Vorschriften die Privatarbeitsverhältnisse 
regeln^), daß seit 1899 eine Verordnung zur Ver­
hütung von Ardeitsunfällcn besteht: daß besondere 
Verfügungen für die Arbeitshygiene getroffen wor­
den sind: daß durch verschiedene Gesetze bedeutsame 
Konventionen zwischen Ztalicn und den übrigen 
Nationen zum Abschluß kamen-), und daß eine 
weitgehende Auswandcrcrhilfe ausgcübt wird durch 
das Generalkommissariat für Auswanderung. Eine 
vollständige Uebersicht über diese Gesetze findet sich

i) Vorher geregelt durch die Kgl. Verordnung 
vom 9. Februar 1919 Nr. 112, unterstehen die 
Privatarbeitsverhältnisse jetzt der Gesetzvcrordnung
vom 13. November 1924. Nr. 1829. Die Arbcitskon- 
trakte jedoch, in der Zndustric' wie in der Landwirt 
schaft, regeln sich bis jetzt nach dem BGB., mittels 
Bestimmungen, die dem gegenwärtigen Bedürfnis 
nicht entsprechen. Zhrcr Mangelhaftigkeit kommt 
das Gewohnheitsrecht zu Hilfe. Aber das Arbeits­
gericht wird jetzt auch für diese Materie eine an­
gemessene gerichtliche Regelung herbciführen.

-) lieber die die Sozialversicherung betreffenden
internationalen Konventionen, die zwischen Ztalicn
und den anderen Nationen abgeschlossen wurden, 
hat die Cassa Nazionale per le Assicurazioni 
Sociali eine Uebersicht veröffentlicht im Anhang zur 
Rundschau „Le Assicurazioni Sociali“, Jahrg. l. 
März-April 1929. Nr. 2.
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in dem „Codice del Lavoro", der kürzlich in Form 
einer Privatveröffentlichung erschienen ift3).

Ausführlich hingegen wollen wir vor allem 
zunächst von dem Arbeitsgericht, der .Magistratura 
de! Lavoro“ sprechen, dessen notwendige Voraus­
setzung die rechtliche Anerkennung der Ärbeitgebcr- 
und Arbeitersyndikate ist. eine Anerkennung, die 
auch die fundamentale Grundlage bildet für den 
Plan einer Neugestaltung des Staates nach dem 
Grundsatz des Zusammenarbeitens der sozialen 
Klassen, der Gleichheit und der Gerechtigkeit. 
Des weiteren werden wir sprechen von der obli­
gatorischen Unfall-, Invaliditäts- und Alters-, Ar­
beitslosen-, Mutterschafts-, Seemanns- und Ber- 
kehrspersonal-Bersichcrung, um zu schließen mit 
einem Hinweis auf die gegenwärtigen Tendenzen der 
sozialen Gesetzgebung in Italien.

I.

Das Arbeitsgericht.
Am 18. November 1925 hat die Negierung mit 

einem gelehrten Referat in der Deputiertenkammer 
einen Gesetzentwurf eingebracht über die rechtliche 
Regelung der Kollektiv-Arbeitsverhältnisse, der über 
das obligatorische Schiedsgericht hinausgehend, wie 
es bisher auch in den Gesetzgebungen fremder Länder 
als die vollkommenste Form staatlicher Einmischung 
in die zwischen Kapital und Arbeit sich ergebenden 
Konflikte erachtet wurde, diese Materie der Recht- 
lprechung der ordnungsmäßigen Behörde überträgt. 
Dies aber soll nach dem schon von der Kammer und 
kürzlich auch vom Senat gebilligten Entwurf nid)t 
durch die Einrichtung einer Sonder-Rechtsprechung 
geschehen, sondern vielmehr durch die Einsetzung 
des Arbeitsgerichtes als einer Sektion der Appella- 
tionshöfe, deren Ansehen und Gültigkeit außer 
Frage steht.

Die Gründung des Arbeitsgerichtes, die eine 
notwendige Voraussetzung bildet für das Verbot'der 
Klasscnselbstvcrteidigung (so das Referat zum Gesetz­
entwurf). setzt die Organisation eines ganzen Systems 
voraus, das geeignet ist, seine praktische Ausübung 
zu ermöglichen: und dieses System umfaßt zwei 
Einrichtungen: die gesetzlich anerkannten und unter 
mirksüme Siaatskontrolle gestellten Arbeitgeber- und 
Arbeiter-Syndikate. und die rechtlicke Wirksamkeit 
der von diesen Syndikaten abgeschlossenen Kollektiv- 
Kontrakte für alle Arbeitgeber und für alle Arbeiter.

Dadurch, daß die Arbeits-Rechtsprechung einem 
unparteilichen, von ausübender Gewalt wie von 
wirtschaftlichen und politischen Einflüssen unabhängi­
gen Richter, wie es die ordnungsmäßige Behörde 
ist, anvertraut wird, bleibt das Nachteilige eines 
Berstündigungs- und Vergleichs-Urteiles vermieden 
(denn das ist gewöhnlich das Urteil eines Schieds­
gerichtes als Ergebnis, sei es ganz. sei es teilweise 
des Willens der beteiligten Parteien), und die ab- 
geurteilte Materie erhält rechtskräftige Gültigkeit. 
Außer den ordnungsmäßigen Staatsrichtern nehmen 
an dem Arbeitsgericht auch Techniker teil, und zwar 
als Sachverständige, je nachdem es die Art des 
Urtciles verlangt, aber nicht als Vertreter der 
Parteien: sie sind zu wählen nach einem mit ge­
eigneten Garantien hergestelltcn Namenverzeichnis.

Die Rechtsprechung des als Arbeitsgericht am- 
liercnden Appellationshofcs ist obligatorisch für alle 
Streitfälle der rechtlichen Regelung der Kollektiv-

*) „Codice del Lavoro‘‘-Raccolta coordinata 
delle principali disposizioni vigenti-Editore l'U. S. 
I. L. A. Ufficio speciale di Informazioni Legali ed 
Amministrative per l’applicazione della legislazione 
sociale-Roma-Via Mercede, II.

Arbeitsverhältnisse, welche die Anwendung von Kol­
lektiv-Verträgen oder anderen schon bestehenden 
Normen oder die Forderung neuer Arbeitsbedin­
gungen betreffen^).

Keinerlei Neuerung tritt ein hinsichtlich der Zu­
ständigkeit der Vertrauensmännerkollegien und der 
Schiedsrichterkommissionen in der Provinz für den 
Privatberus im Sinne des Gesetzes vom 15. Juni 
1893, Nr. 295, und der K. Gesetzverordnung vom 
2. Dezember 1923, Nr. 2686. Aber die Berufung 
gegen die Entscheidungen dieser Kollegien und Kom­
missionen und anderer rechtsprechender Organe in 
bezug auf Privat-Arbeitskontrakte fällt, soweit sie 
berufungsfähig sind: nach dem jetzt gültigen Gesetz 
dem als Arbeitsgericht amtierenden Appcllations-

m Wortlaut und dem Geist des Gesetzes nach 
will die Arbeits-Rechtspreäiung eine Rechtsprechung 
der Gleichheit sein, wobei insbesondere den Inter­
essen der Kollektivität Rechnung getragen werden 
soll, auf dem Wege der notwendigen Ausgleichung 
der kapitalistischen und der Arbeiterinteressen und 
auf dem Wege des in jedem Falle notwendigen 
Schutzes der höheren Interessen der Produktion.

Der Prozeß wegen Sitreitigkeiten in den Kol- 
lektivarbeitsoerhältnissen steht einzig den gesetzlich 
anerkannlten Syndikaten zu: er wird gleicherweise 
gegen die gesetzlid) anerkannten Syndikate geltend 
gemacht, für alle Arbeitgeber und für alle Arbeiter 
der darin vertretenen Kategorie und innerhalb der 
Grenzen des einem jeden Syndikat zugctcilten Be­
zirkes. Zur Sicherrmg der Ausführung des vom 
Arbeitsgeridst gefällten Urtciles fügt der Entwurf 
zu den gewöhnlichen Vorschriften über Haftpflicht 
und Zwangsvollstreckung deu Strafbefehl gegen die­
jenigen, die sich weigern, den Entsdicidungen des 
Arbeitsgerichtes nadizukommcn. Dort aber, wo ein 
Eingreifen des Arbeitsgeridstes vorgesehen ist. ver­
steht sich von selbst das Verbot der Selbstverteidi­
gung: darum werden Arbeitseinstellung und Streik 
bestraft, und zwar sd)>verer in öffcntlrdjcn Diensten 
und noch schwerer der politische Streik, der den 
wirklichen Fall öffentlicher Gewalttätigkeit darstelle.

Die Gesamtheit der Vorschriften. in denen sich 
das Arbeitsgeridst bewegt, bedeutet also« eine Ucber- 
windung des Vergangenen und eine Festigung neuer 
Grundlagen für die Verwirklichung des wirklich 
souveränen Staates, der lwie das Referat zum> 
Gesetzentwurf bekräftigt) alle im Lande bestehenden 
Kräfte bindet und den im Leben der Nation 
liegenden historischen Zielen zuführt.

i) Die volle Rechtsprechung des Arbeitsgeridites 
ist der Deputiertenkammer vom Ministerpräsidenten 
On. Mussolini vorgeschlagen worden, als über den 
Gesetzentwurf verhandelt wurde. Der Entwurf be­
schränkte den obligatorischen Charakter der Recht­
sprechung des als Arbeitsgeridst amtierenden Appel­
lationshofcs auf alle aus der Anwendung der be­
stehenden Kollektiv-Verträge sich ergebenden Streit­
fälle und. hinsichtlich der aus der Festlegung neuer 
Arbeitsbedingungen entstehenden Streitfälle auf aus- 
schließlich diejenigen, die statt hätten zwischen Arbeit­
gebern und Landarbeitern oder zwischen Unterneh­
mungen, die einen öffentlichen oder öffcnt(id) not- 
wendigen Dienst versehen, und ihren Angestellten. 
In den anderen Fällen, und somit zur Beilegung 
der Streitfragen bei der Festlegung neuer Arbeits­
bedingungen in der Industrie, erachtete der Ent­
wurf ° die Rechtsprechung des Arbeitsgeridites als 
fakultativ: fakultativ in dem Sinne, daß sie nur 
unter Zustimmung beider Teile herbeigeführt werden 
konnte.
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II.
Die Arbeitsunfallversicherung.

3m Unterschied von den anderen in Italien 
bestehenden obligatorischen Versicherungen, deren 
Verwaltung, wie wir im folgenden sehen werden, 
einem einzigen Institut, nämlich der „Cassa 
Nazionale per le Assicurazioni Sociali" anver- 
traut ist, gilt für die Arbeitsunfallversicherung, 
die als erste in Italien obligatorischen Charakter 
iminahm mit dem Gesetz vom 17. März 1898, das 
jedoch nur die Unfälle der in gefährlichen Be­
trieben stehenden Arbeiter in Betracht zog, — 
gilt, sagten wir, in diesem- Versbcherungszweig immer 
noch das Prinzip der freien Wahl des Versiche­
rungsgebers. als welche in Betracht kommen die 
..Lassa Nazionale Infortuni", die Verbände für 
Gegenseitigkeitsversicherung, die Privatfabrikkassen 
und die Privatversicherungsgcsellschaften.

Entstanden unter Beihilfe der größeren Spar­
kassen und anderer Institute durch das Gesetz vom 
8. Juli 1883, und ein Jahr darauf in WirksaM- 
kcit getreten, hatte die Nationalkafte für Arbeits- 
unfülle zunächst den Zweck, für eine fakultative 
Unfallversicherung Sorge zu tragen. Die wenig 
erfreulichen Resultate dieser freien Versicherung 
machten es jedoch alsbald nötig, das System der 
obligatorischen, auf dem Rechtsprinzip des Berufs­
risikos begründeten Versicherung einzuführen, wie 
cs sich in'der deutschen Gesetzgebung schon in be­
sonderem Maße gefestigt hattet).

Die Verpflichtung zur Unfallversicherung, die 
lange Zeit auf die Industriearbeitev allein beschränkt 
war?). wurde auf die Unfälle in der Landwirtschaft 
ausgedehnt mit der Statthalter-Gcsetzverordnung 
vom 23. August 1917, Nr. 1450. modifiziert durch 
das Gesetz vom 24. März 1921, Rr. 297, durch 
das Kgl. Dekret vom 2. Februar 1923, Nr. 432 
und durch die Kgl. Gesetzverordnung vom 15. Ok­
tober 1925, Nr. 2050. Gegenwärtig ist die An­
wendung des Gesetzes folgendermaßen begrenzt:

a) Gegen Unfälle in der Industrie 
besteht die Pcrsichcrungsverpflichtung, welche immer 
die Zahl der beschäftigten Arbeiter sei. für alle 
Unternehmungen, welche Bergbau, Stein-, Sand­
oder Torfgewinnung. Bearbeitung, Transport und 
Verladung des gewonnenen Materials betreiben: 
für die Unternehmungen zum Bau und Abbruch 
von Häusern nebst Zubehör: für die Unternehmun­
gen zum Verladen und zum Transport des zum 
Bauen erforderlichen oder aus Abbrüchen sich er­
gebenden Materials: für Gas- oder Elektrizitäts- 
gcwinnung und Kraftübertragung: für Tciephon- 
untcrnehmungen und für diejenigen zur Anlage, 
Reparatur öder Entfernung von elektrischen Lei­
tungen und Blitzableitern: für Betriebe, die Ex­
plosivstoffe behandeln oder anwenden: für die 
Schiffbauarsenale und Werften.

') Zu einer geschichtlichen Rekonstruktion der 
Anfänge und der gesetzgeberischen Entwickelung der 
Arbeits-Unfallversicherung vergleiche man den' Ar­
tikel von I)r. Vinccnzo Magaldi in der „Rassegna 
della Prevcdenza Sociale“ (Veröffentlichung öcr 
Cassa Nazionale Infortuni) vom Mai 1925, Nr. 5.

-’) Gesetz (einheitliche Fassung) vom 31. Januar 
1904, Nr. 51, modifiziert durch Statthalter-Gesetz». 
Verordnung vom 17. November 1918. Nr. 1825 
und durch Gesetz vom 20. März 1921, Nr. 290. 
und vervollständigt durch Verordnungen zugunsten 
des Fischfanges und der Fischer kraft Gesetz vom 
24. März 1921. Nr. 312.

Für andere Betriebe besieht die Versicherungs­
verpflichtung. sofern darin mehr als fünf Arbeiter 
beschäftigt sind. Das gilt für die Bau- und Ve- 
triebsgefcllschaften der Eisenbahnen und Straßen­
bahnen mit maschinellem Antrieb: für die Trans­
portgesellschaften: für die Seeschiffahrtsgesellschaf­
ten einschließlich des Fischfanges: für die Wasser­
bauverbesserungsgesellschaften: für die Regulierungs- 
arbeiten bei Erdrutschen und in Bergbeckcn: für 
Baumschnitt und Baumschlag und diesbezüglichen 
Abtransport an die Wildbach- und Flußlagerplätze: 
für Bau- und Reparaturarbeiten an Häfen, Kanälen 
und Dämmen sowie für Bau, Reparatur und Ab­
bau von Schiffen: für Bau und Reparatur von 
Brücken, Tunnels und gewöhnlichen Straßen: end­
lich für Industriewerkstätten und Betriebe, sofern 
sie im allgemeinen Maschinen gebrauchen, die nicht 
unmittelbar von dem sich ihrer bedienenden Ar­
beiter in Bewegung gesetzt werden.

b) Gegen die Unfälle in der Land­
wirtschaft sind vollrechtlich versichert vom 12. 
bis zum 65. Lebensjahre die Festangestellten oder 
Nebenarbciter männlichen wie weiblichen Geschlechts, 
die in Landwirtschafts- oder Forstbetrieben stehen, 
die Eigentümer, Pächter und Mieter, ihre Frauen, 
ehelichen und natürlichen Kinder sowie die ihnen 
ordnungsgemäß anvertrauten Findlinge, allesamt 
unter der Bedingung, daß sie gewohnheitsgemäß in 
den diesbezüglichen Betrieben arbeiten: die den 
Land- und Forstarbciten Vorstehenden, mit einem 
Durchschnitts-Tagcsgchalt von nicht mehr als 20 Lire. 
Sachvcrgütungcn einbegriffen, und unter Berechnung 
eines Jahres auf 300 Arbeitstage: die Zöglinge der 
Ackerbau- und Forstwirtschaftsschulen, sofern sie 
sei es auch ausschließlich zul b ntcrrichtszweckcn. land- 
oder forstwirtschaftlichen Arbeiten obliegen: die Mit­
glieder ackerbautreibender Bereinigungen und die 
Teilnehmer an Kollektivpaästverhältnissen, wenn sie 
bei den Landwirtschasts- und Forstarbeiten beschäf­
tigt sind und gewohnheitsmäßig in den diesbezüg­
lichen Betrieben arbeiten.

In jedem Fall hat eine Bersicherungspfliclst 
der Arbeiter stattzufinden, auch wenn die Unterneh- 
mungcn, Betriebe und Bauten vom Staat, von den 
Provinzen oder von den Gemeinden ausgeführt 
werden, oder auch von Gesellschaften oder Unter­
nehmern, die von solchen die Konzession bekommen 
haben.

Entsprechend dem allgemeinen Prinzip der Haft­
pflicht (abgesehen von der Straffälligkeit) seitens der 
Bctricbsgesellschaft für den vom Arbeiter durch 
den Arbeitsanfall erlittenen Schaden fallen die 
Lasten der Versicherung direkt und ausschließlich 
dem Betriebs-, Industrie- oder Bauunternehmer 
zu, der für die Erfüllung der Vcrsichcrungspflichten 
zu sorgen hat.

Wie bekannt, haben die Privatgesellschaften 
eigene Konkurrenztarife. Für die Privat- und Syn- 
dikats-Unfallkasscn dagegen und für die Lassa 
Nazionale lntortuni bestimmen sich die Prämien 
auf Grund des Vcrtcilungssystcms. wonach das De­
fizit des vorhergehenden Jahres durch Prämien­
erhöhung im folgenden Jahre ausgeglichen und um­
gekehrt ein Ueberschuß zur Herabsetzung der Tarife 
führen kann. Die Tarife der Lassa Nazionale 
Infortuni, wie sic mit Bezugnahme auf die verschie­
denen Risikoklasscn vorgesehen sind (mehr als 30), 
sind durch Kgl. Dekret gebilligt1). '

*) Es gelten zur Zeit die durch Kgl. Dekret 
vom 15. April 1915, Nr. 012, gebilligten Tarife, 
modifiziert durch die Kgl. Dekrete vom 0. Januar 
1916, Nr. 46. und vom I. Februar 1920. Nr. 221.
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Ebenso wie in den fundamentalen Prinzipien 
unterscheidet sich die obligatorische Unfallversiche­
rung in der praktischen Ausübung wesentlich von 
den anderen sozialen Versicherungen.

Anstatt mittels besonderer Karten oder Bücher 
geschieht die Versicherung gegen die Betriebsunfälle 
mittels Kollektiv-Policen, mit gleichzeitigem dies--, 
bezüglichen Vermerk in den Zahlbüchern und Ar- 
bcitsmatrikeln, wozu das Gesetz die Betriebe ver­
pflichtet. für welche die Unfallversicherung des darin 
beschäftigten Personals obligatorisch ist.

Wie schon bemerkt, sind die Träger der Un­
fallversicherung verschiedener Art, insofern nämlich

1. die versicherungspflichtigen Betriebe auf 
eigene Initiative und Kosten durch Gesetz oder Kgl. 
Verordnung anzuerkennende Privatkassen einrichten 
können, unter der Bedingung, das; sie eine be­
stimmte Kaution hinterlegen, dauernd mehr als 500 
Arbeiter versorgen und denselben Unfallvergütungen 
aussetzen, die nicht hinter den vom Gesetz fest­
gesetzten Zurückbleiben:

2. die Industriellen sich auf Grund von Sta­
tuten. die vom Wirtschaftsministerium anerkannt 
sein müssen, zu Syndikaten mit Gegenseitigkeits­
versicherung zusammenschließen können, unter der 
Bedingung, das; das Syndikat mindestens 4000 Ar­
beiter umfaßt und eine Kaution erlegt wird, die der 
Summe von 25 Lire für jeden versicherten Arbeiter 
gleichkommt, bis zur Höchstsumme von 1 000000 
Lire:

3. cs auch den im Königreich zugelassenen Pri- 
vat-Versicherungsoereinen oder Gesellschaften frei- 
steht, Arbeiter-Unfallversicherung auszullben, wäh­
rend in der Ca85a Nazionale per gli Infortuni 
alle Arbeiter versichert sein müssen, soweit sie Ar­
beiten. Unternehmungen und Werkstätten zugeteilt 
sind, die direkt vom Staat, von den Provinzen 
und von den Gemeinden geleitet werden oder von 
diesen konzessioniert oder vergeben sind, vorausgesetzt 
immer, das; für die Arbeiter der staatlichen Werk­
stätten nicht durch besondere Gesetze Vergütungen 
für Unfälle vorgesehen sind und die konzessionier­
ten oder vergebenen Arbeitsunternehmungen nicht 
eine in gebührender Weise anerkannte Privatkasse 
gegründet, sich auch nicht zu Syndikaten zusam­
mengeschlossen haben.

Die Lassa Nazionale Infortuni ist im Gegen­
satz zu der freien Entscheidungsmöglichkeft seitens 
der Privat-Bersichcrungsvereine und -Gesellschaf­
ten verpflichtet, alle an sie ergehenden Bcrsicherungs- 
gesuche zu gewähren. Außerdem ist die Möglich­
keit vorgesehen, durch Kgl. Dekret die Gründung 
von Syndikaten für obligatorisch zu erklären, zwecks 
Gegenseitigkeitsversicherung in bestimmten Industrie­
zweigen. wo eine solche Maßnahme als notwen­
dig oder günstig erscheint, um die Ausführung des 
Gesetzes über Unfallversicherung besser zu gewähr- 
icistenl).

Die Verwaltung der Versicherung gegen Unfälle 
in der Landwirtschaft, früher der Lassa Nazionale 
Infortuni, sowie den Gegcnseitigkcits-, Gcnossen- 
schafts- und Syndikatskassen anvertraut, die vor 
dem Gesetzcrlaß von 1917 ausschließlich oder vor- 
zugsweise die Versicherung gegen Unfälle in der 
Landwirtschaft ausübtcn, kann nach den jetzt gelten­
den Bestimmungen durch Ministerialerlaß auch den 
Gegcnseitigkeitskasscn der Landwirtschafts, und Forst-

Durch Kgl. Dekret vom 14. Dezember 1905, 
Nr. 655, wurde das „Sindaeato obligatorio ma- 
ritimo meridionale“ gegründet zur Unfallversiche­
rung der Seeleute.

betriebe anvertraut werden, die in der Zeit nach 
dem Gesetz von 1917 gegründet wurden, ebenso den 
übrigen Versicherungsanstalten, soweit sie nicht 
fdjon mit Ausübung der Unfallversicherung in der 
Industrie betraut sind.

Zur Durchführung des Gesetzes über die Unfall­
versicherung in der Landwirtschaft ist das Gebiet 
des Königreiches in Bezirke eingeteilt: in jedem 
derselben wird die Versicherung von einem einzigen 
Versicherungsinstitut ausgeübt, das in der Regel 
nicht in anderen Bezirken tätig sein kann.

Die finanziellen Bedürfnisse jeder Landwirt­
schafts-Unfallversicherungsanstalt werden durch Bei­
trüge gedeckt, in Form einer Zusatzabgabe zur 
Grund- und Bodensteuer, so wie sie für jeden Der- 
sicherungsbezirk oder Teilbezirk nach Maßgabe der 
Bodenfläche, der Bebauungsart, des Durchschnitts- 
arbcitsbcdarfes und des nach den Resultaten der 
früheren Geschäftsführung .anzunehmenden Unfall­
risikos bestimmt oder nach der Bodensteuer be­
messen wird. In jedem Fall findet auch hier das 
System der Verteilung Anwendung, wonach das 
Defizit der früheren Geschäftsführung eine Ver­
mehrung des Iahrcsbcdarfcs bringt, während zur 
Verminderung desselben der Geschäftsübcrschus; und 
die Zinsen der Reservefonds in Rechnung gesetzt 
werden können. Besondere Ueberprämien können 
festgesetzt werden für Landwirtschafts- und Forst-, 
besitz, dessen Bearbeitung ein besonderes Risiko 
mit sich bringt.

Die Versicherungsvergütung für Unfälle ist in 
der Industrie wie in der Landwirtschaft bei Un­
fällen. die dauernde Arbeitsunfähigkeit oder Tod 
zur Folge haben, folgendermaßen festgesetzt:

im Fall dauernder absoluter Arbeitsunfähigkeit 
gleich dem sechsfachen Betrage des Jahreseinkom­
mens. mindestens 6000 Lire:

im Fall dauernder teilweiser Arbeitsunfähig­
keit gleich dem sechsfachen Betrage des Teiles, 
um den das Jahreseinkommen vermindert worden 
ist oder vermindert werden kann, wobei letzteres 
nicht unter 1000 Lire angenommen werden darf:

im Falle des Todes gleich dem fünffachen Be­
trage des Jahreseinkommens, nicht unter 5000 Lire.

Wenn hingegen der Unfall eine vorübergehende 
absolute Arbeitsunfähigkeit zur Folge hat, die den 
Arbeiter verhindert, seiner Arbeit obzuliegen, so 
hat der Verunglückte für die ganze Dauer der 
Arbeitsunfähigkeit Anspruch auf eine tägliche 
Entschädigung gleich der Hälfte des Einkommens, 
das der Arbeiter zur Zeit des Unglllcksfalles bezog. 
Der Betrieb, worin der Unfall sich ereignete, ist 
verpflichtet, die Kosten zu tragen für die bei der 
ersten Nothilfe entstehenden Arzt- und Apotheker­
auslagen wie für das ärztliche Zeugnis.

Besondere Normen regeln die Verteilung der 
für Todesfall festgesetzten Entschädigung unter die 
Familienangehörigen des Versicherten: aber wir 
übergehen die diesbezüglichen näheren Einzelheiten 
als für die hier gesteckten Ziele einer synthetischen 
Darlegung der Entwicklung italienischer Sozial­
gesetzgebung ohne Bedeutung.

Hinsichtlich der Unfallversicherung fügen wir 
dem Gesagten nur noch hinzu, daß die unfallversiche­
rungspflichtigen Betriebe zwar schon besonderen Gc- 
setzvorschriftcn über Maßnahmen gegen Unfall­
gefahr unterstehen, das; aber trotzdem ein neuer, vom 
Wirtschaftsministcr formulierter und vom Minister- 
rat gebilligter Vorschlag vorliegt betreffs Grün­
dung einer ..Nationalgesellschaft zur Verhütung von 
Arbeitsunfällen", welche die Aufgabe haben soll.
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dem Staat bei seiner Tätigkeit im Arbeiterschutz 
wirksam zur Seite zu stehen1).

Eine tiefgreifende Modifikation hinsichtlich der 
Träger der Unfallversicherung ist herbeigeführt wor­
den durch die Gesetzverordnung vom vergangenen 
3. Januar, Nr. 26, die zur Herbeiführung einer or­
ganischeren und vorteilhafteren Verwaltung der 
Unfallversicherung der Cassa Nazionale das ihr 
einqeräumte Vorrecht z. T. wieder nimmt, durch 
Beschränkung ihrer Tätigkeit auf die Versicherung

a) der bei direkt vom Staat geleiteten Arbeiten 
beschäftigten sowie aller vom Staat abhängenden 
Arbeiter,-

b) der Arbeiter in den unmittelbar von selb­
ständigen Verwaltungen geleiteten Betrieben, soweit 
diese keine Versicherung betreiben bei Privat- und 
Genossenschaftskassen oder Gegenseitigkeitsanstalten:

c) der von privaten Unternehmungen. Körper­
schaften und Instituten abhängenden Arbeiter, ohne 
aber daß Provision oder Prozente für Herbei­
führung der Versicherung gezahlt werden.

Zur Verwirklichung dieser Gesetzbestimmungen 
hinsichtlich des Ueberganges von der alten zur neuen 
Regelung der Unfallversicherung ist eine Sonder­
dommission eingesetzt worden.

In jedem Fall wird die Lassa Nazionale 
per gli Infortuni unter Beibehaltung ihres Cha­
rakters als einer staatlichen Einrichtung auch ihren 
Vorrang behalten über die anderen Versicherungs- 
institute, bei weitgehender Möglichkeit der Rück- 
«eüftcherung.

*) Unter den Aufgaben der zu begründenden 
Gesellschaft sind besonders hervorzuheben: die tech­
nische Ueberwachung der Beobachtung der zur Ver­
hütung von Unglücksfällen bestehenden Vorschriften: 
das Studium der auf die Unfallverhütung bezüg­
lichen Fragen zur Empfehlung und Verbreitung 
zweckdienlicher Maßnahmen und besonderer, den 
verschiedenen Typen dgr Anlagen und gefährlichen 
Maschinen angepaßten Vorrichtungen,- theoretischer 
und praktischer Unterricht zur Heranbildung von 
Epezialtechnikern,- Propaganda mit modernen Sy­
stemen bei Arbeitern und Bauern.

Bei dieser Gelegenheit ist auch der Streit über 
die Vorteile einer Rentenvergütung vor der Kapital­
vergütung wieder aufgeflammt, eine Umgestaltung, 
die sicher ihre Vorzüge hätte, und zwar aus viel­
fachen Gründen, sowohl hinsichtlich einer sparsame­
ren Geschäftsführung der Versicherung, wie des ge­
meinsamen Vorteiles für die Träger der Lasten 
wie für die Empfänger der Leistungen.

Zur Vervollständigung dieser in möglichst syn­
thetischer Form gehaltenen Darlegung der rechts­
gültig bestehenden Einrichtungen und dekretierten, 
zur Zeit noch vor der Einführung stehenden Modi­
fikationen auf dem Gebiet der Unfallversiicheruna 
in der Industrie entnehmen wir noch der Dezember- 
dummer des „kollettino del Lavoro e della Pre- 
videnza Sociale“1) von 1925:

1. daß im Jahre 1923 die Unfallversicherung von 
73 Instituten verschiedener Art ausgeübt wurde, 
nämlich entsprechend den obigen Hinweisen von 
einem staatlichen Institut (der Lassa Nazionale 
Infortuni), von 11 Prioat-Bersichcrungsgesellschaf- 
ten, von 2 obligatorischen Syndikaten, von 37 
freiwilligen Syndikaten, von 11 Genossenschafts- 
und von 11 Privatkassen:

2. daß .in besagten Instituten 2.5 Millionen 
Arbeiter versichert waren mit einem Gesamtarbeits­
einkommen von mehr als einer halben Milliarde 
Lire:

3. daß der Gesamtbetrag der Prämien im Ge­
schäftsjahre 1923 sich auf 219 Millionen Lire be­
lief, während die Geschäftsauslagen für Schaden­
vergütungen kaum 163 Millionen überstiegen:

4. daß einschließlich der Verwaltungs- sowie der
technischen, d. h. der Arzt- und Gerichtskosten, die 
Auslagen im Jahre 1923 sich insgesamt auf 224.5 
Millionen beliefen, so daß die Geschäftsführung 
mit einem Defizit abgeschlossen hätte, wenn di« 
Versicherungsinstitute nicht dafür ihre Vermögens­
einkünfte hätten einfpringen lassen, wodurch ein 
Abschluß mit 4.5 Millionen Gesamtüberschuß er­
reicht wurde. (Fortsetzung folgt.)

1) Veröffentlichung des Wirtschaftsministeriums.

Die Veräußerung von Vermögensstücken zwecks Erlangung von Renten.
Von Dr. jur. Emst Bohrend, Ober-Regierungsrat, Berlin.

In letzter Zeit mehren sich die Fälle, 
in denen Personen sich ihres Vermögens 
durch Weggabc an ihre Angehörigen, ins­
besondere an ihre Kinder, ohne Gegen­
leistung cntäußern, in ziemlich deutlich er­
kennbarer Absicht, hierdurch eine Rente vom 
Reich oder Staat zu erlangen, die ihnen 
sonst mangels Bedürftigkeit nicht gewährt 
werden würde. Während in früheren Zeilen 
die Unterstützungen bei Bedürftigkeit ledig­
lich auf arm eure chtlichc Maßnahmen 
abgcstcllt war, die nur sehr notdürftig 
dem Betreffenden halfen und zunächst er­
forderten, daß keinerlei Vermö- 
gensobjcite in seinen Händen vor­
handen waren, hat die modeme Wohl­
fahrtspflege von dieser völligen Entblößung

sämtlicher Subsistenzmittel abgesehen und in 
zahlreichen Fällen bereits vorher Fürsorge ge­
währt, um zu verhindem, daß ein völliger 
Verfall in Armut eintrat.

So segensreich diese Regelung auf der 
einen Seite wirken kann, so gefährlich ist 
sic aus der anderen Seite, da hierbei, na­
mentlich wenn es sich uni feste Rcntcnbczüge 
handelt — die zu beanspruchen heute keiner 
als eine Schande empfindet — leicht der 
Versuch gemacht wird, durch Aufgabe oder 
Wcggabe von Vcrmögcnsstücken sich so cin- 
zustcllcn, daß dem Gesetz Genüge getan wird. 
Auf dem Gebiete der Eltcrnrentcn des 
Rcichsversorgungsgesetzes zeigt sich 
neuerdings in nicht seltenen Fällen, nament­
lich dann, wenn kleine Grundstücke vorhanden
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sind, dah die Eltern der gefallenen Krieger, 
nachdem ihnen mangels Bedürftigkeit die 
Rente abgelehnt wurde, das Grundstück an 
ihre Kinder „verteilen", d. h. in kleinen Par­
zellen auflasfen, ohne sich eine Gegenleistung 
dafür zu sichern oder auch, daß sie andere 
Vermögensstücke, die sie noch im Besitz haben, 
iit ähnlicher Weise ohne Gegenleistung wcg- 
gebcn. Werden solche Maßnahmen in der 
erkennbaren Absicht getroffen, hierdurch die 
Rente zu erlangen, so fragt es sich, ob sie 
als gesetzlich zulässig zu erachten sind und dcnt 
Betreffenden den Weg zu einer Rente er­
öffnen. Achnlichc Versuche könnten zur Er­
langung der Kleinrentner- und So- 
zialrentncrunterstützung gemacht wer­
den, obwohl dem Verfasser nicht bekannt ist, 
ob dies häufiger geschehen ist.

1. Verträge, die in dieser Weise ge­
schlossen werden, können nicht als zuin 
Schein abgeschlossen angesehen werden; 
denn das, was in dem Vertrage erklärt wor­
den ist (Vermögcnsübercignung), ist tatsäch­
lich von den Beteiligten gewollt worden. Eine 
Anfechtung wegen Täuschung bleibt ebenfalls 
außer Betracht.

2. Es fragt sich dagegen, ob ein 
derartiger Vertrag nicht gegen die 
guten Sitten verstößt und infolgedessen 
gemäß 8 138 BEB. nichtig ist.

Nun verstoßen zwar die im Vertrag ab­
gegebenen Willenserklärungen selbst nicht ge­
gen die guten Sitten, sondern lediglich die 
Motive zu dem Vertrage können als sitten­
widrig bezeichnet werden, wenn der Vertrag 
bewußt geschlossen ist, um dadurch die Rente 
zu erlangen. Die Sittcnwidrigkeit der Be­
weggründe zieht nicht notwendig die Rich­
tigkeit des aus diesen vorgcnommcncn Ge­
schäftes nach sich (vgl. Staudinger BEB. zu 
8 138; Reichsgericht in Zivils., Band 83 
Seite 346, sowie Band 73, Seite 170). 
Immerhin wird man dann, wenn der Nach­
weis zu erbringen ist, daß das ganze Rechts­
geschäft lediglich zu dcni Zwecke ab­
geschlossen ist, eine Rente zu erlangen, d. h. 
das Reich, Länder oder Ecincindcn zu 
schädigen, hierin einen Verstoß gegen die 
guten Sitten im Sinne des BEB. an- 
nchmcn können. Es handelt sich dabei 
offenbar um den sogenannten „rechts- 
geschäftlichen Schleichweg" sin frau­
dem legis agere), der als kein simuliertes, 
wohl aber als ein unsittliches Geschäft auf­
zufassen ist. sVgl. Staudingcr, BGB., Bd. I 
zu 8 117 IV B.) Die Rechtsprechung des 
Reichsgerichts hat nur einmal zu einem ähn­

lich liegenden Falle Stellung genommen, wo 
es sich darum handelte, daß zur Erlan­
gung des Armenrechtes Forderungen 
abgetreten wurden; auch hier ist, wenn dies 
lediglich zu dem Zwecke geschah, den 
Staat zu schädigen, ein Verstoß gegen die 
guten Sitten (8 138 BEB.) angenommen 
worden. (Vgl. Reichsgericht, Band 81, 
Seite 17b.)

Immerhin wird es nicht leicht sein, in 
allen solchen Fällen den Nachweis zu erbrin­
gen, daß die Motive lediglich auf Erlangung 
der Rente gerichtet waren.

3. Es fragt sich ferner, ob die Bestim­
mungen der Schenkung (§§ 516 ff. BEB.) 
auf die Rechtslage von Einfluß sein können.

Zweifellos liegen in derartigen Ver- 
mögcnsübcrtragungen, die ohne Gegenleistung 
erfolgen, die Voraussetzungen der Schenkung 
des BGB. vor. Nach 8 528 BGB. hat der 
Schenker, soweit er nach Vollziehung der 
Schenkung außerstande ist, seinen standcs- 
mäßlgen Unterhalt zu bestreiten, gegenüber 
dem Beschenkten Anspruch auf Herausgabe 
des zu seinem standesmäßigcn Unterhalt er­
forderlichen Betrages. Die Herausgabe kann 
durch Zahlung des für den Unterhalt erfor­
derlichen Betrages abgcwandt werden. Die­
ser Herausgabeanspruch ist jedoch nach 8 529 
BEB. ausgeschlossen, wenn der Schenker seine 
Bedürftigkeit vorsätzlich oder aus grober 
Fahrlässigkeit hcrbcigeführt hat. Letztere 
wird nun regelmäßig bei der Entäußerung 
des gesamten Vermögens zwecks Erlangung 
einer Rente der Fall sein, so daß ein An­
spruch auf Herausgabe auf diese Welse für 
den Schenker nicht besteht.

Selbst wenn aber ausnahmsweise ein 
solcher bestehen sollte, z. B. wen» Eltern 
nicht alles Vermögen abgegeben, sondern noch 
einen kleinen Teil zurückbchaltcn haben, von 
dem sic nicht ohne weiteres glauben konnten, 
daß er für ihren standesmäßigen Unterhalt 
nicht ausreichen würde, wird es nicht mög­
lich sein, auf Grund dieses Sachverhaltes 
nnchzuweiscn, daß eine Bedürftigkeit im Sinne 
des Rcichsverforgungsgefetzes nicht oorliegt. 
Wenn auch der Anspruch auf Herausgabe 
nach 8 528 BEB. ein vcrmögensrechtllcher 
Anspruch ist, so ist er doch nach 8 552 
Absatz 2 ZPO. der Pfändung nicht unter­
worfen. Dies ist um deswillen geschehen, 
um zu verhindern, daß der Anspruch ge­
gen den Willen des Schenkers gel­
tend gemacht werden kann (vgl. Eaup, Stein, 
ZPO. zu 8 852). Man will hiernach offen­
bar ganz in das Ermessen des Schenkers;
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stellen, ob er den Herausgabeanspruch gel­
tend machen will oder nicht. Wenn dies 
aber der Sinn des Gesetzes ist, so kann 
es auch nicht angängig sein, den Schenker 
auf diesen Anspruch zu verweisen und den­
selben als sein Vermögensstück zu bezeichnen, 
mit dem er in der Lage ist, die Bedürstigr 
keit abzuwenden. Dies geht auch daraus 
hervor, daß die im 8 528 Sah 1 BEB. 
erwähnten Unterhaltsberechtigten — insbeson­
dere der Ehegatte — die ein sehr starkes 
Interesse daran haben werden, daß der 
Schenker seiner eigenen gesetzlichen Unter­
haltspflicht Nachkommen kann, ihn in keiner 
Weise zwingen können, diesen Hcrausgaber 
anspruch geltend zu machen, wenn auch im 
übrigen jeder llnterhaltsbedürftige, der For­
derungen gegen Dritte hat, als verpflichtet 
angesehen werden mutz, sie geltend zu machen 
und zur Einziehung zu bringen (vgl. Stau­
dinger, BEB. zu Z 1802 l 6). Mit den 
Bestimmungen über Schenkungen ist hiernach 
m. E. nichts anzufangen.

4. In vielen Fällen wird die Weg? 
gabe von Vermögensstücken, insbesondere die 
Verteilung von Erundstücksparzellcn zwecks 
Erlangung der Eltemrente aus tatsäch­
lichen Gründen nicht von Erfolg ge­
krönt sein. Denn meist bleibt auch bei Ucber- 
tragung von Erundstücksparzellen an einzelne 
Kinder wirtschaftlich das Grundstück als Gan­
zes bestehen, so dah die Einkünfte aus dem­
selben insgesamt dazu ausreichen, dah die 
unterhaltspflichtigen Kinder ihrer Unter­
haltspflicht ohne Gefährdung ihres eigenen 
standcsmähigcn Unterhalts gemäß 8 1683 
BEB. Nachkommen können.

Nur dann wird dies nicht möglich sein, 
wenn die Grundstücke räumlich getrennt lie­
gen, aus sehr kleinen Teilen bestehen, 
jedes für sich bewirtschaftet wird, und kein 
oder nur ein geringer Ertrag dem an sich 
mittellosen oder höchstens seine eigne Fa­
milie ernährenden Unterhaltspflichtigen zu­
fällt. In solchen Fällen wird natürlich der 
unterhaltspflichtige Angehörige zunächst auch 
mit Hilfe der geringen Einkünfte aus dem 
ihm überlassenen Erundstücksteil nur sein und 
seiner Familie, die ja vor den Eltern unter- 
haltsbercchtigt ist, standesmäßigen Unterhalt 
bestreiten, und weder verpflichtet, noch in 
der Lage sein, aus etwaigen llebcrschüssen 
aus diesem, seine Einnahmen etwas erhöhen­
den Grundstücke seinen Eltern abzugcben.

Handelt es sich, wie cs häufig 
neuerdings vorkommt, um die Abgabe 
von Grund st ücksteilcn an verhei­
ratete Töchter, so wird hierdurch kein

für die Eltem etwa günstigeres Ergebnis ge­
schaffen. Wenn auch bei der allgemeinen üb­
lichen Verwaltungsgemcinschast des BEB. der 
Mann an dem eingebrachten Gute der Frau 
die Verwaltung und Nutznießung hat, so 
kommt diese doch dann nicht in Betracht, so­
weit die Unterhaltspflicht der Frau ihren 
Eltern gegenüber davon abhängt, daß sie 
zur Gewährung des Unterhalts im Stande 
ist (8 1604 BEB.). Das bedeutet, daß 
der Ehemann nicht in der Lage ist, 
die Einkünfte aus dem Erund- 
stücksteile, das der Frau durch die 
Eltern ohne Gegenleistung übertragen 
worden ist, in Anspruch zu nehmen, be­
vor nicht die Frau der Unter­
haltspflicht ihren Eltern gegen­
über nachgekommen ist. Hierbei kann 
der Mann nicht einmal verhindern, daß der 
Stamm des Vermögens — d. h. also 
das Grundstück selbst — aufgebraucht wird, 
um die Unterhaltsgewährung zu ermög­
lichen, vorausgesetzt, daß die Frau hierdurch 
ihren eigenen Unterhalt nicht gefährdet (vgl. 
Planck zu 8 1684 I B). Für die Unter­
haltspflicht der Frau wird es also so an­
gesehen, als wäre sie nicht verheiratet, so 
daß dieses ihr übertragene Vermögcnsstück 
dann sogar im Wege der Zwangsversteige­
rung, falls sie ihrer Unterhaltspflicht nicht 
auf anderer Weise nachkommt, zur Befrie­
digung der llnterhaltsansprüche der Eltern 
hcrangezogen werden kann. Dies ist nament­
lich dann wichtig, wenn der Ehemann sich in 
guten Vermögensvcrhältnissen befindet und 
durch eigenes Besitztum oder durch seine Ar­
beit in der Lage ist, seine Ehefrau standcs- 
inäßig zu unterhalten.

Man sieht hieraus, daß es verhältnis­
mäßig nur selten und meist nur bei Uebe"- 
tragungen von beweglichen Gegenständen oder 
Wertpapieren — was in der Praris wenig 
vorkommt, — den Eltem möglich sein wird, 
durch Verschiebung von Vcrmögensstücken die 
Bedürftigkeit nachzuweisen und sich damit eine 
Rente zu sichern. In manchen Fällen wer­
den die Bestimmungen über die llnsittlichkeit 
derartiger Rechtsgeschäfte (§ 138 BEB.), in 
den meisten Fällen aber die Bestimmungen 
über die Unterhaltspflicht des BGB., 
8 1681 ff., eine brauchbare Handhabe bieten, 
diesem verwerflichen Treiben Einhalt zu 
tun.

Die Gemeinden haben zwar die Mög­
lichkeit gegen solche Personen, die sich ihres 
Vermögens entledigen (Verschwender), cinzu- 
schreitcn; jedoch besteht in den Fällen, wo El- 
temrentcn in Frage kommen, für die Gemein-
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den kein besonderes Interesse daran, wenn etwa 
eine solche Verteilung des Besitzes an die Kin­
der stattfindet, hier einen Antrag aufEnt- 
mündigung auf Grund des § 680 ZPO. 
bzw. in Preußen auf Grund des Ausfühl- 
rungsgesetzes zur ZPO. (§ 3) zu stellen. 
Denn wenn die Elternrente gewährt 
wird, kommt für die Gemeinde eine 
armenrechtliche Verpflichtung und 
Fürsorge für den sich seines Verniögens 
Entledigten nicht in Betracht. Das 
Reich und den Ländern, denen man 
bei Lage der heutigen Wohlfahrtsgesetze

gebung (Versorgungs- und Fürsorgcrecht) 
— insbesondere seitdem Eltcrnrenten usw. 
wegen Bedürftigkeit nicht mehr a l s 
Armenfürforge nach dem RVE. und 
der Reichsfürsorgeverordnung angesehen wer­
den, — an sich auch das Recht zusprechen 
müßte, ihrerseits Anträge wegen Ver­
schwendung zu stellen, um auf diese Weise 
die Bedürftigkeit nicht eintrcten zu lassen 
und ihre Haftung zu beseitigen, würden mei- 
stcns, wenn sie hierzu berechtigt wären, zu 
spät kommen, so daß praktisch kein Ergebnis 
erzielt werden würde.

Zum Ausbau der Fürsorgestatistik.
Anregungen von Dr. Wilhelm Feld. Rifferswi'.

Glücklicherweise ist neuerdings in den 
Kreisen der sachkundigen Praktiker ziemlich 
allgemein 'die Einsicht durchgedrungen, daß 
ein wirklich großzügiges und an die Wurzel 
der Schäden gelangendes Arbeiten auf die 
Dauer nicht möglich ist ohne gründliche Kennt­
nis der Zustände, die geändert werden sollen, 
und daß diese Kenntnis in aller Regel nift 
durch objektive, statistische Ermittlungen mög­
lich ist, die nicht den Zufälligkeiten indi­
vidueller Erfahrungen der einzelnen Beob­
achter unterliegen. Aber mit dieser Erkennt­
nis von der Notwendigkeit statistischer Er­
hebungen hat der tatsächliche Ausbau der 
Sozialstatistik keineswegs Schritt gehallen. 
Großenteils fehlt es noch an Statistiken oder 
doch an guten Statistiken. Zwar gibt es 
manche einschlägige Erhebungen und darunter 
auch nicht weniges methodisch und sachlich wert­
volles. Aber der Stoff ist noch gar zu sehr 
verstreut und oft kaum bekannt geworden. Er 
besteht aus Ansätzen, die nicht genug geistig 
verbunden sind, weder nach der sachlichen noch 
nach der methodischen Seite. Es fehlt durch­
aus an einer annähernd systematischen Samm­
lung des zersplitterten Materials und an einer 
zusanimenhängcndcn Analyse seiner Ergeb­
nisse. Es fehlt auch an einer vergleichenden 
Methodik sozialstatistischer Erhebungen (wo­
mit nicht etwa gemeint sein soll, daß alle diese 
Erhebungen eine und dieselbe Methode haben 
sollten). Die sachliche wie die methodische 
Analyse sind aber offenbar unerläßlich für 
eine gedeihliche Entfaltung der Massenbcob- 
achtung „sozialer" Zustände. Beide sind zu­
gleich gerade die Aufgabe, welche eine Ge­
samtdarstellung der Sozialstatistik zu erfüllen 
hätte. Eine solche „Sozialstatistik" ist ein 
dringendes Erfordernis.

Ein Teil der Daten, die von der sozialen 
Statistik zu sammeln wären, bildet zugleich

den Bestand anderer „Statistiken". So sind 
z. B. manche bevölkerungsstatistische und wirt­
schaftsstatistische Daten auch sozialstatistischc 
wichtig. Derartige Doppelgruppierung gewisser 
Ergebnisse kommt natürlich überall vor, sic 
ist durchaus kein Anzeichen schlechter Syste­
matik. Wesentlich ist, daß die Daten jeweils 
in diesen andem Zusammenhang hinein ge­
stellt und den dafür interessierten Fachkreisen 
in einheitlicher Darstellung leicht zugänglich 
gemacht werden. Zu diesen Interessenten 
gehören zunächst die Sozialstatistiker selber, 
die aus den früheren Versuchen auf ihrem 
Arbeitsgebiet wertvolle Anregung für die 
eigene Arbeit erhalten, namentlich wenn die 
Darstellung in der bereits erwähnten Weise 
sich gründlich auf die kritische Analyse der 
Methodik cinläßt. Zu den nächsten Inter­
essenten gehören weiter natürlich die gesell­
schaftswissenschaftliche Forschung und die Für- 
sorgepraris. Auf die letztere muß nachdrück- 
lichst hingewiesen werden, weil sic nicht nur 
eine sehr zahlreiche Schar von Interessenten 
stellt, die zudem durch ihre praktische Wirk­
samkeit von ganz besonderer gesellschaftlicher 
Bedeutung sind; sondern weil auch ihr Wert 
gerade von den Kreisen oft unterschätzt wird, 
die den meisten Einfluß auf die Ausgestaltung 
der Statistik haben. Von akademischen Ver­
tretern der Gesellschaftswissenschaften, die ja 
überwiegend nur die Nationalökonomie 
pflegen, hört man mitunter, das einzig Er- 
forschenswcrtc sei die gegenwärtige Wirt­
schaftsordnung, die Fürsorge dagegen höchstens 
Caritas. Diese Auffassung hat recht, inso­
fern die Fürsorge von anderen Motiven be­
herrscht wird als die Wirtschaft; aber sie ist 
völlig abwegig in der stillschweigenden Vor­
aussetzung, als ob nur die wirtschaftlichen Mo­
tive rationaler Erörterung zugänglich wären. 
In Wirklichkeit müssen sich auch die „cari-
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tativen" oder sagen wir lieber gemeinnützigen, 
auf das Eesamtwohl abzielenden Bestrebun­
gen von rationalen Erwägungen leiten lassen, 
ja sogar noch erheblich mehr als das privak- 
kapitalistische „Wirtschaften" für den eigenen 
Vorteil. Deshalb ist auch die Fürsorge und 
die Sozialpolitik in viel höherem Matze auf 
die Mithilfe der wissenschaftlichen Forschung 
(statistischer und anderer) angewiesen als das 
Wirtschaftsleben. Die Wirtschaftswissenschaft 
hinkt den Ereignissen durchwegs nach, sie muh 
sich darauf beschränken, zu beschreiben was ist. 
Die grotzcn Unternehmer pflegen nicht erst 
nach Einholung nationalökonomischer Gut­
achten zu handeln. Für die Fürsorge aber 
setzt wissenschaftliche Forschung, setzen prak­
tische Erwägungen zunächst die Grundlinien 
des Handelns fest, wobei freilich bis jetzt noch 
weniger die llnioersitätswissenfchaft beteiligt 
ist, als die wissenschaftlich befähigten Köpfe 
unter den Praktikern selber.

Das trifft namentlich zu für die Für­
sorge im engeren Sinn, für das, was man 
gewöhnlich als Fürsorge bezeichnet: Armen­
pflege, Fürsorge für Kinder und Jugendliche, 
für Greise, für Gebrechliche, für Verwahrloste 
usw. Hier steht zwar die allgemeine wissen­
schaftliche Forschung schon auf einer sehr 
achtungswcrtcn Höhe, und sie hat selbst im 
Urteil eines so unvoreingenommenen Beob­
achters wie Mar Weber sich längst zur 
Selbständigkeit einer eigenen Disziplin ent­
wickelt. Indes entbehrt die Fürsorge doch 
noch in Wissenschaft und Praris hinreichender 
statistischer Unterlagen über die tatsächlichen 
gesellschaftlichen Zustände, deren Hebung ihr 
am Herzen liegt. Hier kommt also der So­
zialstatistik eine besondere Bedeutung zu. 
Achnliches gilt natürlich für die Sozialpolitik.

Für diese bedarf es aber kaum noch eines 
ausführlicheren Hinweises, da die ihr 
nötige Statistik, neuerdings treffend als 
„A r b e i t s st a t i st i k" bezeichnet, nicht 
allein schon seit einer Reihe von Jahren durch 
amtliche und private Einzelstudie» eifrig ge­
fördert wird, sondern auch jetzt höchst erfreu­
liche Bestrebungen zu systematischer Zu­
sammenfassung des vorhandenen Stoffes im 
Gange sind.

Für die Fürsorge handelt cs sich zu­
nächst und hauptsächlich darum, die fürsorge- 
bedürftigen Zustände nach Art und Matz in 
Erfahrung zu bringen. Schwieriger (und 
glücklicherweise nicht so notwendig) ist hier 
oft die Erfolgsstatistik. Am ehesten lätzt sic 
sich noch durchführen in Verbindung mit einer 
Geschästsstatistik der Fürsorgcinstitutionen, 
welche Rechenschaft gibt über deren Arbeit. 
Leider wird sic von diesen Instituten öffent­

lichen wie privaten Charakters mitunter sehr 
vernachlässigt, bei einigermatzen gutem Aus­
bau kann sie aber namentlich dort wertvolle 
Ergebnisse zeitigen, wo die Arbeit in indi­
vidueller Fürsorge für einzelne hilfsbedürf­
tige Personen besteht und weniger in 
generellen Matznahmcn zugunsten von Per- 
soncngruppcn oder zur Bekämpfung gewisser 
Unsitten und Laster oder Volkskrankheitcn, 
zur Beseitigung unhygicnischer Zustände usw.

Bei der betrüblichen Unkenntnis über die 
fürsorgewissenschaftlichen Probleme, die ziem­
lich allgemein autzerhalb der engsten Fach­
kreise herrscht, dürfte es angebracht sein, etwas 
ausführlicher bei den Aufgaben der Fürsorgc- 
statistik zu verweilen. Wir nehmen dazu einige 
Beispiele vornehmlich aus der Jugendfür­
sorge. Die Säuglings sterblichkeit und der 
Einflutz, den auf ihre Bekämpfung die Sta­
tistik der Säuglingssterblichkeit wie des Ge­
burtenrückgangs gehabt hat, sind bekannt, 
ebenso wie umgekehrt die Förderung, welche 
diese Statistik durch die Säuglingssürsorgc 
erfahren hat. Die einschlägige Literatur ist 
zwar unübersehbar. Meine internationale 
Bibliographie der Kindersterblichkeit umfatzt 
über 80 Druckseiten des Metron (Jahrgang 
1924). Dieses Thema hatte cs leicht, Mode 
zu werden, nachdem sich der Nationalismus 
und das Staatsintcressc an starker Volks 
oermehrung seiner bemächtigt hatten. Dagegen 
wurden wichtigere Fragen, bei denen cs sich 
weniger um die brutalen Wirkungen der 
grohen Zahlen als um die feineren Werte 
geistig-sittlicher Qualität handelt, mehr in 
den Hintergrund gedrängt.

Um die Verwahrlosten kümmerte 
sich der Staat die längste Zeit nur, wenn sie 
unbequeme Rechtsbrecher wurden und so den 
Etat der Gefängnisse und also die Tasche der 
ehrenwerten Steuerzahler belasteten (aus die 
man dann aber bei den sinnlosen Kriegs­
rüstungen die geringste Rücksicht nahm). Den 
freien Erziehungsanstalten war cs bis vor 
einigen Jahrzehnten oft mehr nur um die 
Seclcn-„Rettung" zu ton; nicht selten mit 
etwas einseitiger „religiöser" Beeinflussung 
im Sinne konfessionellen Kirchcntums. Aber 
auch sonst verloren sich manche Anstalten in 
ihrer Einzelarbeit, die zu wenig auf die psychi­
schen Anomalien und die sozialen Schädigun­
gen durch die Umwelt Rücksicht nahm, welche 
bei den meisten betroffenen Jugendlichen die 
entscheidenden Ursachen der Verwahrlosung 
bilden. Diese Einseitigkeiten wurden bestärlt 
durch die rein intelicktualistische Bildungs- 
tendenz, die im vergangenen Jahrhundert 
immer mehr das Interesse für die tieferen Er 
zichungsfragen und' für die grotzen gesell
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schaftlichen Zusammenhänge der Erziehung 
und Bildung beiseite schob. Soweit Er­
ziehungsanstalten und Vereine nach dieser 
Richtung hin Versuche und Erfahrungen ge­
macht hatten, fanden sie kaum Bcachtungp 
ihre Feststellungen über Herkunft und Art 
ihrer Schützlinge blieben vereinzelt. Erst der 
Gedanke wirklicher Erziehung statt einseitiger 
Bcrstandcsschulung gewann ihnen neue Teil­
nahme und ließ erkennen, wie' wichtig eine 
umfassende Einsicht in jene Zusammenhänge 
sei, und wieviel ein planmäßiges Studium 
dieser Menschen der Fürsorge dienen könne. 
Damit erlangten statistische Nachweise über 
die Häufigkeit und Art dieser psychischen und 
sozialen Eefährdungsquellen große Bedeu­
tung. Wir besitzen auch bereits einige gute 
Forschungen in dieser Richtung, die aber so­
wohl einer vergleichenden Analyse als gründ­
licher Ergänzung durch weitere entsprechende 
Studien bedürfen. Leicht zugängliche Studien­
objekte sind die Zöglinge der Zwangs- 
crziehungsanstaltcn, überhaupt böten die Men 
der Erziehungsanstalten prächtige Materialien 
für mancherlei statistische Beobachtungen, wenn 
nur auf die Aufzeichnungen mehr Sorgfalt 
verwandt würde. Gut geleitete Anstalten, die 
cs verstehe», mit ihren Zöglingen auch nach 
deren Entlassung in Verbindung zu bleiben, 
könnten ferner wertvolle „Erfolg"-Statistikcn 
erstellen, deren Bedeutung weit über das Auf- 
zeigcn des Erziehungscrfolges oer konkreten 
Anstalt hinausreichen. Einzelne verheißungs­
volle Ansätze in dieser Richtung liegen vor. 
Sehr wertvoll wären ferner gute Personal- 
statistikcn der Anstalten für wanderarmc 
Vaganten und dgl., aber auch der Ge­
fängnisse, wobei insbesonders die Rückfällig- 
kcit, die soziale und familiäre Herkunft der 
Insassen sowie deren psychisch« Beschaffenheit 
erfaßt werden müßte. Reiche Erkenntnisse ver­
spräche cs, wenn man diese Menschen durch 
all die verschiedenen Hilfs-, Besserlings- und 
Strafcinrichtungcn der Gesellschaft, mit denen 
sie in Berührung kommen, hindurch ihr Leben 
lang verfolgen könnte. Arbeiten, wie die von 
Mlmanns, Mönkemöller in Deutschland, Hil- 
lesum in Holland u. a. lassen ahnen, welch 
bedeutsame Ergebnisse dort erarbeitet werden 
könnten. Die bisherigen Geschäftsstatistiken 
dieser Anstalten (soweit sie überhaupt eri- 
slicren) sind in der Regel viel zu sehr büro­
kratisch ausgemacht und gehen kaum auf die 
soziale Seite ein. Uebrigens ähnlich den Sta­
tistiken der Krankenhäuser. (Wie letztere Nach­
weise in der Hauptsache Fürsorgestatistik sein 
müssen, habe ich im „Deutschen Statistischen 
Zentralblatt" 1923 24 näher ausgeführt.)

Recht wenig ist erst das Schicksal der 
unehelichen Kinder bekannt. Es gibt zwar 
neben mancher Spreu auch einige wirklich 
gute Statistiken über sie. Aber in wesent­
lichen Punkten widerstreiten sich ihre Ergeb­
nisse. Zudem umfassen sic nur einige kleine 
Beobachtungsmassen. Die allgemeine Bevölke­
rungsstatistik hat nicht selten recht auffallende 
Lücken bezüglich der unehelichen Säuglinge. 
Das mußte ich zu meiner nicht geringe» Uebcr- 
raschung bei der Materialsammlung für meine 
Studien über die Ucbersterblichkeit der un­
ehelichen Säuglinge erfahren. (Zeitschrift für 
Schweizerische Statistik und Volkswirtschaft 
1923.) In der Einleitung zu dem Aufsatz 
ist auf einige der Studien hingewicscn, diö 
sich mit dem weiteren Lebcnsschicksal der Un- 
ehclichgeborencn befassen. Inzwischen ist eine 
wertvolle Statistik des Amsterdamer Armen- 
ratcs über die Lebensumständc der Unehelich- 
geborenen und ihrer Mütter herausgekonnncn 
und eine leider gar zu unzulängliche Zu­
sammenstellung bisheriger Studien über das 
„Problem der Unehelichen" von Hugo 
Schröder. Die meisten einschlägigen Schrif­
ten sind von der praktischen Fürsorge 
angeregt worden, und einige haben wesent­
lichen Einfluß auf die Ausgestaltung des Un- 
ehclichenschutzcs gehabt^). Sie haben ferner 
unter anderem durch den Nachweis von der 
starken Verwahrlosungsgefährdung der Un­
ehelichen weiteren Kreisen die Dringlichkeit 
durchgreifenden Unchclichenschutzes gezeigt. 
Achnlich wirkten gewisse im Kern entschieden 
löbliche Bestrebungen der Frauenbewegung, 
die die unehelichen Mütter von dem gcsellj- 
schaftlichen Makel befreien will, sowie ein 
dilettantischer, glücklicherweise gescheiterter Ver­
such auf Einführung von Findclhäusern im 
Interesse größerer Volksvcrmchrung (!!) 
(ocrgl. meinen Artikel! „Findelfürsorge" in 
der neuen Auflage des Handwörterbuchs der 
Staatswissenschaften). Das auf diese Weise 
geweckte Bedürfnis nach gründlicher Orien­
tierung über die Lage der Unehelichen kann 
bisher aber nicht hinreichend befriedigt wer­
den, und so leiden denn auch manche Vor­
schläge für die Praris der Unehelichenfürsorgc 
an ungenügender Kenntnis der tatsächlichen 
Verhältnisse. Nur die norwegische Gesetz­
gebung von 1913 ist n>. W. durch gründ­
liche statistische Untersuchungen vorbereitet 
worden. Dagegen sind z. B. der neuen Kinder- 
sürsorgc-Gesetzgebung des Deutschen Reiches 
nur vereinzelte private Statistiken oorauf-

U Vgl. den soeben erscheinenden prächtigen 
Aussatz von Chr. 3. K I n in tz c r, Der Unchc- 
iichenschutz im Deutschen Reich. Archiv für Sozial- 
Wissenschaft, Band 55, Heft 1, S. 156 ff.
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gegangen, während nach dem Urteil gründ­
licher Kenner Gesetzentwürfe, Begründung und 
Parlamentsverhandlungen jede Uebersicht 
über Schutzbedürftigkeit, Umfang der be­
stehenden Einrichtungen, Zahl der Schützlinge 
usw. vermissen lassen').

Der Kreis der unehelichen Kinder über­
schneidet sich mit dem der Pflegekinder, 
die neben einem großen Teil der ersteren auch 
eheliche Schützlinge der Armenpflege um­
fassen, für die ihre Eltern den Unterhalt nicht 
bestreiten können oder die keine Eltern tnehr 
haben. Soweit die außerhalb der elterlichen 
Familien versorgten Kinder in Anstalten 
untergebracht sind, ist ihre Erfassung verhält­
nismäßig leicht. Immerhin erfolgt sie in 
Wirklichkeit nur selten mit hinlänglich deut­
licher Unterscheidung der einzelnen Kategorien; 
die gutartigen sürsorgebedürftigen Kinder wer­
den meist nicht scharf genug einerseits von 
den mit Rücksicht auf drohende oder ein­
getretene Verwahrlosung einer besonderen Er­
ziehung unterworfenen Zöglingen und ander­
seits von den außer jeder familienfremden 
Fürsorge stehenden Privatzöglingen unter­
schieden, die von ihren meist wohlhabenderen 
Angehörigen zwecks besserer Ausbildung in 
erziehliche Institutionen getan werden. Aehn- 
liche Gruppierungen wären nötig für die Kin­
der in fremden Familien. Es genügt aber 
keineswegs, lediglich die Zahl der Pflege­
kinder eines Gebietes etwa noch kombiniert! 
mit ihrem Alter und Geschlecht zu wissen) 
sondern man sollte Genaueres über ihre Her­
kunft und über ihr Schicksal wissen, beson­
ders über die Verhältnisse ihrer Eltern und' 
über den Pflegestellenwechsel. Hier ist ein 
ganzes Knäuel von Fragen, die besonders 
sorgfältig auseinandergehalten werden müsse», 
damit die statistischen Ergebnisse, Ursachen 
und Wirkungen voneinander sich unterscheiden 
lassen. Wenn z. B. die Kinder mit häufigem 
Pflegestellenwechsel eine höhere Sterblichkeit 
als die seßhafteren haben, so fragt sich, ob 
dies die gesundheitschädlichen Folgen des 
Pflegewechsels oder ob es vielmehr nur ein 
Ausdruck dafür ist, daß sich für die von Ge­
burt schwächlichen Kinder schwieriger eine 
rechte Pslegestelle finden läßt? — Für die 
Sterblichkeit der Pflegekinder sind die Er­
hebungen Frankreichs über die Rourrissons 
nach den Anregungen Bertillons sehr be­
achtenswert.

Für die Anstaltspfleglinge ließen sich ge­
legentlich einer allgemeinen Volkszählung recht

') Insbesondere weist Klumlier Ijicrauf immer 
wieder mit Nachdruck ihn. Auch die neuesten öeur- 
fcheu Rcforiuvcrsuche des Uuel)elicheii-Nechts Ertagt 
er dieses Mangels an.

wohl einige wertvolle Ergebnisse gewinnen, 
wenn man sich entschließen könnte, die Frage­
bogen der für die Schützlinge der Fürsorge 
vor allem in Betracht kommenden Anstalten 
einer Sonderbearbeitung zu unterwerfen; 
deren Gelingen hätte allerdings gründlichen 
Einblick in die Problemstcllung der Fürsorge 
zur Voraussetzung. Wie ja überhaupt jede 
statistische Untersuchung nicht nur Finger­
fertigkeit in’ der formalen Technik, sondern 
mindestens so sehr sachliches Verständnis ver­
langt. Den amtlichen Statistikern fehlt aber 
begreiflicherweise meist die fürsorgewissenschaft- 
liche Einstellung, und es dürfte nicht schwer 
fallen, etliche tragikomische Beispiele miß­
lungener fürsorgestatistischer Versuche seitens 
statistischer Aemter zu nennen.

Man hat wohl auch oorgeschlagen, die 
Volkszählung für Sondererhebungen über die 
in Privatpflege stehenden Kinder zu benutzen. 
Sie mögen bei sachkundiger Bearbeitung wert­
volle Ergebnisse zeitigen; tiefer schürfende 
sozialstatistische Erkenntnisse lassen sich aber 
sicherer aus gutgefühlten Akten der öffent­
lichen oder privaten Fürsorgeinstituttonen 
ableiken, welche die Unterbringung der Pflege­
kinder besorgen. Ein Beispiel derartiger Aus­
zählungen, das aber längst nicht die vorhan­
denen Möglichkeiten erschöpfen wollte, bietet 
meine Darstellung der Kinderarmenpslege in 
Elsaß-Lothringen (1907). Manche wertvolle 
Nachweise dieser Art lassen sich leicht durch 
eine Erweiterung der üblichen Jahresberichte 
über die Geschäftstätigkeit der betreffenden 
Behörden und Vereine erbringen. Diesen 
Ausbau der Eeschäftsstalistiken anzuregen, 
dürfte sich als wichtige Nebenwirkung aus 
einer systematischen Darstellung der Sozial­
statistik ergeben, indem durch sie die maßgeb­
lichen Stellen auf die Möglichkeit und den 
Nutzen derartiger Statistiken hingewiesen 
würden.

Neben dem Ausbau der laufenden Ee- 
schäftsstatistik können die Träger der Für­
sorge weiterhin durch die Veranstaltung be­
sonderer, einmaliger Erhebungen über ihre 
Schützlinge wichtige sozialstatistische Daten 
sammeln. Als Beispiele nenne ich Erhebungen 
der S ch u I g e s u n d h e i t s p f l e g e oder der 
sonstigen Schulkindersürsorge über den Ge­
sundheitszustand und die sozialen Verhält­
nisse der ihnen anvertrauten Kinder, Er­
hebungen, die aber natürlich auch von an» 
bereit Stellen aus veranlaßt werden können. 
Jedenfalls bilden solche ausgewählte G-up- 
pen einen trefflichen Anhaltspunkt für sozial- 
statistische Forschungen. Man hat sie denn 
auch öfter statistisch verwertet, und es gibt 
von dorther mancherlei, freilich recht ver-
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streute Ergebnisse. Aber noch vielmehr mutz 
in dieser Richtung getan werden. Eine Zu­
sammenfassung der bisherigen Leistungen 
würde auch hier ausklärend und anregends
wirken__  Speziell die Schulen ließen sich
in sehr weitem Umfange für Sozialstatistiken 
der verschiedensten Art benutzen, ohne daß 
dadurch deren erziehliche und unterricht- 
liche Aufgaben geschädigt würden; ja, 
häufig dürften die Erhebungen niit Vorteil 
dem Schulunterricht dienstbar gemacht wer­
den können, namentlich in den modernen Ar­
beitsschulen. Zum mindesten würden die 
Lehrer dabei lernen, eine einseitige pädago­
gische Einstellung nach der sozialen Seite hin 
zu ergänzen. Die Rücksichtnahme auf diese 
Verhältnisse ist sicher so wichtig wie das 
Einprägen von Wissens- oder gar nur Ee- 
dächtnisstoff. Selbst so heikle Probleme wie 
das Schicksal der unehelichen Kinder lassen 
sich von hier aus wesentlich klären; allerdings 
bedarf es dabei unbedingt so vorsichtiger und 
zartfühlender Vorkehrungen wie seinerzeit bei 
den von Klumkcr angeregten Erhebungen 
Spanns über uneheliche Schulkinder in Frank­
furt am Main.

Zur Sozialstatistik gehören auch zahlen­
mäßige Beobachtungen über die sozialen Vor­
stellungen im Kindesalter und über deren 
Unterschiede in den verschiedenen Eescllschafts- 
schichten. Wie sic sich mit Hilfe der Schule 
durchführen lassen, haben gerade neuerdings 
wieder die Erhebungen von Alice Descoeudres 
in Genf gezeigt^).

Man hat die Schule auch benutzt zu 
Erhebungen über die Erwerbsarbeit 
der Schulkinder. Aber es fragt sich, 
ob sie hierfür das geeignete Organ sei. Die 
Kinder werden selten zuverlässige Auskunfts- 
personcn sein. Das ist etwas anderes, als 
wenn man sie z. B. bei Erhebungen über den 
Eesundhcitszustcnd oder über Art und Um­
fang ihrer Vorstellungen lediglich als Be- 
obachtungsmatcrial, als Studicnobjckt ver­
wendet. Eher als zur Erfassung ihrer eigenen 
Erwerbsarbeit (von der sie übrigens oft 
wissen, daß sic sic wegen cntgegcnstehender 
gesetzlicher Bestimmungen über den Kinder­
schutz verheimlichen oder beschönigen müssen) 
könnte man die älteren Schüler vielleicht zu 
Aussagen über gewisse Verhältnisse der Er- 
werbsarbeit ihrer Eltern veranlassen, die einer 
statistischen Verarbeitung wert wären; z. B. 
über den außcrhäuslichen Erwerb der Mutter. 
Dessen Umfang und nähere Umstände zu 
wissen, ist für die Fürsorge wichtig wegen der 
mancherlei Gefahren, denen die Kinder oft

i) Ce que penseut les enfants. 1924. Be­
sonders Band 2: Richesse et pauvrete.

durch die Abwesenheit der Mutter ausgesetzt 
sind. Natürlich läßt sich der ganze Umfang 
der Aussichtslosigkeit nicht durch Be­
fragung der älteren Schulkinder feststellen, 
da sie vor allem auch die jüngeren Alters­
stufen trifft. Umfassendere Antworten ergibt 
die Befragung der erwerbstätigen Frauen 
selber. Sie wurde wiederholt — freilich nur 
in groben Zügen — von Beamten der Ec- 
werbeaufsicht vorgenommen. Sic kann aber 
auch mit Hilfe der Gewerkschaften geschehen. 
So ist auch meine ausführlichere Untersuchung 
über „die Kinder der in Fabriken arbeiten­
den Frauen und ihre Verpflegung" im Jahre 
1904 zustande gekommen. Auf diesem Wege 
läßt sich aber die Frauenarbeit außerhalb der 
Fabriken nicht erfassen. Man hat deshalb 
später noch andere Quellen nutzbar gemacht... 
Derartige Statistiken über die Erwerbsarbeit 
und die Aussichtslosigkeit der Kinder haben 
natürlich außer für die Fürsorge auch für 
die Sozialpolitik erhebliche Bedeutung.

Je nach dem Inhalte, den man dam 
Begriffe der Sozialpolitik gibt, wird zur 
sozialpolitischen Arbeitsstatistik von manchen 
wohl auch die Statistik der Wohnungs- 
verhältnisse gerechnet werden. Für uns 
gehört sie aber zur Fürsorgestatistik, da wir 
(wie an anderer Stelle näher auszuführen ist) 
der Sozialpolitik nur die Regelung der Ar- 
beiisoerhältnisse zuschreiben. Alles, was dar­
auf abzislt, der Bevölkerung eine genügende 
Anzahl von anständigen Wohnungen bereit- 
zustellen — einschließlich des gemeinnützigen 
Wohnungsbaues —, ist Wohnungs für - 
sorge ebenso wie die individuelle Woh- 
nungspflegc zur Sanierung verwahrloster 
Wohnungen und die individuelle Beschaffung 
geräumigerer Wohnungen für schlecht behauste 
Familien. Daß dieser weite Kreis wichtiger 
Aufgaben auch vielseitige Statistiken nötig 
hat, braucht keines Beweises. Vielleicht darf 
aber doch für das Gebiet der Wohnungspflcge 
i. e. S. als Beispiel die Eeschäftsstatifti.? 
des Wohlfahrtsamtes Leipzig-Land genannt 
werden, welche nicht allein zeigt, nach wie 
mancherlei Richtungen eine weitausschauende 
Wohnungspflcge ihre Erwägungen zu er­
strecken hat, sondern zugleich, daß sich auch 
ihre praktischen Vertreter sehr wohl der Not­
wendigkeit bewußt sind, in diesen Beziehun­
gen sich durch statistische Ermittlungen Klar­
heit zu verschaffen (oergl. meinen Bericht in 
der „Zeitschrift für Schweizerische Statistik" 
1922). Allgemein ancrkannt ist das Bedürf­
nis eingehender Statistiken für die öffent­
liche Wohnungspolitik, welche durch die Förde­
rung des Wohnungsbaues u. a. den allge­
meinen Wohnungsbedarf zu befriedigen strebt.
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Mancherlei amtliche Statistiken bemühen sich, 
diesem.Bedürfnis entgegenzukommcn. Immer­
hin .wird es einstweilen noch nicht überall, 
lückenlos erfüllt. In welcher Richtung etwa 
die Wohnungsstatistiken auszubauen wären, 
habe, ich, einer Anregung von Professor 
o. Eonzenbach folgend, in dessen „Schweize­
rischer Zeitschrift für Gesundheitspflege" 
(1924) angedcutet in dem Aufsatz über „Kom- 
niunale Baupolitik und Statistik".

. Während die Wohnungsfürsorge sich mit 
einem der wichtigsten Lebensbedürfnisse be­
saht, berührt die A r m e n st a t i st i k ein 
bedeutsames Problem theoretischer Erkenntnis, 
indem sie Material beibringt für die Theorie 
der Verarmung. Diese ist aber nicht nur ein 
wichtiger Bestandteil der Soziologie, sondern 
sie hat auch großen praktischen Wert für viele 
Fürsorgcfragen. Namentlich aus früheren 
Jahrzehnten liegen schöne Leistungen der Jn- 
dividual-Armenstatistik vor. In neuerer Zeit 
ist sie leider vernachlässigt worden. Hier 
harren noch manche Aufgaben. Einen llcber- 
blick über die wichtigsten methodischen Fragen 
habe ich eben im Handwörterbuch der Staats- 
wissenschasten (4. Auslage, Art. „Armen­
statistik") gegeben.

Auch die F i n a n z st a t i st i k der Armen­
pflege und der übrigen Fürsorgeinstitutionen 
bedarf dringend der Förderung. Wer je auf 
diesem Gebiete gearbeitet hat, wird zugeben, 
daß es kaum etwas Unerfreulicheres gibt als 
finanzstatistische Zusammenstellungen, nament­
lich wenn sie eine Reihe verschiedener Ein­
richtungen miteinander vergleichen sollen oder 
z. B. errechnen wollen, was alles für Für- 
sorgemaßnahmen gewisser Art in einem Ge­
biete aufgcwendct worden ist. Aus solchen 
Rechnungen lassen sich, wenn sie zuverlässig 
durchgeführt wurden, eine Menge lehrreicher 
— auch praktisch wichtiger! — Beobachtun­
gen ablciten. Aber bei der erschreckend ver­
schiedenartigen, oft auch systemlosen Rech­
nungsführung so mancher Fürsorgcanstalten^ 
Bercinc und Behörden lassen sich einstweilen 
fast nie wirklich brauchbare Finanzstatistiken 
erstellen. Einen Versuch, die gesamten Auf­
wendungen der öffentlichen wie privaten Für­
sorge innerhalb eines bestimmten Gebietes 
ihrem Geldwerte nach zu ermitteln, habe ich 
für den Kanton Zürich unternommen. Ich 
hoffe, ihn in der Zeitschrift für Schweizerische 
Statistik veröffentlichen zu können, wo ich 
bereits ftüher (Jahrgang 1925) auf die Vcr- 
schicdcnartigkcit der kantonalen Arnicnfinanz- 
statistikcn und auf einige ihrer Ergebnisse hin- 
gewiescn habe. Für die ganze Schweiz sind 
die Ausgaben der privaten Armenpflege und 
Fürsorge — aber nur an unmittelbaren

Unterstützungen der Bedürftigen — wieder­
holt erhoben worden von Pfarrer A. Wild 
(vergl. meine Besprechung ihrer Ergebnisse 
in den Jahrbüchern f. Nationalökonomie). 
Unlängst ist dann eine eingehende Armen­
finanzstatistik von dem in Statistik überhaupt 
recht rührigen Armenraad zu Amsterdam her- 
ausgebracht wordenft.

Ein berüchtigtes Gebiet, wo die Dornen 
wuchern wie an manchem Feldrain, bilden die 
Statistiken über den Alkoholismus. Hier 
tut eine kritische Säuberung und methodische 
Weglcitung durch statistische Fachleute drin­
gend not. Gerade auch im Interesse wirksamer 
Alkoholbckämpfung. Man braucht dabei gar 
nicht an die zahlreichen amerikanischen Sta­
tistiken für und wider die Prohibitionsmaß- 
nahmen zu denken, die sich meist ebenso gut 
für als gegen verwenden lassen; auch im 
eigenen Lande findet jeder genügend Belege 
unmöglicher e-tatistikcn von Freund und 
Feind der Mäßigkeit. Einige neuere Belege 
biete ich in diesein Jahrgange der „Schweize­
rischen Zeitschrift für Gesundheitspflege".

Hier muß ich die Reihe der Beispiele
von fürsorgestatistischen Aufgaben abbrechcn.
Ich war leider gezwungen, sie in der Haupt­
sache aus den Stoffgebieten auszuwählen, in 
denen ich selber mitgearbeitet habe. Denn 
es ist mir zur Zeit unmöglich, «inen systemati­
schen Ucberblick über alle Zweige der Für­
sorgestatistik zu geben und dabei die Leistun­
gen der verschiedenen Völker zu berücksich­
tigen. Der Bericht wird deshalb mit Recht 
als zu einseitig und lückenhaft empfunden 
werden. Aber der genauere Kenner des ein­
schlägigen Schrifttums wolle bedenken, daß
hier eben nur andeutendc Beispiele für die 
der Materie ferner Stehenden geboten werden 
sollten. Es ist der Zweck dieses Berichtest 
allgemeineres Verständnis und dadurch Inter­
esse für die Sozialstatistik und insbesondere 
für die Fürsorgcstatistik zu wecken. Er möchte 
dazu beitragen, daß ein weiterer Kreis von 
Statistikern, Fürsorgcpraktikcrn, Vcrwaltungs- 
beamtcn, Sozialpolitikcrn u. dgl. sich der Er­
kenntnis öffneten, daß die energische Förde­
rung der Sozialstatistik eine dringliche Auf­
gabe gerade unserer Zeit ist. Soll sich diese 
Erkenntnis befestigen, so müssen zunächst ein­
mal die gesellschaftswissenschaftlichen Pro­
blemstellungen bekannter werden, denen sich 
die Theorie und namentlich die Praris der 
Fürsorge wie Sozialpolitik gegenüber sehen. 
Dann ist klarzumachcn, wie die Beantwortung 
dieser Fragen durch den Rückgriff auf geeig-

Heber gegenwärtige Versuche in Deutschland 
unterrichtet ein Aufsatz von W. Schickenberg in 
dieser Zeitschrift Nummer 5 (August 1925).
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»ete Statistiken wesentlich erleichtert, ja oft 
überhaupt erst ermöglicht wird. Das gilt 
für die Statistiker ebenso wie für die Prak­
tiker der Sozialpolitik und Fürsorge. Die 
letzteren aber müssen außerdem noch eindring­
lich darauf hingewicsen werden, daß gute 
Statistiken nur nach wohlerwogenen Me­
thoden gewonnen werden können. Einstweilen 
werden von der Fürsorgepraris leider die 
Schwierigkeiten einwandfreier* Gewinnung und 
Verarbeitung des statistischen Materials noch 
oft verkannt. Umgekehrt freilich unterschätzen 
die Statistiker mitunter die Bedeutung ein­
gehender sachlicher Orientierung.

In allen diesen Beziehungen voran zu 
kommen, ist offenbar der wirksamste Weg: 
eine systematisch zusammenfassende und ver­
gleichende Darstellung des bisher vorhandenen 
sozialstatistischen Materials mit Analyse seiner 
Ergebnisse wie Methoden. Aut welche Weise 
aber soll eine solche Darstellung der Sozial­
statistik zustande kommen? M. E. am besten, 
indem zunächst ein Handbuch der So­
zia Ist a t i st i k geschrieben wird, in dessen 
Abfassung sich einige wenige Fachleute zu 
teilen hätten, damit das Erscheinen nicht all­
zulange sich verzögert. Die Ausgabe erfor­
derte zwar große Hingabe und viel Fleiß 
seitens der Mitarbeiter, die außerdem von» 
Natur mit einer guten Dosis Spürsinn be­
gabt sein müßten. Aber wenn es gelänge, 
ein paar sachüindige und praktisch erfahrene

Allgemeine».
Der Deutsch« Butin für ländliche Wohlfahrts­

und Heimatpfleg« erreicht aus seinen Tagungen 
eine Vertiefung der Behandlung der Wohlfahrts- 
fragen, die für die ländliche Arbeit von besonderer 
Bedeutung sind. Aus der 29-Hauptoersamm- 
! u n g am 25. und 26. Februar in Berlin 
standen die Fragen der Siedlung und der 
Helferschaft im Mittelpunkt der Verhandlun­
gen. Der Gedanke, die Siedlungskräftc, die der 
deutsche Auswanderer iin Ausland auf seine Pionier­
arbeit mit jahrelangen Entbehrungen und Arbcils- 
mühen verwendet, für Baucrnsicdlungcn in Deutsch­
land nutzbar zu machen, wurde als Wegbereiter 
für die Auswertung der Boldskräfte im Interesse 
des Voiksganzcn anerkannt. Die Notwendigkeit 
zur Gewinnung von Hilfskräften für die Arbeit 
und ihre Schulung, da wo die Kräfte der Bcrufs- 
schwestern und Fürsorgerinnen nicht ausreichen, hat 
die Einführung von kurzfristigen Schulungskursen 
gebracht, die in einer Woche neue Kenntnisse vcr- 
Mitteln und das vorhandene Wissen festigen 
sollen und so dem erweckten Helscrmillen sein 
Wirkungsfeld schaffen. Die Erkenntnis der Zu­
sammenhänge in Wirtschaft und Wohl- 
fahrt, die die Derhandlungcn der Fachtagungen 
in letzter Zeit besonders becinfiutzt, führte hier zu 
der Forderung, die Wirtschaft stark zu machen und 
gleichzeitig die Form der ..Nachbarhilfe aus eigener

Köpfe zu gewinnen, die man materiell in. 
den Stand fetzte, für ein bis zwei Jahre sich 
diesem Werke zu widmen, so dürften wir in 
absehbarer Zeit um ein Standardwerk von 
internationaler Bedeutung reicher sein, das so­
wohl der Statistik und den Gesellschafts­
wissenschaften wie der Praris der Fürsorge 
und Sozialreform wertvolle Dienste leisten 
würde. ,

Welche gemeinnützige Institution wagt 
es, die Initiative zu ergreifen, damit diese 
Anregung sich verwirkliche? Wenn die ganze 
Sozialstatistik einstweilen ein zu uferloses Ge­
biet scheint, so beschränke man sich getrpst 
für den Anfang auf ein Teilgebiet, etwa auf 
die Kinderfürsorge, und lasse die statistischen 
Materialien international sammeln, die für 
die Praris oder wissenschaftliche Beurteilung 
dieses Fürsorgezweiges bedeutsam sind oder 
weiden könnten. Gerade für den Kinder- und 
Jugcndschutz gibt es so manche internationale 
Bereinigungen, daß es wirklich nicht welt­
fremde Utopie ist, an die Möglichkeit zu 
glauben, daß sich die verhältnismäßig recht 
bescheidenen Geldmittel für die wissenschaft­
liche Bearbeitung und die Herausgabe eines 
internationalen Handbuches der Kinderfür- 
sorge-Statistik bald aufbringen ließen. Ucbri- 
gcns könnte man für den Anfang sich sogar 
mit einem nationalen Handbuch solcher Sta­
tistiken begnügen. Wenn nur einmal begonnen 
würde.

Kraft" zu fördern. Die Vorführung des Fftms: 
,.K a r m i 11 c n" gab ein Bild von den zahlreichen 
Äciriebswohlfahriseinrichtungcn auf dem 2 600 Mor­
gen großen Gut, der Werkwohnungen, der Ge­
winnung einer bodenständigen Tracht und der ver­
schiedenen Dolksbiidungsunternehmungcn.

AuSbilbungSfragen.
Festsetzung des Schulgeldes in anerkanntet« 

Wohlfahrtsfchulea. Der Preußische Minister für 
Bolnswohlfahrt ersucht in einem Rundschreiben vom 
>0. 4. 1926 — III. W. 454. I. M. —, das Schul­
geld für die beiden Schuljahre von Ostern 1926 
ab auf 400 M. fcftzusctzcn, da eine Bewilligung 
von Staatszuschüssen von der Erhebung eines in an­
gemessener Höhe bezogenen Schulgeldes abhängig zu 
machen ist. \

33erufgfrggcn in der Wohlfahrtspflege.
Bom 13. bis zum 16. Mai 1926 fand in Bremen 

die 8. Hauptversammlung des Deutschen Verban­
des der Sozialbeamtinnen — zugleich die Feier des 
10jährigen Bestehens des Verbandes — statt. Der 
von der geschäftsführcndcn Vorsitzenden erstattete 
Bericht zeigt die erfreuliche Entwicklung: 1908 hatte 
der Verband bei 603 Mitgliedern 7 Orts- und 
Landesgruppcn, 1926: 3434 Mitglieder und 72 
Orts- und Landesgruppcn. Anläßlich des 10jährigen 
Bestehens hat er eine kleine Schrift:



86 Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege.

10 Jahre soziale Berufs« rbeit. F. A. 
Hcrbig, Berlin 1926 (62 Seiten, Preis: M. 1.50) 
erscheinen lassen. An die Begrüßungen durch die 
Reichs- und Länderbehörden schlossen sich die Bvrr- 
träge von Pfarrer Heitmann-Hamburg über das 
Thema: „W ie beeinflußt der Beruf t:e 
Formung unserer religiös-sittlichen 
Weltanschauung" und Min.-Rat Dr. Ger­
trud Bäumer: „W i r t s ch a f t und Wohl­
sahr t", endlich am letzten Tage ein Referat von 
Stadt-Mcd.-Rat Dr. Wendenburg über: „D i e 
Erwerbsbefähigung der Fugend". Pfar­
rer Heitmann ging davon aus, daß der soziale Be­
ruf, der in Berührung mit den verschiedensten 
Lcbensschicksalen bringt, jede Enge der Lebens- 
anfchauung zerschlägt und dieses grundlegende Er­
lebnis eine Ausweitung der Einstellung auf das 
Typische, das im Menschenschicksal - liegt, zur Folge 
hat. Die Erkenntnis, daß es eine Gesa ml schuld 
und eine Gesamtverantwortuno gibt, erweitert den 
Verantwortungskreis und führt als wesentliche 
Konsequenz aus einen Gemeinschaftswillen hin. Die 
Gefahr, über dem Dunkel des Kranken und Hoff­
nungslosen die Gesundungskraft aus dem Auge zu 
verlieren und die Arbeit müde und mechanisch wer­
den zu lassen, kann nur überwunden werden, in­
dem man nach dem Höchsten greift, das über dem 
Lebensganzen steht. Menschenkraft reicht nicht aus 
zu dem, womit sie als Verantwortlicher für eine 
große Reihe von Schicksalen fertig werden muß. 
Hilfe kann nur werden, wenn, sich aus dem heutigen 
Chaos eine Lebensgemeinschaft entwickelt, die alle 
Kräfte gleichmäßig trägt.

Der Vortrag von Gertrud Bäumer suchte die 
Beziehungen zwischen Wirtschaft und Wohlfahrt 
aufzUdccken und betonte, wie notwendig gerade für 
die Fürsorgerin die Erkenntnis wirtschaftlicher Zu­
sammenhänge sei und wie sra in der Lage sein muß, 
den einzelnen Hilfsbedürftigen immer wieder im 
Zusammenhang mit der gesunden Entwicklung zu 
sehen und ihren Hilssplan dementsprechend aufzu­
stellen. Die Fragestell.mg, die das Thema ent­
hält: „Wieweit die Wirtschaft an sich die Wohl­
fahrt zum Ziele hat und zum Ziele haben kann" 
beantwortete sie mit einem Zitat von Max Weber, 
der als Maßstab für unser deutsches Wirtschafts­
wesen die Qualität. Höherzüchtung und Kraftbil­
dung deutschen Menschentums ansieht. Diese 
dauernde Steigerung und Erhaltung des Menschen­
tums muß das Ziel des Wirtschaftslebens sein. 
Die hierbei auftauchende Frage, ob nicht aus den 
eigenen Zielsetzungen der Wirtschaft die gleichen 
Rücksichten auf Volkswohlfahrt und Entfaltung 
herauswachsen können, kann nur zum Teil bejaht 
werden. Zn der Fortentwicklung der Privatwirt­
schaft zur Kollektivwirtschaft liegt die Möglichkeit, 
an die Stelle des Einzelnutzens das Gedeihen eines 
Gesamtwirtschaftszweiges zu setzen und damit auch 
eine bessere Menschenökonomie zu treiben. Heute 
müssen mir uns noch auf den Schutzberuf des Staates 
mit dem Ziel der Höherbildung des Menschentums 
der Nation verlassen. Wohlfahrtspflege in diesem 
Sinne darf nicht nur den einzelnen trösten und in 
seinen Bedürfnissen befriedigen, sondern muß ihn 
zugleich in seinen Kräften wecken und stählen.

Die Frage, vor der wir heute stehen, ist. ob 
die in ihren Produkt'.onsgebieten verkürzte Wirt­
schaft in der Lage ist, die gesteigerten Lasten der 
Wohlfahrtspflege zu tragen. Vom Standpunkt 
einer höheren sozialen Verantwortung eröffnet sich 
die Frage, ob mit einer Uebernahme dieser Lasten 
unproduktiver Kräfte nicht die Betriebssubstanz auf­
gezehrt wird und damit der Untergang beschleunigt.

In der Vorkriegszeit hat die soziale Belastung 
der Wirtschaft das tragbare Maß nicht erreicht. 
Grundsätzlich muß die Wirtschaft auch ihren 
Menschenverschleiß selbst tragen. Stellt man die 
gesamte Wohlfahrtspflege unter das gleiche Ziel 
wie die Wirtschaft, nämlich die Steigerung der 
nationalen Kraft, so muß die staatliche Wohl­
fahrtspflege sich darauf einstellen, daß ihre Leistun­
gen an das Individuum nicht höher sein dürfen als 
die Leistungen dieses Individuums an den Staat. 
Dieser strenge Gesichtspunkt kann seinen Ausgleich 
in der freien Wohlfahrtspflege finden. Sinngebend 
steht über Wirtschaft und Wohlfahrt das Wort: 
„Deutschland muß leben und wenn wir selbst 
sterben müssen."

Das Referat von Stndt-Med^Rat Dr. Wen- 
dcnburg galt stärker praktischen Fragen. Er for­
derte. daß bei Säuglings-Kleinkinder- und Schul­
kinderfürsorge mehr der Schulentlassenen gedacht 
würde, da es sich bei der gesamten Jugendfürsorge 
um eine gleitende Fürsorge handelt, die nicht bei 
einem bestimmten Alter ihren Abschluß findet, son­
dern aus einem Fürsorgezweig in den anderen 
übergeht. Ie mehr wir für die Wohlfahrt der 
Säuglinge und Kleinkinder tun, um.so besser wird 
der Gesundheitszustand der späteren Beru-fsanwärtcr 
sein. Entsprechend dieser Forderungen, die auch 
für die erwerbstätige Jugend ausreichenden Urlaub. 
Berücksichtigung in der Arbeitszeit ufw. einschlossen, 
verlangte er, daß unsere Statistiken auf eine stär­
kere Beobachtung der Erfolge der Einzelmaßnahme 
eingestellt würden und sich die Beobachtung des 
Einzclfalles — auch in der Statistik — nicht nur 
auf den Zeitraum eines Jahres erstrecke.

Am 21. Mai 1926 hielt der neugegründete 
Bund Deutscher Sozialüeamten seine Hauptversamm­
lung in Berlin ab. Das Hauptreferat wurde von 
Herrn Prof. Nohl, Göttingen. über die Frage: 
„Die Sozialpädagogik in der Wohlfahrtspflege" 
erstajttet. S. Götze.
Organisationsfragen.

Zur Eröffnung der Gefolei (Ausstellung für 
Gesundheitspflege, soziale Fürsorge und Leibes­
übungen) stellte der preußische Minister­
präsident Braun das Ziel der Arbeiten 
für das Ausstellungsmerk für die Besucher 
auf: Er sieht in ihr ein zielbemußtcs
Wirken zum Besten der Erhaltung und Stärkung 
der Arbeitskraft, die in dieser Zeit des wirtschaft­
lichen Tiefstandes besondere Bedeutung habe. In 
dem Maße, wie Gesundheit und Arbeitskraft das 
einzige Gut des Deutschen darstelle, müsse die Für­
sorge im Volksstaat von der unbedingten Hochach­
tung vor der Persönlichkeit unti Menschenwürde der­
jenigen, die zu betreuen sind, getragen sein. Des­
halb ist die Fortführung der Sozialpolitik zur 
Schadenvcrhütung und höchstprozentiger Erhaltung 
der Lebenskraft und Arbeitskrastfähigkcit trotz der 
drückenden Lasten, die sie der Wirtschaft aufcrlegt, 
dringendes Erfordernis. Gerade in den Wechsel­
beziehungen der Gesundheitspflege und sozialen, Für­
sorge zu der Wirtschaftslage eines Volkes liegt 
die Voraussetzung erhöhter Leistungen auf sozialem 
Gebiet! Die gesteigerte Fürsorgebereitschaft und 
vermehrte Hilfeleistung zu der die Gesolcii-Aus- 
stellung auffordert, sind daher im Interesse des 
Volksganzen aufs wärmste zu begrüßen.

Fürsorgewesen.
Gemeinnützige Rechtsauskunft. Der im Jahre 

1906 zu Magdeburg gegründete Verband der Deut­
schen Gemeinnützigen Rechtsauskunftsstellen hielt
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Anfang Mai in Essen seine 6. Mitgliederversamm­
lung ab.

Die Stürme der Kriegs- und Nachkriegszeit 
haben auch diesem Verbände außerordentlich ge­
schadet. Während in der Vorkriegszeit ihm fast 
500 Mitglieder angehörten, die durch weg Gemein­
nützige Rechtsauskunftsstellen unterhielten, und viele 
einflußreiche Persönlichkeiten es sich angelegen sein 
ließen, durch eifrige Mitarbeit die Ziele und Zwecke 
des Verbandes zu fördern, und ferner nicht nur 
das Reich, sondern auch fast sämtliche deutschen 
Länder den Verband finanziell unterstützten, ist 
fast in allen diesen Punkten heute eine Aenderung 
eingetreten. Die Gemeinnützige Rechtsauskunft er­
freut sich bei den maßgebenden Stellen vieler Städte 
und Kreise nicht mehr der Unterstützung wie ehe­
dem. Man hält — in völliger Verkennung der 
Verhältnisse — angesichts angeblich dringenderer 
Probleme in der Wohlfahrtspflege die Gemein­
nützige Rechtsauskunft nicht mehr so unbedingt 
erforderlich und glaubt hier am ehesten abbaucn zu 
können, weil Pflege der Gemeinnützigen Rechts­
auskunft keine Pflichtaufgabe der Selbstverwaltung 
fei. Um so mehr verdient die zähe Energie der 
Führer des Verbandes, namentlich des unermüd­
lichen Präsidenten Dr. Link- Lübeck, anerkannt 
zu werden, die trotz allem durchgehaltcn und wie 
der jetzige Vorsitzende, Beigeordneter Dr. Hüttner- 
Essen, zur Eröffnung der Mitgliederversammlung 
erklärte, es erreicht haben, daß die Hauptschwierig­
keiten nunmehr überwunden sind und wieder frisches 
Leben im Verbände und in den einzelnen Rechts­
auskunftsstellen zu herrschen beginnt.

Im Mittelpunkt der Tagung standen zwei zeit­
gemäße Referate. Zunächst verbreitete sich Dr. 
Link über die öffentlichen Rechtsauskunftsstellen 
im Rahmen der Wohlfahrtspflege. Die Entwick­
lung der Wirtschaft und der Gesetzgebung seit Be- 
en'digung des Krieges haben, so führte der Refe­
rent aus, das Bedürfnis nach gemeinnütziger Rechts­
beratung außerordentlich gesteigert. Insbesondere 
sind die minderbemittelten Volkskreise in ihren 
Rechtsangelegcnhciten wie niemals zuvor auf un­
parteiische und zuverlässige Hilfe angewiesen. Die 
Auskunftserteilung auf einzelnen Rechtsgebieten 
durch andere Aemter (z. B. Mieterschutz. Schlich­
tungswesen), vermag diesem Bedürfnis nach ge­
meinnütziger Rechtsbcratung nicht zu genügen. Be­
sondere Aufgabe der Gemeinnützigen Rechtsaus­
kunftsstellen ist die vorbeugende Rechtshilfe zur 
Verhinderung von Rechtsstreitigkeiten und das 
außergerichtliche Güteverfahren zur Vermeidung von 
Prozessen.

Die öffentlichen Rechtsauskunftsstellen werden 
zweckmäßig ihren Platz in der Regel in den Wohl­
fahrtsämtern finden, damit sie in enger Verbindung 
mit den mannigfachen Hilfsmöglichkcitcn der öffent­
lichen Fürsorge ihre Beratungs- und Hilfstätigkcit 
zu einer planmäßigen Rechtsfürsorge ansgestaltcn 
können. Es gibt kaum eine geeignetere Organisa­
tion eines solchen Amtes als auf der Grundlage 
einer Rechtsauskunftsstelle. wie die Erfahrung in 
einer Reihe von Städten bewiesen hat. Die Wohl­
fahrtspflege kann der Gemeinnützigen Rechtsaus­
kunft nicht entraten, wenn sie Hilfe zur Selbsthilfe 
bieten, vorbeugende Fürsorge üben und in erster 
Linie die eigenen Kräfte der Bedürftigen entfalten 
will, wie das die Reichsgrnndsätze zu § 6 RFV. 
ovrschrciben. Es ist daher dringendes Gebot, der 
Gemeinnützigen Rechtsauskunft im Rahmen der 
Wohlfahrtspflege den ihr gebührenden Platz cin- 
zuräumen. Die ihr in den Hnushaltüngsplänen 
vieler Gemeinden bewilligten Mittel find oft un­
zureichend und bedürfen vielfach der Aufbesserung.

Ueber die öffentliche Rechtsauskunft im Rah­
men der Rechtspflege sprach Dr. Hannes Kauf­
mann-Hamburg. Rechtsfürsorge für Minderbemit­
telte. wie sie eine gut eingerichtete, von einer 
genauen Kenntnis der Normen des geltenden Rech­
tes getragene Rechtsauskunftsstelle gewährt, ist auch 
ein notwendiges Glied im Gefamtaufbauj der Rechts­
pflege. Wenn diese Stelle, wie es erforderlich ist, 
auch dem Gesichtspunkte moderner vorbeugender 
Fürsorge Rechnung tragen soll, ist eine enge Ver­
bindung mit einer nach § 495 a ZPO. von der 
Landesjustizvcrwaltung eingerichteten oder anerkann­
ten Gütestelle ein dringendes Bedürfnis. Die nach 
diesen Grundsätzen in Lübeck und Hamburg, hier 
unter gemeinschaftlicher Leitung der Präsidenten des 
Wohlfahrtsamtes und des Amtsgerichts, eingerichte­
ten Stellen haben sich durchaus bewährt und ver­
dienen Nachahmung. Die von einigen Ländern aus­
gesprochene grundsätzliche Verweigerung der Aner­
kennung außergerichtlicher Gütestellen widerspricht 
dem Geiste des Gesetzgebers und dürfte nicht auf­
rechtzuerhalten sein.

Die sich an die Vorträge anschließende ergiebige 
Aussprache zeigte bei allen Mitgliedern des Ver- 
bcmdes den Willen, die Gemeinnützige Rechts­
auskunft unter allen Umständen wieder zu ihrer 
früheren einflußreichen Stellung innerhalb der deut­
schen Wohlfahrtspflege zurückzufiihrcn.

Dr. H. B o l z a u - Köln.

Die Wohlfahrtspflege in der Stadt Danzig. Die 
Wohlfahrtspflege in der Stadt Danzig erfolgt 
grundsätzlich nach dem Elberfelder System, 
d. h. bezirksweise durch ehrenamtliche Kräfte, ergänzt 
durch besoldete. Das Ermittlungspcrsonal für die 
einzelnen Dienststellen ist zu einer Zentrale für 
den Ermittlungsdienst vereinigt worden. Zum Auf­
gabengebiet des Wohlfahrtsamtes gehören: U nt er­
st ützungsiv es en, Kriegshinterbliebe­
nen- und Kriegsbeschädigten für sorge, 
E r w e r b s l o s e n f ü r s o r g c. Bekämpfung 
des Alkoholismus durch Errichtung einer 
Trinkerfürsorgestelle, Beteiligung an einer Rechts- 
a u s k u n f t s st e l l e . gcfdjiiftlidjc Leitung und 
Verwaltung der Laubenkolonien. Verwal­
tung des städtischen A l t e r s h e i m e s . in dem 
220 Männer und 70 Frauen Aufnahme finden 
können. Weiter besteht im Anschluß an das Wohl­
fahrtsamt eine Wohl fahrtsfürsorge- 
Zentrale mit einer Zentral-Kartothek 
mit der Aufgabe, Behörden. Vereinen und Privat­
personen Auskunft Über den Hilfsbedürftigen, dem 
letzteren wieder Auskunft über die zuständigen Hilfs- 
stellcn zu geben. In den1 Händen der Wohlfahrts- 
fürsorgc-Zentralc liegt auch die Geschäftsführung des 
Dan z i g c r Komitees zur Bekämpfung 
des Frauen- und Kinder Handels, ebenso 
die Mitarbeit bei der Sittenpolizei und die 
s o z i a l c K r a n k c n h a u s f ii r s o r g e. Außer­
dem werden im städtischen Wohlfahrtsamt auch die 
Geschäfte für das Rote Kreuz der Freien Stadt 
Danzig geführt.

Das Jugendamt der Stadt Danzig, das am 
l. Oktober 1917 ins Leben gerufen wurde, umfaßt 
Fürsorge für Schwangere, Gcncralvormundschaft 
und Waiscnpflegc, Bcrufsvormundschaft, Zichkindcr- 
wcsen, Mütterberatung. Unterstützung hilfsbedürftiger 
Kinder. Landuntcrbringung. Berufsberatung und 
Lchrstellenvermittlung. Schulpflcgc, Leitung und Ver­
waltung des städtischen Säuglings- und Mütter-; 
Heimes, Waisenhaus, Iugcndhaus (Lehrlings- und 
Ledigenheim) und Jugendheim für die männliche 
und weibliche Jugend sowie Jugendherberge.
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Auch in Danzig bestehen Bestrebungen, durch 
Zusammenlegung des Ermittlungswefens mit der vom 
Zugendamt durch besondere Schulpflegerinnen aus­
geübten Jugendfürsorge und unter weiterer Ein­
beziehung der vom Gesundheitsamt durch Tuber­
kulosefürsorge-Schwestern ausgeübten Gesundheits­
fürsorge eine einheitliche Familicnfürsorge zu 
schaffen. Der Anfang ist bereits in zwei Bezirken 
gemacht.

Zentralstelle der französischen Wohlfahrtsvereine
(Okkice central lies oeuvres cle bienraisance) in 
Paris, 175, Loulevard 8t. Oermain. In Frankreich 
liegt heute noch der größte Teil der Wohlfahrts- 
einrichtungen aller Art (mit Ausnahme der Kriegs­
beschädigten- und Kriegshinterbliebenenfürsorge) in 
den Händen freier Vereine oder Privatpersonen. 
Das erklärt sich vor allem aus dem Fehlen um­
fassender Wohlfahrtsgesetze. Als Vermittlungsstelle 
für die Maßnahmen mannigfacher Art ist im Jahre 
1890 die Zentralstelle geschaffen worden, die in der 
Kriegs- und Nachkriegszeit ihre Aufgaben wefent«- 
lich erweitert hat. Hilfs- und Auskuinfts-« 
stelle für alle Wohltätigkeitsunternehmungen, dient 
die Zentrale als Bindeglied zwischen diesen im 
ganzen Land. Sie bringt Wohltäter und Not­
leidende in gegenseitige Beziehungen, die nur zu 
oft sich suchen, ohne sich zu finden. Sie unterrich­
tet Spender und Notleidende über diejenigen Stellen 
und Vereine, die gerade für. ihre besonderen Wünsche 
und Bedürfnisse bestehen und führt einen dauern­
den Nachweis über alle Wohltätigkeitseinrichtungen. 
— Die Zentrale vermittelt arbeitsfähigen Personen, 
die ohne Arbeit sind und keine Hilfsmittel besitzen, 
geeignete Beschäftigung. Sie erleichtert durch einen 
besonderen Reisefonds denjenigen Personen, die in 
anderen Teilen des Landes oder in der Fremde Ar­
beit finden können, die Reise dorthin. ___

Die Zentrale ergreift die notwendigen Schritte, 
um den Waisen, den Kranken, den Greisen, den 
Notleidenden aller Art die Hilfe derjenigen Ein­
richtungen zugänglich zu machen, die für ihre be­
sondere Notlage geschaffen sind. Gleichzeitig ver­
anlaßt die Zentrale die Errichtung neuer Hilfs­
einrichtungen, deren Notwendigkeit durch die Er­
fahrung erwiesen wird. Sie hilft in den Grenzen 
ihrer Mittel an der Einrichtung und Entwicklung 
dieser Stellen mit.

Die Zentralstelle tauscht ihre Erfahrungen und 
Hilfeleistungen mit den Wohltätigkcitsemriichtungcn 
aller anderen Länder aus. Sie verfolgt den Zweck, 
die Einrichtungen vorbeugender Hilfe gegen Not 
und Elend in Frankreich allgemein bekannt zu 
machen.

Das Organ der Zentralstelle: Zulletin cle l'office 
central des oeuvres de bienfaisance erscheint monat­
lich. Helene Stranz-Hurwitz.

Zur Frage der „Heilfürsorge für die Kriegs­
hinterbliebenen und gletchstehende Personen" machte 
in Nr. 12 dieses Blattes S. 542 ff., Direktor Dr. 
Wolters den Vorschlag, allgemein unter Aufhebung 
aller anderen Verträge solche mit den Krankenkassen 
abzuschließen. Die Antworten auf eine vom Archiv 
für Wohlfahrtspflege Berlin veranstaltete Rund­
frage zu tz 23 des RVG. an die Hauptfürsorge­
stellen ergeben, daß nur eine HFSt.. Braun- 
schweig, einen Vertrag mit dem Verbände der 
Krankenkassen abgeschlossen hat; zwei HFSt. haben 
ihren FSt. den Vertrag mit den Krankenkassen 
empfohlen. In Bayern und in vier Hauptfürsorgc- 
stellen anderer Länder scyweben noch Erwägungen. 
Soweit die anderen HFSt. zu dem Gedanken des 
Abschlusses von Vertrügen mit Krankenkassen Stel­

lung nehmen, lehnen sie denselben im allgemeinen 
ab, weil die Kosten bei Benutzung der Kranken­
kassen höher sein würden, als bei den jetzigen ge­
übten Methoden, ohne daß den KH. dadurch ein 
Vorteil erwachsen würde. Von einer Stelle wird 
geschrieben: Die von den Krankenkassen gefor­
derten Versicherungsbeiträge würden sich weit höher 
stellen, als dies nach den gemachten Erfahrungen 
selbst bei weitherzigster Berücksichtigung der Er­
stattungsanträge der durch freie Arztwahl entstan­
denen Unkosten der Fall ist. Dagegen haben eine 
Reihe von Bezirksfürsorgestellen Verträge mit 
Krankenkassen abgeschlossen: Im Bezirk Hessen- 
Cassel von der Mehrzahl der Fürsorgestellen und 
zwar unter Festsetzung eines 5°/oigen Zuschlages zu 
den Verwaltungskosten. In der R h e i n p r o - 
vinz von einer ganzen Reihe von Fürsorgestellen: 
in Schleswig-Holstein von fünf Fürsorge-, 
stellen und zwar ohne Beteiligung an den Berwal- 
tungskosten, in Sachsen-Land in fünf Fällen, 
unter denen sich Leipzig durch 20°/o Verwaltungs- 
Kostenerstattung auszeichnet, von wenigen hessischen, 
badischen und nassauischen Fürsorgestcllen.

Die Neigung, den § 23 des RVG. durch Ab­
schluß von Verträgen mit Krankenkassen zu nutzen, 
erscheint außerordentlich gering. Der Grund dürfte 
sowohl in der Entwicklung liegen, welche die Heil­
fürsorge für Bedürftige in der letzten Zeit genom­
men hat, als auch in der Höhe der Kosten, welche 
durch die Beitragsleistungen oder durch die Uebcr- 
nahme von Verwaltungskostcn bei der Ersatzleistung 
an die Krankenkassen entstehen.

Der jetzige Zustand ergibt ein noch bunteres 
Bild, als es Dr. W. in seinem Aufsatze geschildert 
hat. Verträge mit Krankenkassen und Kassenärzten, 
dabei Beitragslcistung für die KH. oder Ersatz der 
Kosten durch die Fürsorge,- Verträge mit Aerzten, 
Zahnärzten. Dentisten, Apothekern bzw. Bereini­
gungen von solchen durch Hauptfürsorgestellcn oder 
Fürsorgestellen: mündliche Vereinbarungen mit den 
gleichen Kreisen, Unioersitätsklincken und Polikli­
niken: freie Arztwahl mit Uebernahme der Kosten 
von Fall zu Fall, Verpflichtung einzelner Wohl- 
fahrts-, Fürsorge- oder Stadlärzte. Von den Für­
sorgestellen ausgestellte Krankenscheine, Kosten 
übcrnahmeschcine, Honorarkarten. Pauschale oder 
Einzelzählungen für ärztliche Behandlung: verschie­
denartigste Beteiligung der Fürsorgestellen und der 
Hauptfürsorgestellen an den Kosten. Wo die Haupt­
fürsorgestellen wie z. B. in; Brandenburg die Hälfte 
der entstehenden Kosten im Falle der Bedürftigkeit 
ohne weiteres trägt, scheint die Ablehnung eines 
Vertrages mit der Krankenkasse besonders stark 
zu sein. Nur in ganz vereinzelten Fällen wird 
erwähnt, daß die vertragliche Regelung der Hcil- 
fürsorge auch die Familienangehörigen oer Schwer­
kriegsbeschädigten und dieser Schwerkriegsbeschädig­
ten selbst in Fällen der Erkrankung ohne Zusam­
menhang mit der Dienstbeschädigung erfaßt. Wo 
Vertrüge bestehen, erscheint die allgemeine Aus­
dehnung derselben aus diesen Pcrsonenkreis, welche 
Dr. W. ebenfalls fordert, besonders wünschenswert. 
Im übrigen dürfte cs zurzeit kaum möglich sein, 
eine allgemeine gleichmäßige Regelung in dem 
einen oder anderen Sinne durchzusührcn. Woh! 
aber erscheint es dringend erwünscht, daß besonders 
bewährte Methoden, welche auch den Kreis der 
Betreuten befriedigend, bekanntgcmacht und dort 
nachgeahmt werden, wo die jetzige Methode nicht 
genügt. Cl.

Tätigkeit des Bayerischen Landesversorgungs­
gerichts. Nach 8 154 des Gesetzes über das Ver­
fahren in Versorgungssachen vom 10. 1. 1922
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(RGBl. S. 59) tritt für Versorgungssachen, die 
zur Zuständigkeit eines bayerischen Versorgung^ 
gerichts gehören, das Bayerische Landesversorgungs- 
gericht, das beim Bayerischen Landesversicherungs- 
amt in München errichtet worden ist, als oberste 
Spruchbehörde an die Stelle des Reichsversorgungs-

Reue Rekurse wurden eingelegt: 
dazu kamen aus den Vorjahren:

zusammen: '

gerichts. Ueber die Tätigkeit dieses Gerichts ist 
seinem Geschäftsbericht fü,r für das Jahr 1925 (Mit­
teilungen des Bayerischen Landesversicherungsamtes. 
38. Jahrgang. S. 5 ff., vgl. auch Statistisches Jahr­
buch für den Freistaat Bayern. 16. Jahrgang (1924) 
S. 315) zu entnehmen:

1923 1924 1925
6 582 2 638 3 301
4483 3 649 1 157

11 065 6 287 4458

Zn den Jahren 1919/22 waren 12415 Rekurse angefallen, von denen 7932 erledigt wurden. 
Die Rekurse wurden eingelegt: 1923____________________1924____________________ 1925
von Beschädigten 
von Linterbliebenen 
vom Reichsfiskus

2\92} = 86’79 "'S- 

1 462 -- 13,21 ». S>.
1 633} = 85'37 "'S'

920 --- 14,63 v. 55.

?063> =79'61 "'S. 

909 -- 20,39 v.L.

Von den Rekursen wurden erledigt: 
durch Verfügung des Vorsitzenden 
durch Urteil
durch Abgabe an das Reichversorgungsgericht 

oder an die Verso^ungsgerichte 
durch Zurücknahme, Vergleiche usw. 
auf das nächste Jahr gingen unerledigt über

Von den ergangenen Urteilen lauteten:
3) bei Rekursen der Beschädigten und 

Linterbliebenen
1. zu Gunsten der Beschädigten und 

Linterbliebenen
2. zu Gunsten des Reichsfiskus 

b) bei Rekursen des Reichsfiskus
1. zu Gunsten der Beschädigten und 

Linterbliebenen
2. zu Gunsten des Reichsfiskus 

zurückverwiesen wurden
als unzulässig verworfen 
als verspätet verworfen

1919/22 1923 1924 1925
310 1317 1505 228

6 458 5 320 3152 1674

_ 6 2 2
1 164 773 471 246
— 3 649 1 157 2 308

1923 1924 1925

579 = 10,88 o/o 225 - 7,14% 169 = 10,10 0/0

3 764 -- 70,75 o/0 2 074 = 65,80 % 1 027 -- 61,36%

239 = 4,49% 146 = 4,63% 89 - 3,31 %
258 = 4,84% 308 = 9,77% 110 = 6,56%
209 --- 3,93o/o 228 = 7,24% 242 -- 14,46%

146\
25 J “ 5,42% 29}= 2,21%

Von den im Jahre 1925 durch Urteil erledigten 1674 Rekursen

Liervon wurden
für begründet erklärt
als unbegründet zurückgewiesen
als verspätet abgewiesen
als unzulässig abgewiesen
an eine Vorinstanz zurückverwiesen

waren 1424 durch Beschädigte 
und Linterbliebene eingelegt

169 = ll,87o/0 
1027 = 72,12 %

]|>“ 2.39%

194 = 13,62 0/0

250 durch den Reichsfiskus 
eingelegt

110 = 44,00 0/0 

89 = 35,60 0/0

2}“ 1.-0%

48 = 19,20%

Die Zahl der Senatssitzungen betrug im Jahre 1923 ... 453
1924 ... 293
1925 ... 187

Aus vorstehendem ergibt sich, das; die Zahl 
der Rekurse in den letzten Jahren beträchtlich ab­
genommen hat. Dies ist nicht so sehr auf den 
Abstand vom Kriege als vor allem auf die Ein­
schränkung der Zulässigkeit des Rekurses durch die 
Personalabbauverordnung vom 27. 10. 1923 zu­
rückzuführen. Auch die Aufhebung der Gcbühren- 
frcihcit durch die Personalabbauverordnung imt Falle 
des Unterliegen«; diixfte nicht ohne» Einfluß geblieben 
sein. Bemerkenswert ist, daß in jüngster Zeit 
die Zahl der Rekurse wieder erheblich zunimmt.

Das neueste Bersorgungsgesctz ist dasjenige des 
Königreichs der Serben. Kroaten und Slowenen, 
das unter dem 17. 11. 1925 erschienen ist und mit

Wirkung vom 1. 4. 1926 in Kraft trat. In ihm 
werden die verschiedenen für die Versorgung der 
Kriegsopfer wichtigen Bestimmungen zusammcngefaßt. 
die bei uns etwa in den folgenden Gesetzen enthal­
ten sind: Rcichsversorgungsgesetz. Altrentncrgcsctz. 
Wehrmachtversorgungsgesctz, Kriegspersoncnschäden- 
gesctz, Bcrfahrcnsgesctz. Gesetz über die Beschäfti­
gung Schwerbeschädigter, Fürsorgcpflicht-Berord- 
nung: besondere Bestimmungen sind bctr. der Ber­
einigungen der Kriegsbeschädigten und Kriegshinter­
bliebenen erlassen worden. Aus dem Inhalt sind 
folgende Einzelheiten beachtenswert:

Der Anspruch auf Heilbehandlung wird 
bei Beschädigten auf die Behandlung von Leiden, 
welche mit der Dicnstbeschädigung nicht
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zusammenhängend ferner auf die FamMenangehöri- 
gen der Beschädigten und die Hinterbliebenen aus­
gedehnt, jedoch mit gewissen Einschränkungen nach 
dem Grade der Erwerbsminderung und der Be- 
Eriftigkeit.

Der Beschädigte soll möglichst seinen alten oder 
einen verwandten Beruf wieder auszuüben versuchen. 
Die Umschulung kann mit einer Meisterprüfung 
enden. Wer in Städten nicht Berufsarbeit findet, 
soll in ländliche Arbeitsstellen oder in Stellen des 
Hausdienstes vermittelt werden. Auch die Hinter­
bliebenen haben ein Recht auf Umschulung, die Kin­
der auf Bevorzugung bei den Aufnahme in Anstalten.

Die Beschädigten sollen im öffentlichen Dienst 
bei gleichen Leistungen bevorzugt Anstellung finden: 
die Vermittlung von Arbeit erfolgt unter Mitwir­
kung der Gemeindebehörden durch Vermittlungs­
stellen. Bei Besetzung der Tabakregieverkaufsstellen 
genießen die Beschädigten selbst sowie ihre wirtschaft­
lichen Organisationen wesentliche Vorrechte. Neue 
derartige Stellen sowie Konzessionen für Kinos, 
Kioske usw. werden ihnen zur Hälfte Vorbehalten. 
Neben diesen Maßnahmen dienen der Herbeifüh­
rung wirtschaftlicher Selbständigkeit sehr erweiterte 
Bestimmungen über Kapitalabfindung zu den ver­
schiedensten Zwecken, zum Beispiel auch durch Land- 
hergabe und Darlehnsgewährung auf lange Zeit 
mit günstigen Berzinsungsbedingungen.

Für die Gewährung der Rente, die nach der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit nur in. vier Stufen 
erfolgt, sind die Beschädigten in vier Gruppen ge­
teilt: Mittclbeschädigte mit 20—40o/o, Schwerbeschä­
digte mit 30—70o/o, Erwerbsunfähige von 80o/o an, 
und Schwerstbeschädigte, die 100o/o erwerbsunfähig 
find und zur Erfüllung ihrer Lebensbedürfnisse des 
Beistandes einer dritten Person bedürfen. Inner­
halb dieser Gruppen findet einei Abstufung nach mili­
tärischen Dienstgraden statt. Zu der Rente kann 
eine Familienzulage und eine Pflegezulage 
treten, die Schwerbeschädigten werden beson­
ders berücksichtigt. Gewisse Gruppen unter
ihnen, darunter die Blinden, haben Anspruch aus 
Unterbringung in staatlichen Anstalten auf Lebens­
zeit. Besonders bedeutsam ist. daß alle Beschädig­
ten vom 70. Jahre an. ohne Rücksicht auf die Dienst- 
bcschädigung bei Bedürftigkeit Anspruch auf die 
Rente der Erwerbsunfähigen haben. Die Wit'wen- 
versorgung kennt unsere Abstufung nicht. Die Ver­
sorgung der Vollwaisen entspricht derjenigen der 
Witwen. Für die Eltern, auch diejenigen der Er­
werbsunfähigen, sind nur rentenähnliche Unter­
stützungen vorgesehen, die auch Geschwistern zuteil 
werden können. Die ganze Rentcnversorgung ist in 
hohem Grade von der Bedürftigkeit abhängig ge­
macht. Als Maßstab für die Bedürftigkeit gilt 
die steuerliche Leistung, welche die Gemeinde- und 
Steuerbehörden zu überwachen haben. Die ^Umrech­
nung in Mark ergibt, daß die Geldversorgung er­
heblich geringer ist. als bei uns: ein derartiger Ver­
gleich läßt sich aber kaum anstellen, da die Lebens- 
verhültnisse der beiden Völker und der innere Wert 
des Geldes zu verschieden sind.

Von besonderer Bedeutung ist der N a t i o n al­
so n d s für Invaliden, aus dem Abfindun­
gen, Darlehen, Unterstützungen und die. Kosten staat­
licher Anstalten bestritten werden. Die Vereinigun­
gen der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen 
werden in einem neu gebildeten Zentralausschuß 
als Spitzenorganisation zusammengefaßt, sie unter­
liegen einer starken Ueberwachung ihrer Tätigkeit 
und sollen sich bis zum 30. 9. 26 in diese Neu- 
iordnung einpassen.

Das Verfahren ist zerlegt in' dasjenige der Fest­
stellung der Grundlagen des Anspruches (Diagnose,

Minderung der Erwerbsfähigkeit und Dienstbeschä­
digung) und dasjenige der Rentenfestsetzung. Der 
ersteren Feststellung dienen Kommissionen bei den 
militärischen Bezirkskommandos und als Berufungs­
instanz Revisionskommissionen bei den Generalkom­
mandos. Die Entscheidung über die Rentengewäh­
rung erfolgt in erster Instanz durch die Pensions­
gerichte bei den Gerichten erster Ordnung, in zweiter 
Instanz durch Pensionshöfe für die verschiedenen 
Landesteile. Revision und Wiederaufnahme sind 
vorgesehen.

Das Gesetz stellt einen beachtenswerten Versuch 
dar, alle einschlägigen Bestimmungen zusammen­
zufassen: es will die Kriegsbeschädigten und Kriegs­
hinterbliebenen durch weitgehende Maßnahmen wirt­
schaftlich selbständig machen, dadurch die Bedürftig­
keit beseitigen und an Renten sparen: es will die 
Geldversorgung einfach gestalten. Wenngleich das 
Gesetz manche in Deutschland bisher nicht be­
rücksichtigte Wünsche erfüllt, für die in Deutschland 
kein Verständnis vorhanden ist (Ausdehnung der 
Heilbehandlung, vorzugsweise Berücksichtigung bei 
der Vergebung von öffentlichen Konzessionen, Ge­
währung der Erwerbsunfähigen-Rcnte an alle über 
70 Jahre alten Kriegsbeschädigten), so'sind anderer­
seits gegenüber der deutschen Gesetzgebung Ein­
schränkungen vorhanden (Begrenzung der Freiheit 
der Selbsthilfeorganisationen, Beschränkung der 
Rentengewährung). El.
Gesundheitsfürsorge.

Der Preußisch« Minister für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung hat gemeinsam mit dem Preußi­
schen Minister für Dolkswohlfahrt am 10. Februar 
1926 einen Runderlaß herausgehen lassen, der sich 
mit der hygienischen Unterweisung der Schuljugend 
beschäftigt. Dieser Erlaß schließt sich an eine frü­
here Bekanntmachung des Ministers für Wissen­
schaft, Kunst und Volksbildung vom 12. Dezember 
1925 an und weist erneut auf die Wichtigkeit und 
Notwendigkeit einer hygienischen Unterweisung der 
Schuljugend hin. Er verlangt die Beachtung der 
in den Richtlinien für Volks-, Mittel- und höhere 
Schulen gegebenen Vorschriften über die Verteilung 
des Unterrichts in der Gesundheilslehre. Mit Rück­
sicht darauf, daß der Erfolg dieser im Erlaß vor­
gesehenen Unterrichts- und erziehlichen Maßnahmen 
in erster Linie von der hygienischen Vorbildung 
der Lehrerpersonen abhängt, wird es als wünschens­
wert bezeichnet, den bereits im Amt stehenden Lehr­
personen durch eigens für sie einzurichtende Lehr­
gänge die Möglichkeit zur Vertiefung ihrer hygieni­
schen Ausbildung zu geben. Es wird empfohlen, 
zunächst versuchsweise einen oder mehrere solcher 
Lehrgänge in einem räumlich nicht zu groß be­
messenen Bezirk zu veranstalten und auf möglichst 
restlose Teilnahme aller Lehrkräfte Gewicht zu legen.

Bei einer zweckmäßigen Durchführung dieses 
Erlasses dürfte in absehbarer Zeit damit zu rech­
nen sein, daß die einfachen Regeln der Gesund­
heitslehre in weiteren VolksirrMen Verbreitung 
finden und sich die allgemeine hygienische Volks­
belehrung auf dieser Grundlage besser als bisher 
auswirken wird.

Der Reichsminister des Innern hat rn Gemein­
schaft mit dem Reichsarbeitsminister unter dem 
30. März 1926 — II 3036 A. und V A 2978 — 
an sämtliche Landesregierungen einen Erlaß betr. 
die Mitarbeit der öffentlichen Fürsorge bei der 
Tuberkulosebekämpfung ergehen lassen. Der Erlaß 
beschäftigt sich mit dem Kostenersatz für gewährte 
Leistung und weist daraus hin, daß diese Ersatz­
pflicht oft hemmend auf die Entschließungen des



Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege. 91

Tuberkulosekranken, die ihm von der öffentlichen 
Fürsorge angebotene Heilstättenbehandlung usw. an­
zunehmen, wirkt. Es wird auf § 9 Abs. 2 der 
Reichsgrundsätze verwiesen, nach denen eine Rück­
zahlung der aufgewendeten Leistungen nur verlangt 
werden soll, wenn es ohne eine besondere Härte 
geschehen kann und dementsprechend empfohlen, von 
einer Rückzahlung in all den Fällen abzusehen, in 
denen sie e°ine besondere Härte bedeuten und die 
Durchführung der notwendigen Maßnahmen in 
Frage stellen würden. Beigesügt ist diesem Erlaß 
eine Entschließung der Gesellschaft Deutscher Tuber­
kulosefürsorgeärzte vom Mai 1925. die verlangt, 
daß bei mittellosen Familien die Kostenübernahmc.- 
ohne Ersatzpflicht sofort erfolgen soll, wenn die 
Tuberkulosesürsorgestelle eine ernste Gefährdung der 
Umgebung für vorliegend hält. Mit Rücksicht auf 
die Ansteckungsgefahr wird eine beschleunigte Er­
ledigung verlangt, in der Form, daß die notwendigen 
Maßnahmen innerhalb von acht Tagen durchgeführt 
werden können; endlick eine Entschließung des 
5. Tuberkulosefürsorgestellentages ebenfalls vom Mai 
1925 an die^Reichsregierung, die verlangt, daß von 
den in den Reichsgrundsätzen vorhandenen Möglich­
keiten für eine Bekämpfung der Tuberkulose seitens 
der berufenen Stellen weitgehendster Gebrauch ge­
macht wird.

Die Aufnahme des Gemeindebestimmungsrechtes 
in das Schankstättengesetz ist im Haushaltsaus­
schuß des Reichstags mit 15 gegen 14 Stimmen ab­
gelehnt worden.

Die Errichtung ärztlich geleiteter Eheberatungs­
stellen, deren Regelung auf gesetzlichem Wege schon 
seit langem angestrebt wird, ist allen größeren Ge­
meinden und Kreisen durch einen Runderlaß des 
Preußischen Ministers für Volkswohlfahrt vom 
19. 2. 1926 — l M. I. 535 — empfohlen worden. 
Die Beratung soll sich vor allem daraus erstrecken, 
ob die Gefahr der Vererbung vorhandener krank­
hafter Anlagen auf die Nachkommenschaft besteht 
und ob die Eheschließung aus solchen Gründen 
unterbleiben oder bis zu einer möglichen Hei-Iimg 
aufgeschoben werden sollte. Die Ausführung der 
in diesem Erlaß gegebenen Anregungen in Preußen 
würde der kommenden gesetzlichen Regelung in gün­
stigem Sinne Vorarbeiten können.

Richtlinien für die Behandlung Geschlechtskranker 
in den Gefangenenanstalten sind durch ein Rund­
schreiben vom 3. Dezember 1925 (G Nr. 3 J 4499) 
der Mecklenburg-Schwerinschen Ministerien der Justiz 
und für Medizinalangelegenheiten erlassen worden. 
Eie behandeln die Untersuchungsnotwendigkeit, die 
Infektionsgefahr, die Vorbeugungsmaßnahmen und 
die Behandlung der Untersuchungs- wie der Straf». 
Ufangenen.

Für die Untersuchungsgefangenen werden für die 
tripperkranken Männer Einspritzungen in die Harn­
röhre, evtl, auch innerlich wirkende Mittel, bei 
tripperkranken Frauen die entsprechenden gebotenen 
Maßnahmen verlangt. Eine Behandlung nach den 
jeweiligen Regeln der ärztlichen Kunst hat bei 
weichem Schanker und der Syphilis stattzufinden, 
nach Bedarf' ist eine Blutprobe nach dem Wasser- 
wannschen-Verfahren auszuführen und ein Zusam­
menwirken zwischen Arzt und Anstaltsvorsteher 
wird gefordert.

Bei der Durchführung der Maßnahmen ist auf 
Berücksichtigung der gebotenen Sparsamkeit hin- 
Zewiesen. Eine zweckmäßige Behandlung nach der 
Att der Krankheit ist bis zur Entlassung durch- 
zusühren. Salvarsanspritzen sind nur mit Zustim­
mung der Kranken oorzunehmen.

Für die Strafgefangenen ist das Ziel der ärzt­
lichen Maßnahmen die Heilung bis zum Zeitpunkt 
der Entlassung. Eine regelmäßige Wiederholung 
der Untersuchungen und ärztlichen Maßnahmen je 
nach dem ärztlichen Gutachten sind durchzuführen, 
und zwar je nach den Verhältnissen für 2—3 Mo­
nate. Die Beendigung der Behandlung hängt von 
der Art des Krankheitsfalles ab.

Gefähröetenfürsorge.
Am 28. und 29. Mai 1926 findet in Frank­

furt a. M. die Generalversammlung der Inter­
nationalen Abolittonistischen Föderation und des 
Deutschen Verbandes zur Förderung der Sittlich­
keit statt. Außer den Geschäfts- und Tätigkeits-- 
berichten sind Vorträge von Miß Alvson Neilans 
über: „Anerbieten und Anwerben zur 
Unzucht: über: „Abolition und Gesetz­
gebung in den verschiedenen Ländern": 
von Irmgard Iaeger über: „Pflegeamts­
arbeit und weibliche Polizei": von Geh. 
Prof. Dr. Mittermaier über: „Reform des 
Strafrechts in bezug auf Sittlichkeits- 
d e l i k t e", vorgesehen.

Am 18. 5. 1926 ist im Reichstag eine Novelle 
zu den §§ 218 ff. des Strafgesetzbuches angenommen 
worden, die eine Milderung der bisher bestehenden 
Strafbestimmungen bei Abtreibung herbeiführt. In 
der Novelle wird die gewöhnliche Abtreibung mit 
Gefängnis bedroht, leichtere Fälle können auch mit 
Geldstrafen gesühnt werden. Für die Lohnabtrei- 
bung ist Zuchthausstrafe angedroht.

WohnungSfiirsorcie.
Die Wohnungsausschüsse des Deutschen und 

Preußischen Städtetages haben in einer Beratung 
vom 8. März 1926 Leitsätzen in bezug auf die Woh- 
nungssürforge für Tuberkulose zugestimmt.

Diese Leitsätze fordern ausreichende und zweck­
entsprechend gebaute Wohnungen für die Kran­
ken. Sie empfehlen bei gleichzeitiger Ablehnung 
geschlossener Siedlungen für Acherkulöse hygie­
nische Wohnungen in die allgemeine Bebauung ein- 
zuiprengen. Bei der Festsetzung der Mieten soll 
die finanzielle Leistungsfähigkeit der Familie be­
rücksichtigt werden: die Wohnu.igen sollen nur von 
solchen Familien bewohnt werden, in denen Tuber­
kulose herrscht. An die Wohnungen selbst werden 
folgende Anforderungen gestellt: Mindestgröße drei 
Zimmer mit eigener Toilette, möglichst auch Bade­
gelegenheit, die Räume direkt dem Sonnenlicht 
zugänglich. Sehr erwünscht ist ein Südzimmer 
mit einer kleinen Loggia, die Fenster sollen groß 
sein, jeder Raum muß heizbar sein. Der Tliber- 
kulöse soll ein eigenes Schlafzimmer haben. Glatter 
Fußboden. Heller, abwaschbarer Innenanstrich. Ein­
bau von Wandschränken und Einrichtung, der Küchen 
nack holländischem Muster wird empfohlen. Wo 
möglich, wird ein kleiner Garten für Arbeit und 
Aufenthalt im Freien anzuschließen sein.

Strafgefanqenenfürsorge.
Eine Erweiterung des progressiven Strafvoll­

zugs, wie er in den meisten preußischen Gefangcnen- 
anstalten eingeführt ist, hat versuchsweise durch eine 
Verfügung des preußischen Justizministeriums in 
dem Iugendgefängnis in Wittlich. sowie in den 
Strafgefängnissen in Berlin-Plötzensee, Anrath. 
Lüttringhausen und Halle a. d. S. stattgcfunden. 
Den Gefangenen der obersten Stufe ist ein ge­
wisses Selbstoerwaltungsrecht eingeräumt worden, sie 
erhalten eine größere Bewegungsfreiheit im Ver-
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kehr miteinander unter eingeschränkter Aufsicht: für 
den Aufenthalt im Freien ist eine zwanglosere Form 
gestaltet worden, für die Sonntage wird ein ge­
meinsamer Aufcnthaltsraum zur Verfügung gestellt 
mit Büchern. Zeitschriften und Spielen. Für die 
Aufrechterhaltung der Ordnung sorgen selbstgewählte 
Obmänner.

Betriebswohlfahrtspflege.
Die Wohlfahrtseinrichümgrn der Deutschen Reichs-- 

post. (Vgl. Archiv für Post und Telegraphie, Nr. 6, 
September 1925, Ausführungen von Ministerialrat 
Brümmleef und Satzungen der Bersorgungs- 
anstalt der Deutschen Reichspost, Dezember 1925.)

Als einer der größten Arbeitgeber im Reich 
ging die Deutsche Reichspostverwaltung (DRP.) im 
Interesse der Erhaltung eines gut arbeitenden Per­
sonals vielfach bei den Hilfsmaßnahmen für Be­
amte, Angestellte und Arbeiter über die gesetzlichen 
Rcgelleistungen hinaus. Die in den letztem Jahren 
geschaffenen Wohlfahrtseinrichtungen zeigen wert­
volle Erweiterungen in dieser Hinsicht.

Den Vorzug einer gewissen Stabilität des Etats, 
die den Bestand der Einrichtungen sichert und ihm 
von vornherein eine gewisse Ausdehnung gibt, hat 
ein planmäßiges Vorgehen ermöglicht. Bezeichnender­
weise überwiegen in der wirtschaftlichen Äirsorgo 
ebenso wie in der Gesundheitsfürsorge die Einrich­
tungen der Kassen, Anstalten und Stiftungen die­
jenigen der offenen Fürsorge und Familienpflege, 
was wohl der großen Dezentralisation der Post­
betriebe entspricht.

Die Leistungen der Gesundheitsfürsorge sind 
vielfach: Eine Reihe von hierfür angestellten Post­
vertrauensärzten haben u. a. die Aufgabe 
der periodischen Untersuchung des gesamten Perso­
nals zur Ueberwachung des allgemeinen Gesund­
heitszustandes und der Vorschläge für Besserungs- 
Maßnahmen. Die A e r z t e haben auch die Pflicht, 
die Dicnsträume von Zeit zu Zeit daraufhin zu 
prüfen, ob sie sich in einem für die Gesundheit 
des Personals zuträglichen Zustand befinden, und 
evtl, die Beseitigung von Mängeln anzuregen.

Besondere Krankenkassen werden für 
Post- und Tclegraphenbeamte unterhalten, die für 
die minderbesoldeten Gruppen neben den Post­
betriebskrankenkassen bestehen und auch deren Lei­
stungen bei geringerer Beitragspflicht ungefähr ent­
sprechen, da die DRP. Zuschüsse gibt. Auch Warte­
geld- und Ruhegehaltsempfängcr, sowie Witwen ver­
storbener Mitglieder können Mitglieder dieser 
Kassen bleiben. Als besondere Fürsorge bei 
Erkrankungen werden neben den Regelleistun­
gen der Krankenkasse für planmäßig angestellte 
Beamte die vollen D i e n st b e z ü g e wäh­
rend der Dauer der Krankhcit ivciter- 
gezahlt. Allen Beamten, Angestellten und 
Arbeitern wird ein jährlicher Erholungs­
urlaub, gestaffelt nach Besoldungsgruppen und 
Altersklassen, gewährt. Er liegt für die beiden 
ersten Kategorien zwischen 11 und 42 Kalender­
tagen, für die letzte zwischen 3 bis 20 Kalendertagen. 
Schwerkriegsbeschädigten und Schwerunfalloerlctzten 
kann ein längerer Urlaub gewährt werden.

Die Schaffung von E r h o l u n g s Möglich­
keiten unternahmen zuerst mehrere Postbcamtcn- 
vcreinigungen als Selbsthilfe. Sie sind jedoch von 
der DRP. weitgehend durch Beihilfen unterstützt 
worden, so daß zahlreiche Vereinigungen, hauptsäch­
lich der mittleren Beamten, zum Erwerb von eigenen 
Erholungsheimen übergingen. Es bestehen jetzt 15 
Erholungsheime mit 1274 Plätzen. Eine Tuber­

kulosefürsorge wird getrennt von der son­
stigen Fürsorge in Krankheitsfällen durchgeführt, 
und es sind besonders Mittel bereitgestellt für Hcil- 
oerfahren, die 80o/o der Kosten decken, wenn be­
sonders schwierige wirtschaftliche Verhältnisse vor­
liegen. 2m Jahre 1923 wurde zum ersten Male 
im Haushalt der DRP. ein! besonderer Posten hier­
für ausgeworfen, der sich im Jahre 1925 auf 
400 000 Mark belief.

Eine Reihe vorbeugender Maßnahmen suchen 
die Gesundheit zu erhalten und vorbeugend zu 
wirken. So befinden sich in allen größeren Ver­
kehrsämtern Crfrischungsräume, in denen 
durch die Kantinenpächter ein preiswertes Mittag­
essen geboten wird. Ein gewisser Zwang zur In­
anspruchnahme der Kantine wird ausgeübt, aus­
drücklich mit dem Zweck, die Arbeitskraft der Be­
amten aufzufrischen. Bei einigen größeren Ver­
kehrsämtern Berlins sind zur Förderung der 
Gesundheitspflege für Telephonistinnen versuchs­
weise s p r a ch t e ch n i s ch e und g y m n a st i s ch c 
Uebungen während der täglichen Erholungs­
pause auf den Dachgärten eingeführt worden, die 
von dazu besonders ausgcbildeten Kräften geleitet 
werden und zu deren Teilnahme die Beamtinnen 
verpflichtet sind.

Die wirtschaftliche Fürsorge wurde 
weiter ausgebaut, als in der, Nachkriegszeit die Lage 
der Beamten ungünstiger wurde und das Dienst­
einkommen oft nicht ausreichte, die Beamten bei 
kostspieligen Erkrankungen, Geburts- und Sterbe­
fällen vor Not zu schützen. Es wurden deshalb im 
Jahre 1923 unabhängig von den sonstigen Unter­
stützungsmaßnahmen Notstandsbeihilfen ein­
gerichtet, die Arzthilfe, Arzneien, Krankenhaus­
aufenthalt, Kuren, Geburts- und Begräbniskoftcii 
bis zu 60 o/o decken.

Für besondere Notlagen können Unter­
stützungen aus der Po st Kasse gewährt 
werden.

Aus früheren Jahren bestanden eine Anzahl 
Stiftungen, die natürlich durch die" Entwertung 
sehr gelitten haben, z. T. aber wieder im Aufbau 
begriffen sind; dies gilt vor allem für den Post- 
Töchterhort für verwaiste Töchter von Reichs- 
Post- und Telcgraphenbeamtcn, dem die Beamten 
Beiträge zahlen.

Die Kinderfürsorge der RPV. hat eine 
große Anzahl von Plätzen in Kinderheimen in 
allen Teilen Deutschlands belegt, für die die 
Eltern nur den kleineren 'Teil der Kosten aüs- 
zubringen haben.

Die jüngste Einrichtung der Alters- 
f ü r j o r g e der DRP. ist die nach längeren 
Vorarbeiten im Dezember 1925 geschaffene Ver- 
sorgungsanstalt. Diese ist angesichts des bei 
der DRP. beteiligten großen Personcnkreises beson­
ders umfassend ausgebaut, hat eigene Rechtspersön­
lichkeit und untersteht der Aufsicht des Reichspoü- 
Ministers. Wie alle Pcnsions- und Versorgungs­
kassen, geht sie von der Erkenntnis aus, daß die 
gesetzlichen Alters-, Invaliden- und Hinterbliebe­
nenrenten nicht ausreichen: .sie gewährt daher den 
Angestellten und Arbeitern der DRP. und deren 
Hinterbliebenen Zuschüsse zu den gesetzlichen Ruhe­
geldern und Renten, bei Eintritt' der Berufsunfähig- 
kcit oder des Bezugs einer der genannten Renten, 
wenn sie der Anstalt fünf Jahre angehört haben. 
Die Zusatzrentc besteht aus einer Grundrente von 
200—1375 M. und Steigerungssätzcn: zu den Für­
sorgeleistungen der Kasse gehört auch die Uebcr- 
nahme der Kosten von Heilverfahren. Alle, noch 
nicht 45 Jahre alten in dauerndem Dienste stehen-
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den Angestellten und Arbeiter der DRP. müssen 
P f l i ch t m i t g l i e d e r der Anstalt werden. Diese 
zahlen Vs, die RPV. 2k der Beitragsstufen.

Es ist bemerkenswert, daß dieses Institut zu 
einer Zeit entstanden ist, in der die meisten Pen­
sionskassen der privatwirtschaftlichen Betriebe ihre 
Leistungen nach der Entwertung ihrer Einlagen durch 
die Inflation noch nicht wieder ausgenommen hatten.

Eine besondere Erwähnung verdient die W o h - 
nungssürsorge, in der schon vor dem Kriege 
die Fürsorgetätigkeit der DRP. sehr lebhaft war. 
Rach dem Kriege schuf sie zahlreiche Notwohnungen

und ging in den letzten Jahren dazu über, durch 
Gewährung von verlorenen Baukostenzuschüssen und 
von zinsfreien Darlehen an Gemeinden, gemeinnützige 
Baugenossenschaften und andere Bauunternehmer 
die Herstellung von Wohnungen in größerem Um­
fange zu ermöglichen. Im laufenden Rechnungsjahr 
sind allein für diesen Zweck 19 Millionen Mark 
bereitgestellt worden. Aus diesen Mitteln ist auch 
der Bau des Ledigenheims deÄ Verbandes der Post- 
und Telegraphenbeamtinnen in Berlin mit mehreren 
100 Eigenwohnungen für feine Mitglieder ermög­
licht worden. Ör. Erna D i e 1 e, I.

Rechtsprechung des Bundesamts für bas Heimatwesen.
Kehrt ein Lagerflüchtling aus der Gemeinde, 

der er nach der Verordnung über die Auflösung 
der Flüchtlingslager vom 17. Dezember 1923 zuge- 
wiefen worden ist. in das Flüchtlingslager zurück, 
so folgt hieraus mangels sonstiger Tatumstände 
nichts für eine endgültige Fürsorgepflicht des BFD. 
des Flüchtlingslagers. Endgültig fürsorgepflichtig 
ist vielmehr der VFB. der Zuweisungsgemeinde, 
wenn sich der Flüchtling wiederum aus dem Lager 
dorthin begibt und dort hilfsbedürftig wird.

(Urteil des Bundesamts für das Heimatwesen 
vom 16. Januar 1926, BFB. Stadt Hagen 
gegen BFB. Stadt Münster — Ber. L.

Nr. 8. 26 —.)
Gründe:

Der am 7. Juni 1853 geborene Johann H. hielt 
sich bis zum 31. Juli 1924 im Flüchtlingslager 
Münster auf und wurde dann gemäß § 2 der Ver­
ordnung über die Auflösung der Flüchtlingslager 
vom 17. Dezember 1923 (Reichsgesetzbl. I, 1202) 
durch die zuständige oberste Landesbehörde! Preußens 
nach Hagen überwiesen. Dort wurde er in das 
Pflegehaus ausgenommen. Die Kosten seiner dor­
tigen Unterbringung, welche 103,80 GM. betrugen, 
hat er aus der ihm von der Reichsentschädigungs­
kommission für Kriegsschäden vergleichsweise ge­
zahlten Entschädigung von 500 GM. getilgt. Am 
19. September • 1924 kehrte er nach Münster zurück, 
angeblich um dort eine Stelle bei der Wack- und 
Schließgesellschaft anzutreten. Da er diese Stelle 
nicht fand, hielt er sich vom 20. September bis 
19. November 1924 wieder im Flüchtlingslager 
Münster-Neuland auf und wurde dann — angeblich 
durch die Polizei — nach Hagen zurückoerwiesen, 
wo er am 20. November 1924 der Armenpflege 
vnheimfiel.

Der Kläger verlangt Erstattung seiner Auslagen 
mit zunächst 365,76 M. und Uebernahme des H. 
in eigene Fürsorge des Beklagten. Er behauptet, 
daß H. durch seinen unterstützungsfreien Aufenthalt 
in Münster vom 19. September bis 19. November 
1924 dort den gewöhnlichen Aufenthalt erworben 
habe. Als Flüchtling habe er dort nicht mehr ge­
golten.

Der Beklagte hat entgegnet, dast H. in Münster 
keinen gewöhnlichen Aufenthalt gehabt habe,' da ihm 
das Flüchtlingslager als Fürsorgeanstalt im Sinne 
des § 9 FV. gedient habe. Der Kläger, dem H, 
zugewiesen worden sei. sei selbst endgültig fürsorge- 
pflichtig. Durch die Entschädigungssumme von 500 
Mark sei die Hilfsbedürftigkeit nicht unterbrochen 
gewesen.

Der erste Richter hat die Klage abgewiesen. 
Er führt aus, durch den Wiedereintritt in das 
Flüchtlingslager Münster habe H. dort nach § 9 
Abs. 2 FV. keinen gewöhnlichen Aufenthalt erwer­

ben können. Er sei als Flüchtling nach Hagen 
überwiesen worden und der Zweck dieser Ueber- 
weisung würde vereitelt werden, wenn Flüchtlinge 
imstande sein sollten, durch frei gewählten Auf­
enthalt einen anderen Fürsorgcverband mit den 
Kosten ihrer Unterbringung zu belasten. Es habe 
daher dem Beklagten nicht verwehrt werden können, 
den H. nach Verbrauch seiner Mittel wieder an 
den Zuweisungsort zurückzuverweisen.

Mit der Berufung gegen diese Entscheidung 
macht der Kläger geltend, daß ihm H. von dem 
Beklagten zurücküberwiesen worden sei. Er be­
streitet, daß das aufgelöste Flüchtlingslager noch 
als Anstalt im Sinne des § 9 FV. angesehen wer­
den könne, zumal H. in Münster noch über ge­
nügende Geldmittel verfügt habe. Er sei, nachdem 
er seinen Zuweisungsort freiwillig verlassen habe, 
um an anderer Stelle Arbeit zu suchen und Auf­
enthalt zu nehmen, nicht mehr als Flüchtling an­
zusehen. Es sei nicht Zweck der Verordnung vom 
17. Dezember 1923, die Zuweisungsorte für alle 
Zeiten mit den Kosten der Fürsorge für die zu­
gewiesenen Flüchtlinge zu belasten.

Der Beklagte bestreitet, den H. an den Kläger 
zurückverwiesen zu haben, es sei ihm nicht bekannt, 
von wem die Zurückoerweisung erfolgt sei. Durch 
den Aufenthalt im Flüchtlingslager habe H. dort 
keinen gewöhnlichen Aufenthalt erwerben können.

Die Berufung ist unbegründet. Die Ausfüh­
rungen des Klägers lassen nicht erkennen, auf 
Grund welcher gesetzlichen Vorschriften er den Be­
klagten für endgültig fürsoraepflichtig hält. Wenn H. 
mit seiner Rückkehr nach Münster dort seinen ge­
wöhnlichen Aufenthalt genommen hätte, so würde 
doch für die Zeit nach dem Verlassen Münsters 
eine endgültige Fürsorgepflicht des Beklagten ge­
mäß §§ 7 Abs. 2, 15, 17 FV. nur bestehen, wenn der 
Hilfsbedllrftigkeit bereits in Münster einer Für­
sorgebehörde bekannt geworden wäre. Das be­
hauptet der Kläger aber nicht, er trägt im Gegen­
teil vor, daß H. dort von dem Rest seiner Ent- 
schädigungssumme gelebt habe und ausweislich der 
Akten des Klägers hat H. noch 283,37 M. nach 
Münster mitgenommen. H. selbst hat dem Kläger 
am 25. Juli 1925 erklärt, er habe sich, nachdem 
er sich zwei Monate hindurch in Münster vergeb­
lich um Arbeit bemüht habe, bei der Polizei in 
Münster erkundigt, ob er, obwohl er keine Arbeit 
habe und fast mittellos fei, in Münster bleiben, 
könne, darauf sei ihm erklärt worden, er müsse nach 
Hagen zurückkehren. Der Kläger behauptet nicht, 
und es ist auch sonst nicht ersichtlich, daß die> 
Polizei dabei als Fürsorgeorgan des Beklagten 
tätig geworden sei. Wenn H. dann tatsächlich nach 
Hagen zurückgekehrt ist, um dort Aufenthalt zu 
nehmen und alsbald in Hagen der Armenpflege 
anyeimgefallen ist, so ist nicht der Beklagte, sondern
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der Kläger selbst auf Grund der allgemeinen Be­
stimmungen der Fürsorgeverordnung endgültig für­
sorgepflichtig (vgl. BA. Bd. 60. S. 137).

In dem 8 11 Abs. 1 FD. sind die Worte 
».Erkrankt eine Person" gleichbedeutend mit „Wird 
eine Person infolge Krankheit hilfsbedürftig".

Die Anwendbarkeit der Fiktion des ,8 11 Abs. 3 
FV. setzt voraus, daß öffentliche Fürsorge wegen 
brauchte. Dies ist auch dann der Fall» wenn die 
Kosten der Krankenpflege nur zum Teil von der 
Krankenkasse und im übrigen von privater Seite 
bezahlt morden sind.

(Urteil des Bundesamts für das Heimatwesen 
vom 9. Januar 1926. BFV- Stadt Hamburg 
gegen BFV. Landkreis Stormarn — Ber. L. 
Nr. 269. 125 —.)

Aus den Gründen:
Am 17. November 1924 wurde die Ehefrau des 

Schlossers Otto G. krankheitshalber in das Marien- 
krankenhaus in Hamburg ausgenommen. Die Ehe­
leute G. hatten damals ihren gemeinsamen Haus­
halt und ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Schiff- 
bek (Kreis Stormarn). Der Ehemann stand seit 
längerer Zeit in einem Arbcitsverhältnis bei den 
Ruberoidwerken in Hamburg-Spillbrook. Vom 
17. November bis 21. November 1924 trug die 
Kosten zur einen Hälfte der Krankenhauspflege die 
Allg. Ortskrankenkasse in Hamburg. der der Ehe­
mann G. angehörte, zur anderen Hälfte der Ehe- 
mann. Als die Zahlungen des Ehemanns am 
21. November 1924 ihr Ende erreichten, trat inso­
weit der Kläger mit seiner Hilfe für Frau G. ein.

Er fordert vom Beklagten die Erstattung von 
84 NM., die er in der Zeit vom 22. November 
1924 bis zum 20. Dezember 1924 für Frau G. auf- 
gewendet hat.

Der Beklagte bringt die Abweisung der Klage 
in Antrag. Er wendet ein: Da der Tatbestand des 
8 II FV. vorliege, sei der Kläger selbst endgültig 
fiirsorgcpflichtig.

Der Bordcrrichter hat die Klage, abgcwiesen. Er 
führt aus: 8 1l Abs. 2 und 3 FB. fänden An­
wendung. da von dem Augenblick der Unterbrin? 
gung der Frau G. im Krankenhaus die Krankcn- 
Kasse die Kur- und Pflegekosten, wenn auch nur 
zur Hälfte. getragen habe. Bei Beginn der Kran- 
kenhauspflcgc aber Hütte sich Frau G. bei ihrem 
Manne befunden. Sonach sei der Kläger selbst 
der endgültig fürsorgepflichtige Verband.

Mit der Berufung macht der Kläger geltend: 
§ 1l FV. finde keine Anwendung, weil der Ehe­
mann G. zunächst neben der freiwilligen Leistung 
der Krankenkasse die halben Kosten der Kranken- 
hauspflege bezahlt habe.

Der Beklagte hat die Zurückweisung der Be­
rufung in Antrag gebracht.

Dem Rechtsmittel war der Erfolg zu versagen.
8 U FB. gibt mit den aus dem Fortfall des 

Unterftützungswohnfitzgesetzes und der armenrecht­
lichen Familiengemeinschaft sich ergebenden Acndc- 
rungen die Vorschrift des 8 29 UWG. wieder. 
Die' vom Bundesamt zur Auslegung des 8 29 UWG. 
erlassenen Entscheidungen können daher mit jener 
Einschränkung auch zur Auslegung des 8 H FB. 
herangezogen werden. Das Bundesamt hat nun 
in ständiger Rechtsprechung dargclegt, das; „Er- 
kranken" heißt: infolge von Krank- 
heit a r m e n r e ch t l i ch h i l f s b c d ü r f t i g 
werden (vgl. Baath. Erl. des UWG.. 3. Aufl.. 
Anm. 5 zu 8 29). Ist also dem Erkrankten von

anderer Seite als von seiten der Armenpflege ge­
holfen worden, so rechnet die „Erkrankung" grund­
sätzlich erst von dem Augenblick, wo jene Hilfe 
nicht mehr ausreichte und die öffentliche Armen­
pflege eintrcten muhte. Eine Ausnahme von dieser 
Regel hat § 11 Abs. 3 FV. in Uebereinstimmung 
mit 8 29 Abs. 3 UWG. aufgestellt. Den Anlaß 
zur Aufnahme des 8 29 Abs. 3 UWG. in das 
Gesetz hatte die Stellung des Bundesamts zu der 
Frage gegeben, inwieweit die seitens einer Kranken­
kasse einem Kassenmitglied gewährende Unter­
stützung auf die dem Ortsarmenverband des Dienst­
oder Arbeitsortes nach dem älteren Rechte für die 
Dauer von 13 Wochen endgültig obliegende Unter- 
stützungspflicht von Einfluh sei. Das Bundesamt 
hatte diese Frage nach der früheren Rechtslage folge­
richtig dahin entschieden gehabt, das; während der 
Dauer der zu Lasten einer Krankenkasse erfolgten 
Pflege Kassenmitgliedcr nicht als hilfsbedürftig im 
armenrechtlichen Sinne gälten und dah daher die 
Frist des 8 29 UWG. erst vom Zeitpunkt der 
Beendigung der Krankenkassenleistungen zu berech­
nen sei, sofern alsdann das Dienst- oder Arbeite 
Verhältnis noch bestehe. Demgegenüber bezweckte 
die Novelle vom 30. Mai 1908 eine Lösung in 
dem Sinne herbeizuführen, daß, wie es in der 
Begründung des Entwurfs der Novelle heißt, 
„einerseits der Zeitraum, währenddem ein er­
kranktes Kasscnmitglicd durch die Krankenkasse 
unterstützt worden ist. zugunsten des Armenverbandes 
des Dienst- oder Arbeitsortes auf die (neue) sechs­
undzwanzigwöchige Frist anzurechnen ist, dah an­
derseits aber die Verpflichtung dieses Verbandes 
zur Unterstützung der Hilfsbedürftigen während des 
Restes der sechsundzwanzigwöchigen Frist ohne Rück­
sicht darauf cintritt, ob das Dienst- oder Arbeits- 
Verhältnis inzwischen gelöst ist." Die Leistungen 
der Krankenkasse während der Frist des 8 29 
Abs. 1 UWG. sind hiernach lediglich unter dem 
Gesichtspunkte in Betracht gezogen worden, ob ihre 
Gewährung die Annahme ° armenrcchtlichcr Hilfs- 
bedürftigkeit der Kassenmitgliedcr und insoweit die 
Voraussetzung für die Untcrstützungspflicht des Ar- 
beits- oder Dicnftortes während jener Frist aus- 
schlichen soll (vgl. BA. Bd. 43. S. 10!). Ent­
scheidend ist also, ob durch Kranken­
kasse n lei st u n g c n der Eintritt der 
öffentlichen Fürsorge entbehrlich ge­
worden ist. Es ist deshalb, unerheblich, 
ob dem Kranken neben der Kranken­
kasse n h i l f e auch P r i v a t u n t e r st ü tz u n g 
zuteil geworden ist. Reichen letztere zur 
Beseitigung der Hilfsbcdürftigkcit nicht voll aus. 
und würde nur unter Zuhilfenahme der Kranken­
kassenleistungen der armen- bzw. fürsorge- 
rechtlichen Hilfsbedürftigkeit vorgebcugt, so ist der 
Tatbestand des 8 29 Abs. 3 UWG. und des 8 U 
Abs. 3 FB. gegeben. Wenn das Bundesamt in 
seiner in Band 43. S. 96 ff. und Bd. 50. S. 110 ff. 
der amtlichen Sammlung abgedruckten Entscheidun­
gen ausgesprochen hat. dah 8 29 Abs. 3 UWG. 
nur Anwendung zu finden habe, wenn durch die 
Leistungen der Krankenkasse der Krankenfürsorge 
in vollem Umfange genügt und das Eintreten 
der Armenpflege während ihrer Dauer völlig 
entbehrlich geworden ist, so ist damit keineswegs 
gesagt, dah nicht ein Zusammenwirken von Kranken 
Kasse und Privatpflegc stattgefundcn haben darf. 
In den in Bd. 43 und Bd. 50 behandelten Fülle» 
war lediglich die Frage zu entscheiden, ob auch 
dann, wenn neben den Leistungen der Kranken­
kasse zeitweise Armenpflege gemährt worden
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war, § 29 Abf. 3 UWG. anwendbar fei, und diese 
Frage hatte das Bundesamt verneint.

Es ist also vorliegendenfalls ohne rechtliche Be­
deutung, daß der Ehemann der Frau G. während 
der ersten 5 Tage der Krankenhauspflege neben 
der von der Krankenkasse getragenen Hälfte die 
zweite Hälfte der Kur- und Pflcgekosten bezahlt hat. 
Entbehrlich geworden war die Armenpflege a u ch 
durch die Leistungen der Krankenkasse.

Der Beginn der armenrechtlichen Hilssbcdllrftig- 
keit ist sonach auf den Zeitpunkt des Eintritts der 
Frau G. in das Krankenhaus zurückzujdatieren. 
Damals aber lebte sic noch in häuslicher Gemei,n- 
schüft mit ihrem Manne, sie befand sich bei i h m.

Nach alledem war die Vorentscheidung aufrccht- 
zuerhaltcn.

Arbeitet und wohnt der Familienvater an einem 
anderen Orte als dem Wohnort seiner Familie 
und verbringt er bei ihr regelmässig nur einen Tag 
und eine Nacht in der Woche» so befindet sich die 
Familie nicht bei ihm im Sinne des 8 11 
Abf. 2 FD.

(Urteil des Bundesamts für das, Hcimatwescn 
vom 9. Januar 1926, BFB. Landkreis 
Sondcrshausen gegen BFB. Landkreis Worbis 

— Bcr. L. Nr. 258. 25 —.)
Gründe:

Der Vorderrichter hat die zur Entscheidung 
stehende Frage, ob das dreijährige Kind Erich des 
Bergarbeiters Sclmar E., das der Kläger im Wege 
der Armenpflege in der Zeit vom 10. bis 21. Fe­
bruar 1925 im Landkrankenhause zu Sondcrs­
hausen wegen Diphtherie hat behandeln und verpfle­
gen lassen, im Sinne des tz 11 Abs. 2 FD. „bei" 
seinem Vater sich befunden habe, verneint und des­
halb die gegen den Beklagten gerichtete Klage ab­
gewiesen. Diese Entscheidung steht im Einklang 
mit dem Gesetze und den Rechtsprechung des Bundes­
amts für das Hcimatwescn (vgl. Entsch. des BA. 
Bd. 45. S. 93). Die Ausführungen des Klägers 
im zweiten Nechtszuge sind nicht geeignet, ihre 
Abänderung zu rechtfertigen.

Der Umstand, daß bereits seit längerer Zeit die 
wirtschaftlichen, insbesondere die Wohnungsvcrhält- 
nisse, es mit sich bringen, daß in zahlreicheren 
Füllen als früher das Familicnbaupt einem Erivcrb 
fern dem gewöhnlichen Aufenthalt den Familie nach- 
zugchen gezwungen ist, kann nicht dazu führen, 
den § 11 Abs. 2 FB. entgegen seinem unzwei­
deutigen Wortlaut in solchen Fällen zur Anwen­
dung zu bringen. Hätte die Fürsorgeverordnüi/ng 
dies gewollt, so würde sie, da zur Zeit ihres Er­
lasses die Verhältnisse auf dem Wohnungsmarkt 
mindestens ebenso schlecht waren als zur Zeit des 
Eintritts des vorliegenden Pflcgcfalls. im Wege 
der Fiktion ausdrücklich bestimmt haben, daß m 
Fällen der vorliegenden Art das Kind trotz der 
Abwesenheit seines Vaters als bei ihm befind- 
lich angesehen werden solle. Ohne eine solche 
ausdrückliche Bestimmung läßt aber der rein tat­
sächliche Begriff des räumlichen Bcieina.nderseins 
eine Ausdehnung im Wege der Fiktion nicht zu.

Der Umstand ferner, daß die Gesetzgebung es 
den Gemeinden des Arbeitsorts durch eine ihnen 
gegenüber früherer Zeit günstigere Verteilung der 
Steuern erleichtert hat, die aus 8 II FV. ihnen 
erwachsenden Lasten zu tragen, darf, wie auf der 
Hand liegt, nicht zu einer dem Gesetz widersprechen­
den ausdehnenden Interpretation des 8 11 führen.

Endlich ist es für den vorliegenden Fall uner­
heblich. ob der Arbeiter E. nicht nur einmal wöchent­
lich, nämlich Sonnabends, sondern — wie der Kläger 
behauptet — ab und zu auch noch Mittwochs 
auf eine Nacht seine Familie in Sondcrshausen 
besucht hat: Bon einem dauernden Beieinanderscin 
im Sinne des § 11 Abs. 2 FB. kann auch dann 
keine Rede sein.

Hiernach war die Vorentscheidung aufrecht zu 
erhalten.

Gemäß 8 10 FV. kann auch ein Geistes­
kranker einen gewöhnlichen Aufenthalt begrün­
den und aufgeben. Hat ein Geisteskranker, der 
nach seinem Zustande hierzu in der Lage ist» 
hinsichtlich seines Aufenthalts einen Willen ge­
bildet und in misreichend erkennbarer Weise 
zum Ausdruck gebracht, so muß dieser Wille 
bei der Beurteilung seiner Aufenthaltsvcrhält- 
nifse beachtet werden. Ist der Geisteskranke 
aber nach seinem Zustande nicht! in der Lage, be­
züglich seines Aufenthaltes einen Willen zu 
bilden und kundzutun, so bleiben lediglich die 
objektiven Merkmale für die Beurteilung' seiner 
Aufenthaltsverhältnisse übrig. Verläßt ein hin­
sichtlich seines Aufenthalts willensfähiger 
Geisteskranker, der bisher bei seiner Familie 
gewohnt hat. heimlich den Ort der Familien­
wohnung, ohne seiner Familie während seiner 
längeren Abwesenheit eine Nachricht zukommen 
zu lassen» so gibt er damit seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt am Orte der Familienwohnung auf.

(Urteil des Bundesamts für das Hcimatwescn 
vom 13. Februar 1926, BFB. Stadt Berlin 
gegen BFB. Stadt Stettin — Ber. L.

Nr. 150. 25 —.)
A u s den Gründen:

Der am 12. Februar 1893 in Stettin geborene 
geisteskranke Kaufmann Willi N. wohnte nach 
Beendigung eines einjährigen Aufenthalts in der 
Heilanstalt Treptow a. R. seit 22. November 1923 
in seinem Elternhausc in Stettin. Am 8. Januar 
1924 entfernte er sich heimlich aus dem Elternhause 
und wurde infolge Ucbcrweisung des Polizeipräsi­
diums Berlin am 10. Juli 1924 aus dem Unter­
suchungsgefängnis Moabit in die Irrenanstalt der 
Stadt Berlin zu Buch ausgenommen. Bei seiner 
Vernehmung durch den Aufnahmcbeamtcn und den 
Aufnahmearzt der Anstalt Buch am 10. Juli 1924 
gab er an. etwa seit Januar 1924 befinde er sich 
ununterbrochen in Berlin, gearbeitet habe er dort 
nicht. Er habe wegen eines Mantcldiebstahls unter 
Anklage gestanden, er müsse sich in einem anormalen 
Geisteszustände befunden und wohl getrunken haben. 
In der ärztlichen Aufnahmebeschcinigung vom 10. Juli 
1924 ist weiter vermerkt: „Haftbefehl aufgehoben. 
(8 51 StGB.). Ist örtlich und zeitlich orientiert. 
Gesicht lebhaft, geordnet. Diagnose: Geisteskrank­
heit." Am 5. September 1924 schrieb R. an das 
Zentral-Wohlfahrtsamt Berlin, er bitte im Auf­
träge seiner Eltern um seine beschleunigte Ueb«r- 
führung nach Pommern in die Provinzialheilanstalt 
Ucckermünde, da er dort hingehöre. Dort könnten 
ihn seine Eltern besuchen, nach Berlin und Buch 
könnten seine Angelstirigcn nicht kommen, iveil dies 
wegen der Eisenbahnfaljrt zu umständlich sei. Sein 
Vater habe bereits seine Ucberführung bei dem Lan­
deshauptmann beantragt. Am 13. März 1925 
wurde R. aus der Irrenanstalt zu Buch zu seinen 
Eltern nach Stettin entlassen.
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Der Vater des R., Schneidermeister Julius R., 
hatte am 16. Januar 1924 bei der Polizeibehörde 
in Stettin die Entfernung seines Sohnes aus der 
elterlichen Wohnung angezeigt und um Ermittlungen 
gebeten. Nachdem er Ende Februar oder Anfang 
März 1924 durch Pastor D. die Nachricht erhalten 
hatte» fein Sohn befinde sich in dem Untersuchungs­
gefängnis Moabit, meldete er auch dieses der Po­
lizeibehörde in Stettin. Von einer polizeilichen 
Abmeldung sah er jedoch ab, da ihm seitens dev 
Polizeibehörde erklärt wurde, die Untersuchungs­
haft dauere möglicherweise nicht lange und es sei 
dayer zweckmäßig, mit der polizeilichen Abmeldung 
noch einige Zeit zu warten. Erst am 28. Oktober 
1924 meldete der Schneidermeister R. seinen Sohn 
bei der Polizeibehörde in Stettin ab, nachdem er 
von der Aufnahme seines Sohnes in die Irren­
anstalt zu Buch Kenntnis erhalten hatte. Bei einer 
Vernehmung durch den Beklagten am> 2. März 1924 
hat der Schneidermeister R. angegeben, er habe 
seinen Sohn, seitdem er das Elternhaus verlassen 
habe, nicht mehr als zu seiner Familie gehörend be­
trachtet. eine Familieneinheit habe also nicht mehr 
bestanden.

Willi R. hat unstreitig während seiner Ab­
wesenheit seine Eltern in Stettin ohne Nachricht 
gelassen. Nach den Akten des Beklagten hat der 
Vater gelegentlich einer Vernehmung in einer 
Rentenangelegenheit seines Sohnes am 18. August 
1924 in Stettin erklärt, er habe seinen Sohn, der 
in die Anstalt zu Buck ausgenommen worden sei, 
kürzlich besucht.

Der Kläger verlangt von dem Beklagten die Er­
stattung von 345,80 RM. Kosten, die 'er für den 
Aufenthalt des Willi R. in der Anstalt zu Buch 
vom 10. Juli 1924 bis 13. März 1925 aufgewen­
det hat. Er ist der Meinung. Willi R. habe 
bei Eintritt seiner Hilfsbedürftigkeit am 10. Juli 
1924 noch zur Familie seiner Eltern in Stettin 
gehört.

Der Beklagte sei daher gemäß § 7 FV. er­
stattungspflichtig.

Der Beklagte hat die Kostenerstattung abgelchnt. 
Er ist der Ansicht. Willi R. Hobe nicht mehr zur 
Familie seiner Eltern in Stettin gehört. Er habe 
Stettin verlassen, sich ununterbrochen in Berlin 
aufgehalten und dort den gewöhnlichen Aufenthalt 
begründet.

Der erste Richter hat den Beklagten nach dem 
Klageanträge verurteilt. Er führt aus, die gesamten 
Talumstünde deuteten darauf hin, daß die Zu? 
gchörigkeit des Willi R. zu seiner Familie in 
Stettin durch seinen Aufenthalt in Berlin nicht unter- 
bro<l)en worden sei und daß er seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt in Berlin nicht begründet.habe. Gemäß 
tz 7 Abs. 2 Halbsatz 1 und Abs. 3 FB. sei daher 
der Beklagte endgültig fürsorgcpflichtig.

Mit der Berufung macht der Beklagte geltend. 
§ 7 Abs. 3 FV. könne seine Erstattungspflicht nicht 
begründen, da der Bczirksfürsorgeverband der Fa- 
milicnwohnung nur zur Uevernahme, nicht auch zur 
Kostenerstattung verpflichtet sei. Auch auf tz 7 
Abs. 2 Halbsat; 1 könne die Klage nicht gestützt 
werden. Willi R. habe seinen' gewöhnlichen Aufent­
halt in Stettin aufgegeben, weil er sich aus Stettin 
entfernt und monatelang seine Eltern in Stettin 
ohne Nachricht gelassen habe.

Der Kläger ist demgegenüber der Auffassung, 
daß die Zugehörigkeit zur Familie auch die Er- 
stattungspflicht begründe. Im übrigen sei der Be­
klagte auch deshalb erstaliungspflichtig. weil Willi

R. seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Stettin be­
halten habe.

Die Berufung ist begründet. Auf § 7 Abs. 3 
FD. kann die aus Kostenerstattung gerichtete Klage 
nicht gegründet werden, weil der Bezirkssürsorge- 
verband der Familienwohnung nur zur Uebernahme, 
nicht auch zur Kostenerstattung verpflichtet ist (Entsch. 
Bd. 61 S. 61, S. 64). Es war daher lediglich zu 
prüfen, ob Willi R. durch seine Entfernung aus 
dem Elternhause am 8. Januar 1924 seinen ge­
wöhnlichen Aufenthalt in Stettin aufgegeben hatte. 
Nach § 10 FV. ist der Einwand, daß ein Aufent­
halt wegen Mangels der Geschäftsfähigkeit oder der 
Willenserklärung nicht habe aufgehoben werden 
können, unzulässig. Hiernach kann auch ein Geistes­
kranker seinen gewöhnlichen Aufenthalt aufgeben. 
Ist der Zustand eines Geisteskranken derart, daß 
ihm jede Fähigkeit fehlt, hinsichtlich der Wahl 
seines Aufenthaltsortes einen Willen zu bilden und 
kundzutun, so muß die Frage, ob der Geisteskranke 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt aufgegeben habe, 
lediglich nach objektiven Merkmalen entschieden 
werden (zu vgl. Wölz-Ruppert-Richter, 3. Ausl.
S. 48). Willi R. ist indessen nach dem Befunde 
des Aufnahmearztes der Anstalt zu Buch vom 
10. Juli 1924 „örtlich und zeitlich orientiert". Da­
nach kann angenommen werden, daß er wohl in 
der Lage war, einen Aufenthaltsort zu wählen und 
einen dahingehenden Willen kundzutun. Bei dieser 
Eigenart des vorliegenden Falles hängt die Ent­
scheidung, ob der Hilfsbedürftige den gewöhnlichen 
Aufenthaltsort in Stettin aufgegeben hatte, in erster 
Linie von der Beantwortung der Frage ab', ob er 
den Willen hatte, dies zu tun. und ob er diescin 
Willen in ausreichend erkennbarer Weise >zum Aus­
druck gebracht hat. Ist dies der Fall, so kommt 
demgegenüber den übrigen außerhalb seines' Willens 
liegenden Umständen, die beim Mangel der Fähigkeit 
zu örtlicher Willensbildung maßgebend sein würden, 
keine entscheidende Bedeutung zu. DerO 
gibt, daß der Wille zur Aufgabe des 
Aufenthaltsorts in Stettin bei Willi s. 
hat und auch genügend zum' Ausdruck gekommen "ist. 
Willi R. hat sich am 8. Januar 1924 heimlich aus 
dem Eltcrnhause in Stettin entfernt und während 
seines Aufenthalts in Berlin unbestritten monate­
lang seine Familie ohne Nachricht gelassen. Aus 
diesem Verhalten ist zu schließen, daß er die Absicht 
hatte, seine Beziehungen zu dem Eltcrnhause bis 
auf weiteres zu lösen und damit seinen gewöhn­
lichen Aufenthalt in Stettin aufzugeben. Gerade das 
heimliche Entweichen aus dem Elternhaus und der 
Umstand, daß er monatelang seine Eltern ohne 
Nachricht ließ, offensichtlich um zu vermeiden, das» 
er wieder nach Stettin zurückgebracht werde, deuten 
auf jene Absichten hin. Hätte er den Wunsch ge­
habt. alsbald wieder nach Stettin zurllckzukehren. 
so würde er dies seinen Eltern wohl mitgetcill 
hgbcn, zumal, da er nach dem in den Akten des 
Klägers befindlichen, von ihm selbst geschriebenen 
Briefe vom 5. September 1924 durchaus in der 
Lage ist, sich in verständlicher Weise schriftlich aus­
zudrücken. Daß er splter in dem Schreiben vom 
5. September 1924 darum bat. in eine Heilanstalt 
in der Nähe seines Elternhauses übergeführt z" 
werden, ist für die Frage, ob er acht Monate vor- 
her Stettin als Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts 
aufgeben wollte, ohne Bedeutung. Auch der Um­
stand. daß der Schneidermeister N. seinen Sohn erst 
am 28. Oktober 1924 in Stettin polizeilich ab- 
gcmeldet hat, steht der Annahme nicht entgegen, 
daß Willi R. seinen gewöhnlichen Aufenthalt in

Der Tatbestand cr- 
' x"> gewöhnlichen 

R. Vorgelegen
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Stettin aufgegeben hat. In dem Urteil vom 10. Ok­
tober 1925 in Sachen Stadt Bielefeld gegen Land­
kreis Bielefeld (Entsch. Bd. 62» S. 88) hat das Bun­
desamt bereits entschieden, daß der gewöhnliche 
Aufenthalt an einem Orte aufgegeben werden kann, 
selbst wenn die polizeiliche Meldung dort noch 
besteht. Ob Willi R. den gewöhnlichen Aufenthalt 
in Berlin begründet hat, kann dahingestellt bleiben; 
denn der gewöhnliche Aufenthalt an einem Orte 
kann aufgegcben werden, ohne daß an einem an­
deren Orte ein neuer gewöhnlicher Aufenthalt be­
gründet wird (Entsch. Bd. 62 S. 24, S. 26).

Da somit Willi R. seinen gewöhnlichen Auf­
enthalt in Stettin durch seine Entfernung aus dem 
Elternhause am 8. Januar 1924 aufgegeben hat, 
kann die Klage auch nicht auf § 7 Abs. 2 Halb­
satz 1 FV. gegründet werden. Eine, endgültige Für- 
sorgepflicht des Beklagten besteht in keinem Falle. 
Bei dieser Rechtslage bedurfte es keines Eingehens 
auf die weitere tatsächliche Feststellungen erfor­
dernde Frage, ob Willi R. etwa allein oder über­
wiegend aus sicherheitspolizeilichen Gründen in die 
Anstalt zu Buch übergeführt werden mußte und ob 
die Klage schon aus diesem Grunde hätte abgewiesen 
werden müssen.

Nach der Badischen Ausführungsverordnung 
zur FD. find innerhalb der Gemeindeoerbände 
auf dem Gebiete der Armenfürforge die Auf­
gaben der Bezirksfürsorgeverbände von den. Ge­
meinden zu erfüllen. Für die gehobene Für­
sorge hat sie jedoch dis Gemeindeverbände selbst 
zu Bezirkssürsorgeverbänden erklärt. Diese 
Regelung steht nicht im Einklang mit dem 
Reichsrecht und ist daher rechtsungültig. Die 
badischen Gemcindeverbände und ihre Gemeinden 
können deshalb im Fllrsorgestreitverfahrcn nicht 
als Parteien auftreteltt). Die badischen ver­
bandsfreien Städte, die nach der Badischen Aus­
führungsverordnung zur FD. als Bezirksfür- 
sorgeverbnäde sämtlich« Fürsorgeaufgabcn zu 
erfüllen haben, besitzen indes die Parieifähigkeit. 

(Urteil des Bundesamts für das Heimatmesen 
vom 27. Februar 1926, „Bezirksfürsorgever- 
band Ueberlingen" gegen BFB. Stadt Hameln 

— Ber. l.. Nr. 61. 26.)
Gründe:

Der „Bezirksfürsorgeverband Ueberlingen" for- 
dert vom Beklagten die Erstattung der seit dem 
l. Februar 1925 bis I. Mai 1925 für das Kind 
Günther P. aufgewendcten Armenpflegckosten im 
Betrage von 30 RM., des Berwaltnngsmchrauf- 
wands in Höhe von 25".'o des streitigen Betrages 
und der ferner entstehenden Kosten.

Der Beklagte hat die Abweisung der Klage in 
Antrag gebracht. Der Borderrichter hat nur den 
Betrag von 30 RM. zugesprochen und im übrigen 
die Klage abgewiesen.

Mit der Berufung beantragt der Kläger die 
Verurteilung des Beklagten zur Erstattung der bis 
zum Juli 1925 aufgewendeten Kosten in Höhe von 
60 RM.

Dem Rechtsmittel war der Erfolg zu versagen. 
Eines Eingehens auf den sachlichen Streit der Par- 
leien bedurfte es nicht, da dem Klüger die Aktiv--

>) Soweit uns bekannt, beabsichtigt Baden, 
seine Gemcindeverbände zu Bezirkssürsorgeverbänden 
auch für die Armenfürsorge zu erklären und damit 
sein Landesrecht mit dem Reichsrecht in Ueberein- 
stimmung zu bringen.

legitimation fehlt. Die Badische Ausführungsver­
ordnung zur Fürsorgeverordnung vom 29. März 
1924 (G. u. V. Bl. S. 59) bestimmt in § 1 
Abi. 2 zu Bezirkssürsorgeverbänden zwecks Er­
füllung der Fürsorgeaufgaben für die in § 1
Abs. 1 FB. genannten Hilfsbedürftigen die Ge-
meindeverbänide und die verbandsfreien Städte im 
Sinne des Gesetzes zur Ausführung des Wohnungs­
abgabegesetzes vom 6. Oktober 1921 (G. u. B. Bl. 
S. 331) und der Verordnung vom 24. November 
1921 (G. u. B. Bl. S. 451) und im § 22 Abs. 3 
bestimmt er zu Bezirkssürsorgeverbänden zur Er­
füllung der Aufgaben der Armenpflege die Ge­
meinden.

Das Bundesamt hat bereits in seinem Urteil 
vom 7. November 1925 i. S. Friedrichshofen •/. 
München (Entsch. des Bundesamts Bd.. 62 S. 101)2) 
ausgeführt, daß die Schaffung vcrsckiedenartiyer Be­
zirksfürsorgeverbände für die verschiedenen im § 1 
FB. bezeichnten Arten der öffentlichen Fürsorge 
durch die Ausführungsvorschriften einzelner Länder 
nicht im Einklang mit dem.Reichsrecht steht. Wenn 
auch dieses Urteil ausdrücklich nur die Württem- 
bergische Ausführungsverordnung betroffen hat, so 
gelten doch die gleichen Grundsätze auch für die 
gedachten Bestimmungen der Badischen Ausfüh­
rungsverordnung vom 29. März 1924. Da vor- 
lieqendenfalls keine verbandsfreie Stadt in Frage 
steht, der die Erfüllung sämtlicher Fürsorgeaufgabcn 
obliegt, vielmehr mit der Erfüllung der Aufgaben 
der öffentlichen Fürsorge des 8 1 Abs. 1 FB. der 
Gemeindeverband des Amtsbezirks Ueberlingen be­
traut ist, während die Armenfürforge des § 1 Abs. 2 
FB. den einzelnen Gemeinden obliegt, so stellt der 
Klüger keine im Sinne der Fürsorgeverordnung 
parteifähige juristische Person dar.

Hiernach wäre die gänzliche Abweisung der 
Klage durch den Borderrichter geboten gewesen.

Die Kosten des Rechtsmittels waren dem Ge­
meindeverband des Amtsbezirks Ueberlingen als 
dem Rechtsträger des „Bezirksfürsorgeverbandes 
Ueberlingen" aufzuerlegen.

Nach den preußischen Ansführungserlassen zu 
dem § 2 der Verordnung über die Auflösung der 
Flüchtlingslager vom 17. Dezember 1923 find neu 
eintreffcnde Vertriebene von dem Regierungspräsi­
denten in Schneiidemühl auf die Provinzen und 
innerhalb dieser von den Oberpräsidenten zu ver­
teilen. Nur eine in diesem Verfahren vorgenom­
mene Zuweisung eines Vertriebenen an. einen Unter­
bringungsort kann die Erstattungspflicht des DFD. 
des Unterbringungsortes gemäß dem Erlaß des 
preußischen Ministers für Bolkswohlfahrt vom 
15. Mai 1924 begründen. Der unmittelbaren Zu­
weisung eines Vertriebenen an eine Gemeinde 
seitens des Regierungspräsidenten in Schneidemühl 
fehlt diese Wirkung. Der Mangel kann aber 
durch nachträgliche Zuweisung an die Gemeinde in 
dem ordnungsmäßigen Verfahren geheilt werden. 
Findet die nachträgliche ordnungsmäßige Zuweisung 
während des Fürsorgestreitoerfahrens statt, so muß 
der Beklagte den Erstattungsanspruch sofort aner­
kennen. Anderenfalls bat er entsprechend den ein­
schlägigen Vorschriften der Zivilprozeßordnung auch 
die Kosten des Verfahrens zu tragen.

(Urteil des Bundesamts für das Heimatwesen 
vom 13. Februar 1926, BFB. Stadt 
Schneidemühl gegen BFB. Landkreis Marien- 

wrrder — Ber. l_. Nr. l76. 25 —.)

-) S. 516 des 1. Jahrgangs dieser Zeitschrift.
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Gründe:
Die aus Polen vertriebene Familie M. ist von 

dem Kläger in der Zeit vom 26. April bis 20. Juni 
1924 in dem Schneidemühler Flüchtlingslager ver­
pflegt worden. Durch Verfügung des Schneide­
mühler Regierungspräsidenten ist die Familie nach 
Gr.-Ottlau überwiesen worden, wo M. Arbeit und 
Unterkommen gefunden hatte. Eine frühere Ueber- 
weisung des M. nach Waltersdorf, Kreis Weißen- 
see in Thüringen, ist rückgängig gemacht worden. 
Der Kläger verlangt Erstattung seiner Auslagen 
von dem Bczirksfürsorgcverbande Marienwerder, zu 
dessen Bezirk Groß-Ottlau gehört. Die Klage ist 
von dem Vorderrichter mit der Begründung abge­
wiesen worden, daß eine Erstattungspflicht des Be­
klagten nicht bestehe, weil M. nicht in Gemäßheit 
des Erlasses des Preußischen Ministers des Innern 
vom 7. Februar 1924 durch den Oberpräsidenten 
der Provinz nach Groß-Ottlau überwiesen wor­
den sei.

Mit der Berufung gegen diese Entscheidung 
macht der Kläger geltend, die Verfügung des Mi­
nisters des Innern vom 7. Februar 1924. durch 
welche die Vermittlung und Ueberweisung der von 
Preußen zu übernehmenden Personen auf die Pro­
vinzen dem Regierungspräsidenten in Schneidemühl, 
dagegen die Bermitte'ung und Ueberweisung in den 
Provinzen dem betreffenden Oberpräsidenten über­
tragen worden sei. stelle lediglich einen Vcrwaltungs- 
akt dar. der die gesetzliche Erstattungspflicht eines 
Bezirkssürsorgeverbandes nicht aufhebe. Die in 
§ 14 Abs. 2 der Verordnung über die Auflösung 
der Flüchtlingslager vom 17. Dezember 1923 vor­
gesehene Erstattungspflicht sei durch den Erlaß des 
Preußischen Ministers für Volkswohlfahrt vom 
15. Mai 1924 auf die Bezirksfürsorgeverbände des 
Unterbringungsortes übertragen worden. Da M. 
in Groß-Ottlau Unterkunft gefunden habe, sei der 
Beklagte erstattungspflichtig. Eine formelle Ueber­
weisung durch den Oberpräsidenten von Ostpreußen 
würde daran nichts geändert haben. Der Minister 
habe nachträglich in seinem Erlaß vom 24. Dezember
1924 anerkannt, daß es nicht möglich sei, die Richt­
linien für die Ueberweisung der Flüchtlinge in 
allen Füllen anzuwcnden.

Der Beklagte hält die angcfochtcne Entschei­
dung für zutreffend und bittet um Zurückweisung 
der Berufung. Er führt aus, cs könne ihm nicht 
zugemutet werden, Aufwendungen für Flüchtlinge 
zu tragen, die ihm unter Nichtbcrücksichtigung der 
ministeriellen Bestimmungen zugewiesen worden 
seien. Der Kreis Maricnwcrder sei mit Flücht­
lingen überlastet. Bei ordnungsmäßiger Zuweisung 
würde M. entweder einem anderen Kreise zugeleitet 
worden sein oder der Kreis Maricnwcrder würde 
eine andere Flüchtlingsfamilie weniger bekommen 
haben.

Im Laufe des Verfahrens hat der Regierungs­
präsident zu Schneidemühl durch Verfügung vom 
2. September 1925 die Flllchtlingsfamilie M. aus­
drücklich der Provinz Ostpreußen zur wohnlichen 
Unterbringung überwiesen und der Obcrprüsidcnt 
dieser Provinz bat durch Erlaß vom 18. November
1925 die Familie weiter dem Regierungsbezirk 
Westpreußen mit rückwirkender Kraft überiviesen. 
Der Kläger ist der Ansicht, daß sein Anspruch nun- 
mehr in jedem Falle begründet sei.

Der Beklagte vertritt dagegen die Auffassung, 
daß durch diese nachträgliche Ueberweisung in ein- 
seitiger Weise auf den weiteren Verlauf der Klage 
zugunsten des Klägers eingewirkt worden sei. Wenn 
cs zulässig sein sollte, daß der Klüger die Unterlagen

seines Erstattungsanspruchs nachträglich beibringe, 
so würde der Beklagte in derartigen Fällen stets 
der unterliegende Teil oder gezwungen sein, jeden 
Erstattungsanspruch ohne weiteres anzuerkennen. Der 
Kreis Marienwerder sei mit Flüchtlingen geradezu 
überfüllt.

Die Berufung ist begründet. Die Klage kann 
sich lediglich auf den Erlaß des Preußischen Mi­
nisters für Volkswohlfahrt vom 15. Mai 1924 
(Volkswohlfahrt V. S. 227, Baath. FB. 3. Aufl. 
S. 164, Fußnote 3) stützen, der zur Ausführung 
des § 14 Abs. 2 der Verordnung vom 17. De­
zember 1923 über die Auflösung der Flüchtlings­
lager ergangen ist und bestimmt,, daß die dem Lande 
Preußen obliegende Verpflichtung zur Erstattung, der 
Kosten der nach Maßgabe der Fürsorgeverord­
nung gewährten vorläufigen Unterstützung für neu 
eintreffende Vertriebene mit Wirkung vom 1. April 
1924 auf den Bezirksfürsorgeverband der Gemeinde 
übertragen wird, welcher der Unterstützte gemäß 
§ 2 der Verordnung zugewiesen wird. Nach § 2 
der Verordnung vom 17. Dezember 1923 erfolgt die 
Verteilung und Zuweisung der von den Ländern 
übernommenen Flüchtlinge an die Gemeinden durch 
die von der obersten Landesbehörde bestimmte Stelle. 
In Ausführung dieser Vorschrift ist in Preußen der 
Erlaß des Ministers des Innern vom 7. Februar 
1924 sMinisterialbl. f. d. preuß. innere Verwal­
tung, 1924, S. 143) ergangen. Der Erlaß ist keine 
bloße Verwaltungsanordnung, sondern eine Aus­
führungsvorschrift mit Gesetzeskraft. Nach Nr. I 
des Erlasses erfolgt die Verteilung und Ueber­
weisung der von Preußen zu übernehmenden Per­
sonen auf die Provinzen durch, den Regierungs­
präsidenten in Schneidemühl, nach Nr. II erfolgt 
die Verteilung und Zuweisung in denProvinzcn 
durch die Oberpräsidenten. Darin hat auch der 
spätere Erlaß vom 24. Dezember 1924 tMinisterial- 
blatt f. d. preuß. innere Verwaltung 1924, S. 1229) 
keine Aenderung cintreten lassen. Dieser Erlaß er­
mächtigt im Interesse der beschleunigten Weiter- 
leitung der Flüchtlinge den Regierungspräsidenten 
in Sckneidemühl, in besonders eiligen Fällen 
bei einer etwa notwendig werdenden Aus­
wechslung der einer Gemeinde bereits zugcwiesc-- 
nen Personen den zuständigen Landrat. bzw. Ma­
gistrat unmittelbar zu benachrichtigen unter nact^ 
träglicher Berichterstattung an den zuständigen Obcr- 
präsidcnten. Um einen solchen Fall handelt es 
sich aber vorliegend nicht. Der erste Richter hat 
daher zutreffend angenommen, daß durch die un­
mittelbare Zuweisung durch den Schneidemühler Re­
gierungspräsidenten dem Kläger kein Rechtsanspruch 
gegen den Beklagten gewährt worden sei.

Diese Mängel sind nun aber während des Be- 
rufungsvcrfahrcns unstreitig durch Zuweisung der 
Familie M. an den Oberpräsidenten der Provinz 
Ostpreußen und weitere Ueberweisung durch diesen 
Oberpräsidenten geheilt worden. Das Bundesamt 
für das Heimatwesen hat bereits in dem Urteile 
vom 28. November 1925 i: S. Münsterberg •/• 
Westfalen (Bd. 62, Nr. 47)') ausgeführt, ein ^ür- 
sorgeverband. der neu eintrcffende Vertriebene 
unterstütze, könne Ersatz seiner Auslagen nur von 
dem Verbände verlangen, dem der Vertriebene nach 
Landesrecht zur Unterbringung überwiesen worden 
sei. Es sei seine Sache, diese Unterbringung bei 
den zuständigen Stellen zu betreiben. Es kann da­
her dem Kläger kein Vorwurf daraus gemacht 
werden, daß er im Bcrufungsrcchtszugc durch An-

') S. 566 ff. des I. Jahrgangs dieser Zeitschrift.
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rufen der zuständigen Behörden seinen Anspruch 
gegen den Beklagten nachträglich die rechtliche Grund­
lage zu schaffen gewußt hat. Ob und in welcher 
Weise der Beklagte infolge der Zuweisung der Fa­
milie M. in anderer Weise zu entlasten ist, ist 
Sache der Verwaltungsbehörden, welche für eine 
gleichmäßige Verteilung der Flüchtlinge zu sorgen 
haben. Durch die Einlegung der Berufung ist der 
Rechtsstreit m rechtlicher und tatsächlicher Be­
ziehung zur Neuentscheidung an das Bundesamt 
gelangt, jede Partei kann daher auch neue An­
griffs- und Verteidigungsmittel, neue Tatsachen und 
Beweismittel Vorbringen. Wenn diese Tatsachen 
nunmehr den Klageanspruch rechtfertigen, so kann 
der Beklagte den Anspruch nicht mehr mit Recht 
bestreiten, er kann sich gegebenenfalls nur durch 
ein f o f o rtiges Anerkenntnis von der Verpflich­

tung, die Kosten des Rechtsstreits zu tragen, befreien 
(§ 93 ff. ZPO.). Das Anerkenntnis gilt» auch dann 
als ein sofortiges, wenn es sofort abgegeben wird, 
nachdem der ursprünglich unbegründete Klagc- 
anspruch durch ein nicht vom Beklagten zu vertreten­
des Ereignis (z. B. auch durch eine während des 
Rechtsstreits erfolgende, dem Standpunkt der Klage 
Rechnung tragende Gesetzesänderung) eine ihn be­
gründende Stütze erhält (Sydow-Busch-Krantz, 
ZPO., 18. Aufl.. Anm. 2 zu § 93. Urteil dess 
Kammcrgerichts in „Die Rechtsprechung der Ober­
landesgerichte auf dem Gebiete des Zivilrechts, 
Bd. 43, S. 130, 132). Da der Beklagte es abr- 
gelehnt hat, den Klageanspruch anzuerkennen, mußte 
er nicht nur in der Hauptsache, sondern auch zur' 
Tragung der Kosten des Rechtsstreits verurteilt 
werden.

Entscheidungen des Reichsversorgungsgerichtes.
Mitgeteilt von Oberregierungsrat Dr. Behrend. Mitglied i)cs Reichsversorgungsgerichts.

Pflegezulage - Voraussetzungen. Pflegezulage für 
Doppeltamputierte.

Die Pflcgezulage (§ 31 RVG.) wird in drei 
Abstufungen gewährt. Bedarf der Kriegsbeschädigte 
fremder 'Wartung und Pflege, so erhält er die 
einfache Pflegezulage von 432 Reichsmark 
jährlich: liegt ein außergewöhnliches Pflegebedürf­
nis oder dauerndes Krankenlager vor. so steht ihm 
je nach dem Grade der Hilssbedürftigkcit d i e 
erhöhte Pflcgezulage von 576 Reichsmark 
oder die höchste Pflegezulage von 720 
Reichsmark jährlich zu. Als ,.h i l f l o s" im 
Sinne dieser Vorschrift ist nach der Recht­
sprechung des Reichsversorgungsgerichts (Entsch. 
Bd. 2 S. 188) im Anschluß an die Rechtsprechung 
des Rcichsoersichcrungsamts (Entsch. v. 19. 9. 1901) 
nicht schon derjenige angesehen worden, der 
für einzelne Verrichtungen, ivenn 
auch regelmäßig auf fremde Hilfe an­
gewiesen ist. sofern diese Hilfeleistungen ohne be­
tracht iche Aufwendungen oder Schwierigkeiten be- 
schafft werden kann, sondern nur der, für dessen 
Pflege dauernd eine fremde Hilfskraft 
ganz oder in erheblich cm Umfang in 
Anspruch genommen wird.

Diese Entscheidungen haben zu einer engen 
Auslegung des Begriffs der Hilf­
losigkeit seitens eines Bersorgungsgcrichts ge- 
führt, der das Reichsversorgungsgericht 
n e u e st e n s e n t g e g c n 1 r i t t. Es hat in der 
im folgenden wicdergegebenen Entscheidung ausge­
sprochen. daß die Voraussetzungen für den Anspruch 
auf eine einfache Pflegczulage auch dann als erfüllt 
anzuschen sind, wenn der Beschädigte in regel­
mäßiger Wiederkehr bei zahlreichen Verrichtungen 
des täglichen Lebens fremder Hilfe bedarf.

Aus den Gründen sei hervorgehobcn:
Der Klüger ist durch Granatsplitter an beiden 

Beinen schwer verwundet worden. Infolge dieser 
Verletzung mußte der rechte Oberschenkel und der 
linke Fuß abgesetzt werden. Von diesem Fuße 
ist noch ein Stumpfende bis zu den Knöcheln er- 
halten, dagegen fehlt das Fußgelenk. Der Klüger 
kann sich mit den ihm gelieferten Prothesen, unter 
Zuhilfenahme von Stöcken, zwar allein fortbcwegen, 
aber nur sehr beschwerlich. Seinen früheren Be- 
ruf als Schneider hat er aufgeben müssen und ist

Rente 
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vom Hundert zugesprochen worden war, wegen Ver­
schlimmerung seines Gesundheitszustandes die Ge­
währung der Vollrente und der Pflegezulage. Dieser 
Antrag wurde von der Verwa'tungsbchörde abge­
lehnt. Auf die Berufung des Klägers sprach ihm 
das Versorgungsgericht, da es eine Verschlimmerung 
des Leidens für vorliegend erachtete, die Bollrente 
zu. wies aber im übrigen die Berufung zurück, da 
der Kläger nach dem Ergebnis der angcstcllten Er­
hebungen nur für einzelne Verrichtungen des täg­
lichen Lebens fremder Hilfe bedürfe, die Pflege­
zulage mithin nicht zuständig fei. Hiergegen wendet 
sich der Kläger mit seinem Rekurse, indem er aus- 
führt, daß er nicht nur beim An- und Auskleidm 
auf fremde Hilfe angewiesen sei, sondern auch sonst 
vielfach die Unterstützung seiner Frau in Anspruch 
nehmen müsse.

Der Rekurs ist begründet. Der Begriff der 
Hilflosigkeit im Sinne des § 31 des Reichsversor- 
gungsgcsctzes ist in der grundsätz'ichen Entscheidung 
des 7. Senats vom 8. März 1922 (zu vergleichen 
Entscheidungen des Reichsversorgungsgerichts Bd. 2 
Seite 188 Nr. 72) im Anschluß an eine Entschei­
dung des Reichsversicherungsamts vom 19. Sep­
tember 1901 dahin ausgelegt worden, daß hilflos 
nicht schon derjenige ist, der für einzelne Verrich­
tungen, wenn auch regelmäßig, auf fremde Hilfe 
angewiesen ist. sofern sich diese Hilfeleistungen ohne 
beträchtliche Schwierigkeiten oder Aufwendungen be­
schaffen lassen, sondern nur der. für dessen 
Pflege dauernd eine fremde Hilfs - 
Kraft ganz oder in e r h c b l i ch e in Um- 
fange in Anspruch genommen w e r d e n 
m u ß. Diese Entscheidung wird vom Berufungs­
gericht dahin verstanden, daß nur derjenige An­
spruch auf die Pflcgezulage habe, der für alle oder 
die meisten Verrichtungen des täglichen Lebens auf 
die Hilfe einer fremden Person angewiesen sei. 
Diese Auffassung deckt sich im wcscnt'ichen mit einer 
weitergchcndcn Entscheidung des Reichsvcrsicherungs- 
amts vom 1. Juni 1901 (Amtliche Nachrichten des 
Reichsvcrsicherungsamts 1902 Seite 181 Nr. 1899). 
welche Hilflosigkeit im Sinne des § 9 Absatz 3 
des Gewerbcunfallocrsicherungsgesctzcs nur dann an- 
nimmt, wenn der Verletzte fast in jeder Lage und

jetzt als Vcrtragsangestellter bei einem Versor 
amt tätig.

Er beantragte, nachdem ihm zunächst eine 
für eine Minderung der Erwervsfähigkeit :
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zu jeder Zeit der fortwährenden Unterstützung einer 
anderen Person nicht entbehren kann.

Eine derartige Auslegung des Begriffs 
der Hilflosigkeit ist jedoch nach der Ansicht 
des erkennenden Senats zu eng und durch die 
angeführte grundsätzliche Entscheidung des 7. Senats 
vom 8. März 1922 nicht geboten. Nach § 31 
des Reichsversorgungsgesetzes wird die Pflegezulage 
in drei verschiedenen Abstufungen gewährt. Bedarf 
der Beschädigte fremder Wartung und Pflege, ohne 
jedoch ein überdurchschnittliches Maß von Dienst­
leistungen zu beanspruchen, so gebührt ihm die ein­
fache Pflegezulage von 432 Reichsmark jährlich: 
bei außergewöhnlichem Pflegebedürfnis oder dauern­
dem Krankenlager dagegen steht ihm — je nach 
dem Grade der tzilfsbedürftigkeit — die erhöhte 
Pflegezulage von 576 Reichsmark oder die höchste 
Pslegezulage von 720 Reichsmark zu. Befindet 
sich der Beschädigte in einem solchen Zustande, wie 
ihn die Entscheidung des Reichsversicherungsamts 
vom 1. 3uni 1901 für die Gewährung der Hilflosig- 
kcitsrente nach § 9 Absatz 3 des Gcwerbeunfall- 
Versicherungsgesetzes voraussetzt, so liegt nach der 
Auffassung des erkennenden Senats der Fall eines 
außergewöhnlichen Pflcgebedürfnisses vor. Dem 
steht auch der Inhalt jener Entscheidung nicht ent­
gegen. Denn die Hilflosigkeitsrente, die früher 
auf dem Gebiete der Unfallversicherung unter oer 
gleichen Voraussetzung wie die Pflegezulage nach 
dem Reichsversorgungsgesetz gewährt wurde, unter­
lag ebenfalls einer Abstufung: war der Verletzte 
infolge des erlittenen Unfalls derart hilflos ge­
worden, daß er ohne fremde Wartung und Pflege 
nicht bestehen konnte, so war nach § 9 Absatz 3 
des Gewerbeunfallversicherungsgesetzes — an dessen 
Stelle später der inzwischen durch das Gesetz vom 
14. Juli 1925 (Reichsgesctzblatt Teil I Seite 97) 
wieder aufgehobene und durch eine dem tz 31 des 
Reichsversorgungsgesetzes nachgebildete Vorschrift er­
setzte § 560 der Reichsversicherungsordnung trat — 
für die Dauer dieser Hilflosigkeit die Rente, die 
bei voller Erwerbsunfähigkeit 662/, vom Hundert 
des Iahresarbeitsverdicnstes beträgt, bis $ u m 
vollen Betrage des I a h r e s a r b e l t s - 
verdien st es zu erhöhen. Wenn daher in den 
oben angeführten Entscheidungen des Reichsversiche- 
runysamts der Begriff der Hilflosigkeit verschieden 
bestimmt wird, so erklärt sich dies daraus, daß die 
Unfallversichcrungsgesctzgebung verschiedene Grade 
der Hilflosigkeit kennt, die ihrerseits eine verschie.-' 
dene Bemessung der Hilflosenrente bedingen, ebenso 
wie das Reichsversorgungsgesetz mehrere Stufen der 
Pflegebedürftigkeit unterscheidet.

Die Voraussetzungen für die Gewährung der 
einfachen Pflegezulage sind dann als erfüllt anzu- 
schen, wenn der Beschädigte in regelmäßiger Wieder- 
kehr — wenn auch nicht notwendigerweise an jedem 
Tage — für zahlreiche Verrichtungen des täglichen 
Lebens fremder Hilfe bedarf. Ist dies der Fall, 
so genügt cs nicht, daß er im Falle des eintreten- 
dcn Bedarfs eine fremde Person zu seiner Unter- 
stützung herbeiholt, sondern er ist gezwungen, für 
seine Pflege dauernd eine fremde Hilfskraft zu 
halten, die alsbald zur Stelle ist. wenn der häufig 
wiederkchrendc Fall der Hilflosigkeit cintritt, wie 
dies bereits in ähnlicher Weise in der ergänzenden 
Entscheidung des 5. Senats vom 24. März 1922 
(Entscheidungen des Rcichsversorgungsgerichts Bd. 2 
Seite 207 Nr. 78) zum Ausdruck gebracht ist. O b 
der Beschädigte noch einer Beschäfti­
gung nach gehen kann, ist für den An­
spruch auf die Pflegezulage nicht ent­

IM» 8; &?k frag«
(Archiv Üb V^ohHaluwofieg«)
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scheidend (vergleiche Entscheidungen Band 4 
Seite 74 Nr. 27). Es kommt vielmehr nur darauf 
an, ob der Zustand der Hilflosigkeit so häufig und 
so regelmäßig wiederkehrt, daß der Beschädigte 
ohne eine fremde, jederzeit zu seiner Pflege und 
Wartung bereite Hilfskraft nicht auskommen kann. 
In diesem Sinne ist auch die grundsätzliche Ent­
scheidung des 7. Senats vom 8. März 1922 ganz 
zwanglos zu verstehen.

Daß die Voraussetzung der Pflegc- 
bedürftigkeit bei solchen Personen 
erfüllt ist, denen beideBeine oberhalb 
des Knies abgesetzt sind, hat der Reichs­
arbeitsmini st er in einem an die Nachgeord­
neten Behörden gerichteten Erlaß (Reichsversor­
gungsblatt 1921 Seite 396 Nr. 764 Ziffer 2) selbst 
anerkannt. Wenn diese Verwaltungsnorschrift 
auch für die Spruchinstanzen nicht bindend ist. so 
bedarf es doch bei dem bedauernswerten Zustande 
derartiger Doppeltamputierter keiner näheren Aus­
führung, daß der Erlaß im Ergebnis das Richtige 
trifft und nur je nach der Lage des Falles Zweifel 
bestehen können, ob die einfache oder die erhöhte 
Pflegezulage zuständig ist. Andererseits hat der 
Reichsarbeitsmrnister in demselben sowie 
in einem späteren ergänzenden Erlasse vom 
21. August 1925 (Reichsversorgungsblatt Seite 9l 
Nr. 134) die Bersorgungsämter angewiesen, die 
Pflegezulage in der Regel zu versa­
gen. wenn dem Verletzten lediglich 
beide Unterschenkel abgesetzt sind. 
Auch dieser Auffassung ist beizutreten, 
da Beschädigte, bei denen die Kniegelenke erhalten 
und gut beweglich sind, nur in verhältnismäßig 
geringem Grade fremder Hilfe bedürfen. Zweifel­
haft kann jedoch sein, wie solche Fälle zu be­
urteilen sind, in denen das eine Bein im 
Oberschenkel und das andere Bein 
unterhalb des Knies abgesetzt oder 
sonst in seiner Bcivegungsfähigkeit besonders 
stark beeinträchtigt ist. In einem solchen Zu­
stande befindet sich der Kläger. Der rechte Ober­
schenkel ist im oberen Drittel amputiert: von dein 
abgesetzten linken Fuß sind die, Knöchel und ein mit 
gesunder Sohlenhaut bedecktes Stumpfende erhalten, 
dagegen fehlt das Fußgelenk, so daß das federnde 
Abhebcn des Fußes vom Boden unmöglich ist. In 
Anbetracht dieser schweren Verstümmelung ist der 
Senat der Auffassung, daß auch hier die Ge­
währung der einfachen Pflegezulage 
gerechtfertigt und geboten ist. Der Klüger 
kann zwar mit Hilfe seiner Prothesen sich 
bei gutem Wetter allein auf der Straße fort- 
bewegcn und geht auch seiner Beschäftigung 
beim Versorgungsamt nach. Bei Glätte oder 
Nässe dagegen bedarf er zu seinen notwendigen 
Gängen stets der Begleitung einer anderen Person. 
Auch das Treppensteigen ist für ihn ohne fremde 
Hilfe mit außerordentlicher Anstrengung verbunden. 
Erfahrungsgemäß tritt ferner bei doppelseitig Ampu­
tierten in regelmäßiger Wiederkehr ein Wund- 
scheucrn oder gar eine Entzündung der Stümpfe 
ein. wodurch sie am Tragen der Prothesen verhin­
dert werden: sie können auch die Prothesen nicht 
den ganzen Tag angcschnallt tragen, sondern müssen 
sie, um das Wundscheuern zu verhindern, zeitweilig 
— vielfach stundenlang — oblegen. In dieser Lage 
ist aber ein Beschädigter, dem, — wie dem Klüger — 
ein Oberschenkel fehlt und dessen anderes Bein 
in der Gebrauchsfähigkcit erheblich beeinträchtigt 
ist, so hilflos, daß er zu seiner Unterstützung einer 
anderen Person bedarf, die ihm hilft, die entzüa-
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beten Stümpfe durch kühlende Umschlages zu pflegen, 
und ihm die sonstigen notwendigen Handreichungen 
leistet, solange er zum Ablegen der Prothesen oder 
zur Bettruhe gezwungen ist. Da der geschilderte 
Zustand regelmäßig miederkehrt und alsdann die 
durch ihn bedingten zahlreichen Hilfeleistungen not­
wendig werden, sind die eingangs dargelegten Vor­
aussetzungen der Hilflosigkeit im Sinne des § 31 
des Reichsvcrsorgungsgcsctzes erfüllt.

Aus diesen Gründen war der Beklagte zur Ge­
währung der einfachen Pflegezulage an den Kläger 
zu verurteilen.

(Ent sch. des 1. Senats vom 18. Fe­
bruar 1926 — M 237/250 —.

Verleihung des Bcamtenfcheins bei Beschäftigung 
bei einer Behörde oder öffentlichen Körperschaft.

Das RVGericht hat in Ergänzung früherer Ent­
scheidungen hierzu wie folgt erneut Stellung ge­
nommen:

Ein am 18. November 1924 aufgestellter Grund­
satz des NVGerichts (Entsch. B.d. 4 S. 211) lautet:

,.Einem Schwerbeschädigten, der vor der Ein­
ziehung zum Militärdienst in einem Privatbetrieb 
einen Berus ausgeübt hat und jetzt Angestellter oder 
Arbeiter bei einer Behörde odeü öffentlichen Körper­
schaft ist, darf der Beamtenschein nicht mit der Be­
gründung versagt werden, daß er einen ihm zu- 
zumutenden Beruf in wettbewerbsfähiger Weise 
ausübe."

Es hieße diesem Grundsatz eine widersinnige Be­
deutung beimessen, wenn man ihn dahin auslegen 
wollte, daß ein Schwerbeschädigter, der bei einer 
Behörde oder öffentlichen Körperschaft beschäftigt 
ist. unter keinen Umstünden der Beamtcnschein wegen 
Wettbewerbsfähigkeit versagt werden könnte, auch 
dann nicht, wenn der Schwerbeschädigte nach seiner 
ganzen Persönlichkeit sehr wohl in der Lage ist, 
einen ihm billigerweise zuzumutendcn Beruf aus­

zuüben. Diese Auffassung würde dazu führen, daß 
ein Schwerbeschädigter, dessen Wettbewerbsfähigkeit 
auf dem freien Ärbeitsmarkte für eine ihm nach 
Lebensverhältnissen. Kenntnissen und Fähigkeiten zu­
mutbare Berufstätigkeit außer allem Zweifel steht, 
zwar keinen Anspruch auf den Beamtenschein hat, 
solange er im Dienst einer Privatperson steht, daß 
er aber diesen Anspruch sofort erlangt, wenn er in 
den Dienst einer Behörde tritt. Selbstverständlich 
will dies die grundsätzliche Entscheidung! vom 18. No­
vember 1924 nicht. Sie behandelt einen Fall, in 
dem der Kläger-einen anderen Beruf, der ihm zu­
zumuten wäre, „in einem Privatbetrieb in wett- 
vewcrbsfähiger Weise nicht würde aufnehmen 
können" (Seite 212 Abs. 3): ihr Gedanke ist. daß 
in einem solchen Falle mangelnder Wettbewerbs­
fähigkeit der Beamtenschein nicht allein darum ver­
sagt werden darf, weil eine öffentliche Dienststelle 
den Verletzten entweder zur Erfüllung' der durch das 
Schwerbeschädigtcngesctz aufcrlegten Pflicht oder aus 
sonst einem Grunde ausgenommen hat und weil da­
durch für den Verletzten ausreichend gesorgt sei. 
Maßgebend soll die Erwägung sein, ob die Tätig­
keit eines Verletzten wirklich wirtschaftlichen Wert 
hat. oder ob dies nicht der Fall ist und der Be­
schädigte im öffentlichen Betrieb beziehungsweise der 
Behörde nur deshalb gehalten wird, weil hier die 
wirtschaftlichen Interessen uicht so im Vordergrund 
zu stehen brauchen wie im Privatbetrieb. Liegen 
die Verhältnisse so, so soll allein die Tatsache der 
Beschäftigung eines Schwerbeschädigten bei der Be­
hörde diesem bei der Prüfung des Anspruchs auf 
den Beamtenschein nicht ohne weiteres zum Nachteil 
gereichen. Nichts steht aber im Wege, sich auf 
Grund dieser Beschäftigung, ihrer Art, der Leistungen 
des Verletzten und der Erfahrungen der Behörde 
mit ihm ein sachliches Urteil über seine Wett­
bewerbsfähigkeit auf dem freien Arbeitsmarkt zu 
bilden.

(Entscheidung des 14. Senats vom 
19. Februar 1926 — M 20804/25") —.

SrechtSauSkünfte.
Bearbeitet von Direktor Kürske, Neukölln.

Ansragen umer dieser Nubrik sind zu richten an Direktor KürSke. Berlin-Ncukvlln. Kaiscr-Frieürich-Str. 189/Sv. — Die Auskünfte
werden unverbindlich erteilt.

Streit unter Gemeinden ein und desselben Bezirks- 
sürforgeverbandes. In Preußen keine filrsorgerecht- 
lichen Erstattungsansprüche unter solchen Gemeinden. 
Sind die früheren armenrechtlichen Ansprüche der 

ehemaligen Ortsarmenoerbände noch oerfolgbar?

Anfrage des preußischen Kreis- 
a u s s ch u s s e s R.

Die Witwe R., die 1*/» Jab re in der Gemeinde 
K. wohnhaft war. ist nach 1 n Tode ihres Ehe­
mannes am !0. November 192c» nach der Stadt B. 
verzogen. Von der Gemeinde K. hat Frau R. 
bis zum Tage ihres Wegzuges Unterstützung nicht 
bezogen. Am 27. November 1923 beantragte sie 
bei dem Magistrat der Stadt B. die Gewährung 
einer laufenden Armenunterstützung, die ihr mit 
Rücksicht auf die von der Stadt B. festgestellte 
5)ilfsbedürftigkci.t vom 1. Dezember 1923 ab (also 
vor Inkrafttreten der FV.) in Höhe von monatlich 
10 M. gezahlt worden ist. Die verauslagten Be­
träge wurden dann, da die R. vor Eintritt der 
Hilfsbedürftigkeit 1»/z Jahre in der Gemeinde K. 
wohnhaft war und dort ihren Unterstützungswohn­

sitz erworben hatte, bei der Gemeinde K. zur Er­
stattung angemeldet.

Auf die von der Stadt B. gestellten Erstattungs- 
anfprüche hat die Gemeinde K. sich mit Schreiben 
vom 24. Februar 1924 bereit erklärt, die R. in 
eigene Fürsorge zu nehmen und die bisher ent­
standenen Ausgaben zu erstatten. Da jedoch die 
für die R. in K. in Aussicht genommene Wohnung 
inzwischen besetzt worden war,' konnte die R. nach 
ihrem früheren Wohnort nicht zurückkehren und 
mußte in der Stadt B. verbleiben, wo sie z. Z. 
noch wohnhaft ist und auch weiterhin eine laufende 
Armenunterstützung in der obengenannten Höhe be­
zieht. Die Gemeinde K. lehnt es ab, die vor und 
nach dem Inkrafttreten der FV. entstandenen und noch 
entstehenden Kosten der Stadt B. zurückzuerstatten 
mit der Begründung, daß die R. bis zum In­
krafttreten der FV. nicht hilfsbedürftig war. Ent­
gegen der Feststellung des Magistrats B. steht die Ge- 
meinde K. auf dem Standpunkt, daß Frau R. bei 
ihrem Fortzuge eine noch rüstige Person war und 
zum Lebensunterhalt ihrer Familie (14- und 
9 jährige Tochter) etwas hinzuoerdienen konnte, 
ohne die Armenfürsorge in Anspruch zu nehmen.
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Ist unter diesen Umständen die Gemeinde K. 
verpflichtet, die der Stadt B. entstandenen und noch 
entstehenden Kosten zu erstatten?

Antwort.
Man muß unterscheiden zwischen den, Ansprüchen 

aus der Zeit vor dem 1. April 1924 und den aus 
der Zeit nach diesem Tage. Bezüglich der Ansprüche 
aus der Zeit vor dem 1. April 1924 bin ich alber- 
dings der Auffassung, daß zwischen den früheren 
Ortsarmenverbänden, die jetzt ein und demselben 
Bezirksfürsorgeverband angehören, die bereits er­
worbenen Erstattungsansprüche bestehen geblieben 
sind. Ich habe meine diesbezügliche Auffassung 
eingehend in der Zeitschrift für das Heimatwesen 
im Jahre 1924 S. 330 ff. und 1925 S. 129 ff. 
niedergelegt. Nach der in diesem Aufsatz kritisch 
beleuchteten Rechtsprechung des Bundesamts für das 
Hcimatwesen ist allerdings nicht zu erwarten, daß 
dieses seinen gegenteiligen Standpunkt aufgibt, und 
damit erscheint ein Prozeß im Wege der armon-, 
jetzt fürsorgercchtlichen Streitigkeit aussichtslos- denn 
abgesehen davon, daß das Bundesamt die prozeß- 
rechtliche Fähigkeit früherer Armenverbände, die 
nicht Fürsorgeverbände geworden sind, im Streit- 
verfahren aufzutreten, verneint, hat es auch in der 
Entscheidung vom 9. Mai 1924 (..Die Fürsorge" 
1924 Seite 33) sich dahin ausgesprochen, daß An­
spruch und Forderung durch Vereinigung in der 
Rechtspersönlichkeit des gemeinsamen Bezirksfür­
sorgeoerbandes untergegangen sind. Wie ich in 
der Zeitschrift für das Heimatwesen für das Jahr 
1924 S. 133 bemerkt habe, bleibt allerdings der 
Weg übrig, daß die früheren Ortsarmenperbände 
ihre vor dem 1. April 1924 erworbenen Ansprüche 
im bürgerlichen Rechtsstreit einklagen und damit 
den Zivilgerichten Gelegenheit zu einer Entscheidung 
darüber gegeben wird, ob sie auch die materiell- 
rechtliche Auffassung des Bundesamts teilen. Ob 
allerdings der vorliegende Fall dieses Experiment 
lohnt, erscheint mir zweifelhaft.

Was die Zeit nach dem 1. April 1924 anlangt, 
so kann, sofern die Hilfsbedürftige den gewöhn­
lichen Aufenthalt in B. genommen hat — und dar­
über kann nach den Akten kein Zweifel sein —, 
von einem Erstattungsanspruch keine Rede mehr 
sein. Er könnte sich auch nur auf den Teil be­
schränken, den die kreisangehörige Gemeinde selbst 
aufzubringcn hat. Ich bin aber grundsätzlich der 
Auffassung, daß Erstattungsansprüche zwischen 
Gemeinden desselben Kreises überhaupt nicht ge­
geben sind, auch wenn eine Gemeinde die Unter­
stützung an eine Derson gewährt, die zweifellos bei 
ihr nur den vorübergehenden. in einer anderen Ge-, 
meinde desselben Kreises aber den gewöhnlichen 
Aufenthalt hat: denn sonst würden hinsichtlich des 
Gcmeindeanteils alU Zuständigkeitsstreitigkeitcn, 
die durch die Schaffung großer Bezirksfürforgeper- 
bände vermieden werden sollten, weiter entstehen 
können.

Ministerialrat Wittelshöfcr-Berlin.

8 9 RFB. schützt Len Verband des Anstaltsortes 
nur in bezug auf die endgültige Fürsorgepflicht. 
Vorläufig fürsorgepflichtig ist stets der Verband des 
jeweiligen Aufenthalts. Ist ein Diakonifsen-Mutter-

haus Anstalt im Sinne des 8 9 RFV.?
Anfrage des Wohlfahrts- und 

Jugendamtes D.
Im Bezirke des Bezirksfürsorgeverbandes 

D.-Stadt haben wir ein Diakonisscn-Mutterhaus. 
das evangelische Elisabethenstift. Es bildet Dia­

konieschwestern u. a. auch aus für den Dienst von 
sogenannten Gemeindeschwestern. Nach Ausbildung 
stellt es diese Schwestern den Gemeinden des Lan- 
des, auswärtigen Krankenhäusern usw. zur Ver- 
fügung. Die Schwestern bleiben natürlich im Ver­
bände des Mutterhauses, und wenn sie — unter 
Umständen nach vielen Jahren — erwerbsbeschränlrt 
oder gar wegen Krankheit öden Alter arbeitsunfähig 
werden, dann nimmt er sie in das hiesige Mutter­
haus zurück, um ihnen die statutengemäße Altersver­
sorgung zu gewähren. Nach der Regelung des 
Stiftes haben die auswärts arbeitenden Schwestern 
zwar ihren ,.Wohnsitz" im Mutterhause, also in 
der Stadt D.: ihren'gewöhnlichen Aufenthaltsort 
haben sie aber ganz zweifellos draußen in den Be­
zirken, in denen sie — in Erfüllung einer Lebens­
aufgabe — arbeiten. Mit der Zeit können nahezu 
120—150 Schwestern in das Mutterhaus zurück­
kommen zur Altersversorgung. Zur Zeit versorgt das 
Mutterhaus in diesem Sinne bereits 40 Schwestern. 
Da das Stift augenblicklich nicht in der Lage ist, 
aus eigenen Kräften die Versorgung zu gewähren, 
hat es vor längerer Zeit bei dem Unterzeichneten 
Amte Antrag auf Gewährung von Kleinrentnerunter­
stützung durch den Bezirksfürsorgeverband der Stadt 
D. gestellt. Wir haben diesem Anträge nur statt- 
gegeben hinsichtlich der Schwestern, die vor Eintritt 
in die Versorgung des Mutterhauses auch in der 
Stadt D. — und sei es noch so kurz — gearbeitet 
haben, also bei Eintritt der Hilfsbedürstigkeit ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt in D. hatten. Wegen der 
anderen Schwestern haben wir das Elisabethenstift 
an die Verbände verwiesen, aus denen die 
Schwestern bei Eintritt ihrer Hilfsbedürstigkeit zuin 
Mutterhause zurückkchrten zwecks Versorgung. Das 
Elisabethenstift bestreitet aber dem Wohlfahrtsamt 
der Stadt D., so zu verfahren. Es widerspricht 
unserer Behauptung, das Elisabethenstift sei, was 
die Versorgung der gealterten Schwestern angehc. 
eine Fürsorgeanstalt im Sinne des. § 9, Abs. 1 FB. 
Wir können uns eine Entscheidung im Sinne des 
Elisabethenstiftes gar nicht denken. Würde das 
Mutterhaus, soweit es aus fremden Bezirken zu­
rückgekehrte, hilfsbedürftige Schwestern versorgt, 
nicht als Anstalt im Sinne der erwähnten Vorschrift 
anerkannt, dann müßte die Stadt, in der sich zu­
fällig das Elisabethenstift befindet, unter Umständen 
für Hunderte von Schwestern sorgen, die in fremden 
Bezirken ihre Lebensarbeit vollbrachten. Stellt, man 
sich auf den Standpunkt, daß der „Anstaltsort" ge­
schützt werden sollte, dann kommt man doch zweifel­
los zu der Auffassung, daß das Elisabethenstift mit 
seinem Standpunkte nicht durchdrinaen kann.

Wir bitten um Mitteilung Ihrer Ansicht zu 
dem Streitfälle.

Antwort:
Was zunächst die Frage betrifft, ob das Mutter­

haus als Anstalt im Sinns des § 9 RFV. anzusehen 
ist. so ist diese Frage m. E. zu bejahen. (Vgl 
Entsch. d. Bundesamts vom 10. 12. 1925 in Sachen 
Neuß gegen Bonn — abqedruckt in der Deutschen 
Zeitschrift für Wohlfahrtspflege. 1. Jahrgang 
S. 521 —.) *

Im übrigen ist aber folgendes zu berücksichtigen:
8 9 RFV. bezieht sich seinem Wortlaut nach 

nur auf die endgültige Fürsorgcpflicht. Nur 
in Beziehung auf diese sollte der Verband des An- 
staltsortes durch die Bestimmung des 8 9 geschützt 
werden. Seine Verpflichtung als vorläufig 
fürsorgepflichtiger Verband im Sinne des 8 7 Abs. I 
RFV. wird durch 8 0 nicht berührt. Vorläufig für 
sorgepflichtig ist unter allen Umstünden
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stets der Bezirksfürsorgeverband des jeweiligen 
Aufenthaltsortes eines Hilfsbedürftigen.

Wendet man diese Rechtsarundsätze auf den vor­
liegenden Fall an. so ergibt sich:

1. daß der dortige Bezirksfürsorgeverband für alle 
jeweils in dem Stift befindlichen, also auch für 
die von auswärts in die Anstalt zurückgekehr- 
ten Schwestern unter allen Umständen vor­
läufig Fürsorge zu gewähren hat,

2. daß aber eine endgültige Verpflichtung für 
den dortigen Verband nur insowett besteht, als 
die Schwestern bereits bei (vor) Eintritt (Rück­
kehr) in die Anstalt in D. den gewöhnlichen' 
Aufenthalt hatten, dagegen nicht für diejenigen, 
die von auswärts her unmittelbar in die An­
stalt (zum Zwecke der Altersversorgung) zurück­
gekehrt sind. Für letztere Schwestern dürfte 
entweder der Bezirksfürsorgeverband des bis­
herigen Aufenthaltsortes als Verband des ge­
wöhnlichen Aufenthalts im Sinne des § 7 
Abs. 2 RFV. verpflichtet sein, oder, falls die 
Schwestern bei (vor) Eintritt in die Anstalt 
einen gewöhnlichen Aufenthalt nicht besaßen, 
derjenige Landesfürsorgeverband, aus dessen Be­
zirk der Eintritt in die! Anstalt erfolgt ist.
Daß die Schwestern etwa trotz ihrer Abwesen­

heit von D. den gewöhnlichen! Aufenthalt in D. bei­
behalten hätten, ist nach Lage der Sache nicht an­
zunehmen. Das würde nur der Fall sein, wenn 
sie nur ganz vorübergehend (z. B. zum Zwecke 
eines Besuchs) sich aus der Anstalt entfernt hätten, 
nicht aber zur dauernden Ausübung ihrer Tätigkeit 
außerhalb der Anstalt. K,

Kann fortgesetzte Hilfsbedürftigkeit im Sinne des 
8 15 RFV. für eine Zeit angenommen werden, in 
der infolge Verletzung der vorläufigen Fürsorge­

pflicht keine Unterstützung gezahlt worden ist?
Anfrage des Mecklenb. Bezirksfür­

sorgeoerbandes B.
Eine unterstützungsbedürftige Person ist in der 

Gemeinde A. bis Ende Juli 1924 öffentlich unter­
stützt worden. Ende Juli 1924 ist sie zu ihrer in der 
Gemeinde B. wohnhaften Tochter, die Witwe ist 
und einem alleinstehenden Herrn wirtschaftet, ge­
zogen und seit der Zeit bei ihr wohnhaft. Die 
Tochter unterstützt sie. hat aber gleich nach dem 
Zuzug ihrer Mutter bei der Gemeinde den An­
trag gestellt, festzustellen, welche Unterstützung ihre 
Mütter zu erhalten hat. Gemeinde B. hat bisher 
rme Unterstützung nicht gezahlt, sich vielmehr an Ge­
meinde A. gewandt, die von dort bisher an die 
unterstützungsbedürftige Person gewährte Unter­
stützung weiter zu gewähren. Gemeinde A. hat dies 
abgelehnt.

Wir ersuchen um Auskunft, ob cs als Unter- 
brechung der Hilfsbedürftigkeit anzusehen ist. weil 
die Gemeinde B. bisher an die unterstützungsbedürf, 
lige Person nichts gezahlt hat. diese vielmehr von 
ihrer Tochter solange unterhalten ist. Oder be- 
steht nach § 15 der Fürsorgevcrordnung für die Ge­
meinde A. die Pflicht zur Fürsorge weiter, weil an 
und für sich die Hilfsbedürstigkeit der betr. Person 
noch bestanden hat und sie nur durch die Tochter, 
die selbst nicht viel zum Leben hat. vorläufig unter- 
stützt ist und weil die Mutter, wie die Tochter ait- 
gibt, sich nicht mehr allein' pflegen kann?

Antwort:
Die Entscheidung über den Erstattungsanspruch 

hängt von der Frage ab, ob die bis zu ihrer Ueber-

siedlung nach B. von der Gemeinde A. unterstützte 
Person seit ihrem Zuzuge in B. auch wetterhtn 
fiirsorgerechtlich hilfsbedürftig war. Hierbei ist zu 
berücksichtigen, daß nach der ständigen Rechtsprechung 
des Bundesamts für das Heimatwesen Hilfsbedürf­
tigkeit in fürsorgerechtlichem Sinne stets erst dann 
vorlicgt, wenn sie einem Organe des Fürsorae- 
verbandes erkennbar geworden ist. (So auch letzthin 
Entscheidung des Bundesamts vom 21. November 
1925 in Sachen Randow gegen Brandenburg — 
abgedruckt in der Deutschen Zeitschrift für Wohl­
fahrtspflege 1. Jahrgang Seite 572 —). Daß eine 
derartige Hilfsbedürstigkeit — d. h. in fürsorge­
rechtlichem Sinne — in der Gemeinde B. bestanden 
hat. dürfte anzunehmen sein, da die betr. Person 
gleich nach ihrem Zuzuge bei der Gemeinde B. einen 
Unterstützungsantrag gestellt hat und vermutlich 
weder aus eigener Kraft den notwendigen Lebens­
bedarf erwerben konnte, noch ihn von verpflichteter 
Seite im Rahmen der Unterhaltspflicht erhielt. 
Unter diesen Umständen möchten wir die Frage, 
ob die Hilfsbedürstigkeit in fürsorgercchtlichem 
Sinne seit dem Zuzuge der betr. Person in B. 
fortbestanden hat. bejahen, trotzdem eine Unter­
stützung zunächst nicht gewährt worden ist. Daß 
letzteres nicht geschehen ist, ist offenbar lediglich 
auf pflichtwidriges Verhalten der Gemeinde B. zu­
rückzuführen. die trotz des Weiterbestehens der 
Hilfsbedürstigkeit nicht cingeschritten ist. Gemäß 
§ 7 Abs. 1 RFV. wäre es unter allen Umständen 
ihre Pflicht gewesen, der unterstützungsbedürftigen 
Person die erforderliche Unterstützung vorläufig zu­
teil werden zu lassen. Die an die Gemeinde A. 
gestellte Forderung, ihrerseits die Unterstützung 
weiterzuzahlen, mar gesetzlich nicht gerechtfertigt.

Obgleich also die Gemeinde V. durch die Unter­
lassung der tatsächlichen Ausübung der Fürsorge der 
Unterstützungsbedürftigen gegenüber vflichtwidrig ge­
handelt hat. dürfte der Ersatzanspruch gegen die Ge- 
meinde A. dennoch begründet fein, weil eben die 
Hilfsbedürftigkeit m fürsorgerechtlichem Sinne fort- 
bestanden hat (Vgl. auch die unter der Herrschaft 
des früheren Armenrechts ergangene Entscheidung 
des Bundesamts Band 21 Seite 124 bis 131, be­
sonders 131).

Anders läge die Sache, wenn die unterstützte 
Person sich nicht sofort nach ihrem Zuzuge, sondern 
erst in späterer Zeit an die Gemeinde B. wegen 
Weitergewährung der Unterstützung gewandt hätte. 
Dann würde, trotzdem sie vielleicht schon seit ihrem 
Zuzuge tatsächlich — aber nicht fürsorgcrechtltch — 
hilfsbedürftig war. doch ein neuer Pflegcfall vor- 
gelegen haben, weil cs sich eben bis zur späteren 
Antragstellung um keine fürsorgerechtliche Hilfs­
bedürftigkeil gehandelt hätte. K.

Berichtigung.
Bei Erteilung der Seite 47 abgedrucktcn Aus- 

kunft „Zur Auslegung des § 11 Äbf. 2 RFD." 
ist leider ein Versehen unterlaufen. Die Auskunft 
ging, wie aus dem vorletzten Absatz ersichtlich ist. 
von der Annahme aus, daß bei Eintritt der Hilfs- 
bedürftigkeit das Arbeitsverhältnis des Ehemannes 
noch bestand, während es in Wirklichkeit nach dem 
Inhalt der Anfrage zu diesem Zeitpunkte schon 
gelöst war und die Eheleute schon wieder zusammen- 
wohnten. Da sich hiernach die Ehefrau bei EÄ- 
tritt der Hilfsbedürftigkeit tatsächlich bei ihrem 
Ehemanne befand, so waren die Voraussetzungen 
des § 11 Abs. 2 RFV. im vorliegenden Falle 
gegeben.
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Tagungskalenber.
1. — 4. 3uni: Amfterdain. Kongreß für 

Innere Mission und Diakonie in Amsterdam.
6. — 9. Juni: Düsseldorf. Tagung der 

Zcntralmohlfahrtsstelle der deutschen Juden. (Nähe­
res in der Geschäftsstelle: Berlin, Rofenstr. 2/4.)

8. — 10. Juni: Düsseldorf. Delegierten- 
Bersammlung des Jüdischen Frauenbundes.

12. u. 13. Juni: Berlin. Oeffentliche 
Tagung „Frau und Wohnung" des Bundes Deut­
scher Frauenoereine.

14. — 1 6. Juni: Kahla. Lehrgang des 
Deutschen Ausschusses für Kleinkinderfürsorge auf 
der Leuchtenburg bei Kahla in Thüringen.

16. — 17. Juni: Düsseldorf. Tagung 
des Reichsverbandes für soziale Gcrichtshilfe. Ge­
fangenen- und Entlassenenfürsorge. (Näheres in 
der Geschäftsstelle: Hamburg 22. Bürgcrstraße 21.)

17. —19. Juni: Düsseldorf. 97. Mit­
gliederversammlung und Feier des 100jährigen Be­
stehens der Rheinisä) - Westfälischen--/Gefängnis- 
Gesellschaft in der Städtischen Tonhalle.

2 2. Juni: London. Tagung des Welt­
wanderungskongresses vom 1. Mai 1926.

21. — 2 3. Juni: Düsseldorf. Tagung 
der Preußischen Landeszcntrale für Säuglingsschutz 
und Kleinkinderfürsorge. (Näheres in der Ge­
schäftsstelle: Berlin-Charlottenburg. Frankstraßc.)

2 4. — 2 7. Juni: Düsseldorf. Tagung 
des V. Wohlfahrtsverbandes. (Näheres in derlGe- 
fchäftsstelle: Berlin, Oranienburger Straße 13/14.)

2 8. — 2 9. Juni: Düsseldorf. Tagung 
des Reichsvcrbandes der privaten, gemeinnützigen 
Kranken- und Pflegeanstalten Deutschlands. (Nähe­

res in der Geschäftsstelle: Berlin, Oranienburger 
Straße 13/14.)

2 8.— 3 0. Juni: Dortmund. Tagung des 
Deutschen Verbandes für Schulkinderpflege.

5. September ff.: München. Ul. Ver­
bandstag des Zentralverbandes der Arbeitsinvaliden 
und Witwen Deutschlands. (München, Franzis­
kanerkeller, Hochstraße 7.)

7.— 11. September: Amsterdam. 
Hl. Internationaler Kongreß für Rettungswesen 
und Erste Hilfe bei Unfällen. (Anschrift des Komi­
tees ist: Berlin NW 23, Klopstockstraße, 18. Reichs- 
gesundheitsamt.)

13. — 15. September: Düsseldorf. Ta­
gung der "Deutschen Vereinigung für Säuglingsschutz 
und Kleinkinderfürsorge. ^Näheres in der Ge­
schäftsstelle: Derlin-Charlottenburg, Mollwitz-Frank- 
Straße.)

1 6. — 1 8. September: D ü s f e l d o r f. Ta­
gung des Bundes Deutscher Aerztinnen. (Näheres 
in der Geschäftsstelle: Berlin, Rankestraße 35.)

16. — 18. September: Düsseldorf. Ta­
gung des Bundes Deutscher Frauenvereine. (Nähe­
res in der Geschäftsstelle: Hamburg 24. Armgard- 
straße 20.)

2 3. — 2 5. September: Düsseldorf. 
Deutsches Zentralkomitee zur Erforschung und Be­
kämpfung der Krebskrankheit. (Näheres in der 
Geschäftsstelle: Berlin, Luisenstraße 8.)

2 5. September: Düsseldorf. Tagung 
des Deutschen Vereins zur Fürsorge für jugendliche 
Psychopathen. (Näheres in der Geschäftsstelle: Ber­
lin, Linkstraße 22.)

Zeitschristenbibliographie.
Uebersicht für April 1926.

Allgemeine Fürsorge.
Die Krise der öffentlichen Wohlfahrtspflege, Stadt­

rat Or. Sperling. Wiesbaden, Deutsche Zeitschrift 
für Wohlfahrtspflege. Nr. 1. April 1926.

Der derzeitige Stand der Auslegung der Fürsorgc- 
verordnung auf dem Gebiet des Ersatzwesens. 
Bayerische Verwaltunlssblättcr, Nr. 6. März 1926.

Neuerungen im preußischen Fürsorgcrecht. Min.- 
Rat Wittelshöfer, Berlin, Deutsche Zeitschrift für 
Wohlfahrtspflege, Nr. 1. April 1926.

Landesfürsorgeverband und Bczirksfürjorgeverbänbe, 
Landesverwaltungsrat P. Sodemann, Münster, 
Nachrichten des Westfälischen Blindenvereuis, 
Nr. 20. April 1926.

Ergebnisse einer preußischen Erhebung über die 
Zahl der unterstützten Sozial- und Kleinrentner. 
Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für 
öffentliche und private Fürsorge, Nr. 3. März 
1926.

Die einmalige Erhebung vom August 1924 über 
die Verhältnisse der vom Wohlfahrtsamt laufend 
Unterstützten, Adolf Schecr, Jugend und Volks- 
ivohl, Hamburg. Nr. 12. Marz 1926.

Die Ersatzansprüche der Fürsorgeverbände gegen 
die Träger der Sozialversicherung, Stadtinspck- 
tor Gräbig, Landes-Wohlfahrts- und Jugend­
amt, Berlin, Berliner Wohlfahrtsblatt, Nr. 4. 
April 1926. '

Stand der Rcntnerfürsorqe, Badische Wohlfahrts­
blätter. Nr. 1/2. März/April 1926.

Bearbeitet von S. Götze.
Das Vorzugsrentenverfahren bei den Bezirksfür- 

forgeverbänden, Dr. Kellner, Zerbst, Magde­
burger Amtsblatt, Nr. 11/12, 12/19. März 1926.

Die Nutzbarmachung von Aufwcrtungsvermägen der 
Hilfsbedürftigen. Nachrichtendienst des Deutschen 
Vereins für öffentliche und private Fürsorge, 
Nr. 3. März 1926.

Sicherstellung von Vermögenswerten bei Klein­
rentnern, Nachrichtendienst des Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge, Nr. 4. April 
1926.

Berücksichtigung eigener Einnahmen des Hilfs­
bedürftigen. Nachrichtendienst des Deutschen Ver- 
eins für öffentliche und private Fürsorge. Nr. 4. 
April 1926

Kollision zwischen dem Willen des Erziehungs­
berechtigten und der Entscheidung des Fürsorge- 
vcrbandes bei Unterbringung eines hilfsbedürf­
tigen Minderjährigen, Nachrichtendienst des Deut­
schen Vereins für öffentliche und private Für­
sorge. Nr. 3. März 1926.

Die Grenze zwisäM der Fürsorgepflicht der Für- 
soraeverbände und der Fürsorgeerziehung. Evan­
gelische Jugendfürsorge. Nr. 1/4. April 1926.

Arbeitgeber und öffentliche Fürsorge, Nachrichten­
dienst des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge, Nr. 3. März 1926.

Die öffentliche und die freie Wohlfahrtspflege in 
der wirtschaftlichen Fürsorge. Stadtrat Schwöb, 
Schneidcmühl, Deutsche Zeitschrift für Wohl­
fahrtspflege. Nr. 1. April 1926.
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Die Not der Optanten im Lager zu Schneidemühl, 
Wally Schick, Blätter aus dem Evangelischen 
Diakonieverein, Nr. 4. April 1926.

Neuzeitliche Formen der Bettelbckämpfung, Der 
Wanderer, Nr. 4. April 1926.

Allgemeine Fürsorge, Grundsätzliches.
Die Sozialisierung der gesamten Wohlfahrtspflege, 

Vinzenz-Blätter. Nr. 4. 1926.

Freie Wohlfahrtspflege.
Uhlhorns Bedeutung für die Innere Mission, Geh. 

Rat D. Petri, Arnstadt, Die Innere Mission, 
Nr. 3. März 1926.

Die Innere Mission in Holland, v. Füllkrug, Die 
Innere Mission, Nr. 3. März 1926.

Die Mitarbeit der Frau in der evangelischen Lic- 
bestätigkeit von 1800—1920, 14. Fortsetzung, 
Blätter aus dem Evangelischen Diakonicvercin, 
Nr. 4. April 1926.

Das Note Kreuz und seine Aufgaben auf dem 
Gebiete gesundheitlicher Fürsorge. Blätter des 
Deutschen Roten Kreuzes. Nr. 4. April 1926.

Das Note Kreuz in der Seuchenbekämpfung, W. 
Borchert, Zeitschrift für das gesamte Kranken­
hauswesen. Nr. 9. 24. April 1926.

Die Bestrebungen der Arbciterwohlfahrt, Heinrich 
Auer, Freiburg i Br.. Vinzenz-Blätter, Nr. 4. 
1926.

Hcilsarmeekinderheime in Norwegen. Oberstleut­
nantin Othilie Tönning, Strahlen im Dunklen. 
Nr. 4. April 1926.

Finanzfragen.
Wirklichkeitszahlen zur kommunalen Finanzpolitik, 

Bürodirektor Kreft. Datteln i. Westf., Preußische 
Gemeinde-Zeitung. Nr. 11. 11. April 1926.

Der Haushaltsplan eines städtischen Wohlfahrts­
amts. Stadtinspektor Kaeßler, Die Wohlfahrts­
pflege in der Rheinprovinz, Nr. 6. 16. März
1926.

Der Gcmeindehaushaltsplan für 1926, Rcchnungs- 
revisor Brückenhaus, Hattingen/Ruhr. Preußische 
Gemeinde-Zeitung, Nr. 10. 1. April 1926.

Zum Wohlfahrtsctat der Landgemeinden, vr. Hal- 
lauer. Trier, Kommunalpoliusche Blätter, Nr. 7. 
10. April 1926.

Die Aufwertung von Kautionen. Gerichtsassessor vr. 
jur. Heinrich Seesemann. Kommunale Rund­
schau. Nr. 5. 1. März 1926.

Organisationsfragen.
Die Arbeitsgemeinschaft für ländliche Heimat- und 

Wohlfahrtspflege der evangelischen Gemeinde 
Seelscheid. W. Mackenbach. Seelscheid, Rhei­
nisches Land, Nr. 11/12. Februar/März 1926.

Nichtlunen über die Zusammenarbeit von Bcrufs- 
amt und Jugendamt, Die Wohlfahrtspflege in 
der Rheinprovinz, Nr. 6. 16. März 1926.

Die Zuständigkeit der freien Organisation in der 
praktischen Jugendfürsorge, Landesrat vr. Bossen, 
Düsseldorf. Die Wohlfahrtspflege in der Nhein- 
provinz, Nr. 5. 1. März 1926.

BedölkerungSpolitik.
Eheschließungen. Geburten und Sterbefälle in den 

preußischen Großstädten im Jahre 1925. Sta­
tistische Korrespondenz. Nr. 15. 30. April 1926.

Der Einfluß der Volkszählung 1925 auf die Sta­
tistik der Bevölkerungsbewegung. Med.-Rat vr. 
Otto Peiper, Greifswald, Zeitschrift für Schul- 
gesundhcitspflege, Nr. 4. April 1926.

Bayerns Bevölkerung nach der Volkszählung vom 
16. Juni 1925, Zeitschrift des Bayerischen Sta­
tistischen Landesamts, Nr. 1. 1926.

Der Gesetzentwurf über das Hebammcnwesen in 
Baden. D. Lehmann, Karlsruhe. Die Gemeinde, 
Heft 8. April 1926.

Der gesundheitliche Schutz der gewerblichen Ar­
beiterinnen. Reg.-Rat Else Lüders, Berlin, Mutter 
und Kind. Ausgabe^. Nr. 3. März 1926.

Die Gesunderhaltung der berufstätigen Frau, v. 
Brede, Schleswig-Holsteinische Wohlfahrtsblätter. 
Nr. 4. April 1926.

Die Frau in der Fabrikarbeit, vr. meä. Elisa­
beth Krüger. Reichsarbeitsblatt, Nr. 15. 16. April 
1926.

Iugendwohlfahrt.
Vorschläge für die Regelung der oereinsmäßig be­

triebenen Familienpflege gemäß § 29 Abs. 3 
R3WG., Nachrichtendienst des Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge, Nr. 3l 
März 1926.

Die Bedeutung des § 55 RIWG.. Reg.-Nat 
Allers, Braunschweig. Zentralblatt für Jugend- 
recht und Iugendwohlfahrt, Nr. 12. März 1926.

Leistungen der Jugendämter auf dem Gebiet der 
Kleinkinderfürsorge, Nachrichtendienst des Deut­
schen Vereins für öffentliche und private Für­
sorge. Nr. 4. April 1926.

Zur Einführung in das neue bayerische Iugend- 
amtsgesetz, Reg.-Rat vr. Heß, Bayerische Ge­
meinde- und Verwaltungszeitung. Nr. 12. 20. April 
1926.

Kommunale Vertreter der Jugendämter in den 
Landesiugendämtern, Nachrichtendienst des Deut­
schen Vereins für öffentliche und private Für­
sorge. Nr. 3. März 1926.

Begriff der Erwerbsbefähigung Minderjähriger ge­
mäß § 6 d bcr Reichsgrundsätze, Nachrichtendienst 
des Deutschen Vereins für öffentliche und private 
Fürsorge, Nr. 4. April 1926.

Das uneheliche Kind in der Sozialgesetzgebung, 
vr. Hanna Scherpner, Frankfurt a. M.. Zen- 
tralblatt für Iugendrecht und Iugendwohlfahrt, 
Nr. 1. April 1926.

Das Neichsjugendmohlfahrtsgesetz in einer Auswir­
kung auf die Evangelische Jugendfürsorge, Evan­
gelische Jugendfürsorge, Nr. 1/4. April 1926.

Prinzipienfragcn des Unehclichenschutzes. Gertrud 
Büumcr. Die Frau. Nr. 7. April 1926.

Was will die Reform des Unehclichenschutzes? 
vr. Hilde Eiscrhardt. Frankfurt a. M., Blätter 
des Deutschen Noten Kreuzes, Nr. 4. April 
1926.

Betrachtungen zum Gesetzentwurf über die unehe­
lichen Kinder und die Annahme an Kindes Statt, 
Lic. vr. Beckmann, Evangelische Iugendhilfe, 
Nr. 4. April 1926.

Entwurf eines Gesetzes über die unehelichen Kinder 
und die Einnahme an Kindes Statt. Evangelische 
Iugendhilfe. Nr. 4. April 1926.

Vaterschaft und Unterhalt bei Mchrverkehr. Her­
mann Kranold, Steinhaus, Kommunale Mittei­
lungen, Hannover. Nr. 31/32. 14./18. April
1926.

Pflegemütter, Med.-Rat vr. Boege. Ucckermünde, 
Pommcrsche Wohlfahrtsblätter. Nr. 7. April 
1926.
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Anstalts- und Vereinsvormundschaft. Evangelische 
Jugendfürsorge, Nr. 1/4. April 1926.

Der bisherige gesetzliche Schutz des arbeitenden Kin­
des nebst Erfahrungstatsachen, Reg.- und Ge­
werberat Gravemann, Liegnitz, Schlesische Wohl­
fahrt. Nr. 8. 20. April 1926.

Die Regelung der landwirtschaftlichen Kinderarbeit 
und die Vollrswohlfahrt, Oekonclmierat Fr. 
Lembke, Berlin, Vollrswohlfahrt Nr. 7. 1. April 
1926.

Iugendgerichtsgefetz und Zugendgerichtshilfe, H. 
Althen. Kommunale Mitteilungen. Hannover, 
Nr. 27/28. 4. April 1926.

Das Jugendgericht in Frankfurt a. M., Or. jur. 
Hans Weiß, Der Helfer, Nr. IO. April 1926.

Jugendrichter Karl Almenröderch, Wilhelm Pollig- 
keit. Frankfurt a. M., Zentralblatt für Jugend- 
recht und Iugendwohlfahrt, Nr. 12. März 1926.

Die Entwicklung der Fürsorgeerziehung unter dem 
Rcichsjugendwohlfahrtsgesetz,. Evangelische Ju­
gendfürsorge. Nr. 1/4. April 1926.

Abgrenzung zwischen Fürsorgeerziehung und Unter­
bringung eines Minderjährigen auf Grund der 
NFV-, Nachrichtendienst des Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge, Nr. 4. 
April 1926.

Die Anwendbarkeit von § 9 NFV. auf Fürsorge­
zöglinge. Nachrichtendienst des Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge. Nr. 3. 
März 1926.

Jur Fürsorgeerziehung, Blätter für öffentliche Für­
sorge und soziale Versicherung, Nr. 7. 1. April 
1926.

Fürsorgestelle für entlassene Zöglinge, Evangelische 
Jugendhilfe. Nr. 4. April 1926.

Aufsicht über Anstalten für Minderjährige in 
Hamburg. Mutter und Kind, Ausgabe A, Nr. 4. 
April 1926.

Ratschläge für die Mütter unserer Schulkinder. 
Mutter und Kind, Ausgabe o, Nr. 4. April 
1926.

Kinderfpeifung als Notstandsmaßnahme.. Not und 
Hilfe. Nr. 1. 31. März 1926.

Kinderfpeifung und Familie, Or. Marie Baum, Ba­
dische Wohlfahrtsblätter, Nr. 1/2. März/April 
1926.

Familienunterbringung erziehungsbedürstiger Kinder 
auf dem Lande, Or. H. Achinger, Frankfurt 
a. M., Zentralblatt für Jugendrecht und Iugend- 
wohlfahrt, Nr. 1. April 1926.

Notstandsmaßnahmen in der Kinderfürsorge, Stadt- 
rat E- Alken, Frankfurt a. M., Kommunalpoli- 
tische Blätter. Nr. 8. 25. April 1926.

Mindestforderungen für die dem Zentralverband 
katholischer Kinderhorte und Kleinkindernnstalten 
Deutschlands angefchlofscnen Kindergärten, Be­
wahrschulen und Horte, Kinderheim. Nr. 2. 
März/April 1926.

Aus der Tätigkeit der Iugcndlciterin als Er­
ziehungsfürsorgerin des Jugendamtes. Luise Lam- 
pcrt. Stuttgart. Kindergarten, Nr. 4. April 
1926.

Dienstanweisung für die Ortsjugendräte und Orts- 
juaendhelfer in Baden. Nachrichtendienst des Deut­
schen Vereins für öffentliche und private Für­
sorge. Nr. 3. März 1926.

Geistige Kräfte und Strömungen der Jugendbewe­
gung, Carl Mennicke. Berlin, Das junge Deutsch­
land. Nr. 4. April 1926.

Die katholische Jugendbewegung in Frankreich, Ju­
gend in aller Welt, Nr. 47 April 1926.

Gefährdelenfürsorge.
Richtlinien für die Verwendung von Frauen als 

Polizcibeamte, Die Frau, Nr. 7. April 1926.
Weibliche Kriminalpolizei. Nachrichtendienst des 

Deutschen Vereins für öffentliche und private 
Fürsorge, Nr. 4. April 1926.

Maßnahmen des Landesjugendamts Berlin für die 
Iugendhilfe bei der Polizei. Obermag.-Rat Knaul. 
Berliner Wohlfahrtsblatt. Nr. 4. April 1926.

Evangelischer Männerdicnst, Pfarrer Hans Hcr- 
menau, Königsberg i. Pr., Die Innere Mission. 
Nr. 3. Mürz 1926.

Evangelischer Bahnhofsdienst für die männliche Ju­
gend, P. Seyferty, Berlin, Die Innere Mission, 
Nr. 3. März 1926.

Aus der Praxis der Lebensmüdenfürsorge, Soziale 
Hilfe. Nr. 3/4. März/April 1926.

Strafgefangenenfürforge.
Gerichtshilfe für Erwachsene. Landgerichtspräsideru 

Or. Engelmann, Schweidnitz, Caritas, Nr. 1. 
April 1926.

Gcfangenenfürforge unter den Frauen und Mäd­
chen. Strahlen im Dunkeln. Nr. 4. April 1926.

Die Fürsorge für entlassene Strafgefangene im Ver­
waltungsbezirk Kreuzberg, Soziale Fürsorge, 
Nr. 1. April 1926.

Zur Frage der Ausländerkriminalität in Deutsch­
land. Polizeipräsident Or. jur. Menzel, Magde­
burg, Magdeburger Amtsblatt, Nr. 13. 26. Mürz 
1926.

Wöchnerinnen- und Säuglingsfürforge.
Mütterberatung und Volksgesundheit, Das Land. 

Nr. 4. April 1926.
Die bevölkerungspolitische Bedeutung des- Stillgci- 

des. Der Versicherungsbote, Nr. 7. 10. April 
1926.

Schwangerenfürsorge und Krankenkassen, Frauenarzt 
Or. mecl. C. Eifenberg, Hamburg. Deutsche Kran­
kenkasse. Nr. 16. 22. April 1926.

Errungenschaften auf dem Gebiet der Säuglings­
kunde. Or. Lempp. Stuttgart. Blätter der Zcn- 
tralleitung für Wohltätigkeit in Württemberg. 
Nr. 4. April 1926.

Die Säuglings- und Kleinkinderberatungsstellen als 
fozialhygienifche Einrichtungen, Or. mcü. Her­
mann, Jugend und Bolkswohl, Hamburg. Nr. 12. 
März 1926.

Säuglings- und Klcinkinderfürforgc, Sanitätsrat 
Or. Peter Hanffen, Schleswig-Holsteinische Wohl- 
fahrtsblättcr, Nr. 4. April 1926.

Aufgaben der Säuglings- und Kinderberatungs­
und Fürsorgestellen mit besonderer Berücksichti­
gung der Verhältnisse an kleineren Orten und 
auf dem Lande. Obcrmedizinalrat Or. F. Rot­
hammer, Augsburg, Blätter für Gesundheits­
fürsorge. Nr. 6. März/April 1926.

Ernährungs- und Gesundheitszustand der Säug­
linge in Preußen 1924, Mutter und Kind. Aus­
gabe A, Nr. 3. März 1926.

Kriegsbeschädigten- und -Hinterbliebenen-
fiirsorge.

Zehn Jahre Bund erblindeter Krieger, von Axel 
Bischofs, Der Kriegsblinde. Nr. 3. März 1926. 

Nachklänge zu den Iuli-Reichstagsverhandlungcn 
(Schluß), von Schmalfuß-Hof. Der Kriegsblinde, 
Nr. 3. März 1926.
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Vas Reichsversorgungsgericht, von Max Becker, 
Berlin, Deutscher Offizier-Bund, Nr. 7. 5. März 
1926.

Erwerbsunfähigkeit, Arbeitsunfähigkeit, Berufs- 
unfählgkeit und Invalidität. von Ioh. Noa, 
Berlin, Korrespondenzblatt des Reichsbundes der 
Kriegsbeschädigten. Kriegsteilnehmer und Kriegs­
hinterbliebenen, Nr. 3. März 1926.

Der Rechtsweg in Heilbehandlungs-Streitsachen, von 
Ioh. Noa, Berlin, Korrespondenzblatt des Reichs­
bundes der Kriegsbeschädigten, Kriegsteilnehmer 
und Kriegshinterbliebenen, Nr. 3. März 1926.

Die Durchführung der tzeilfürforge für Kriegs­
hinterbliebene und gletchsteyenoe Personen, von 
Dir. Dr. Wolters, Deutsche Zeitschrift für Wohl­
fahrtspflege, Nr. 12. März 1926.

Geschichtliche Entwicklung und Grundtendenzen der 
kapitalistisch-sozialen Fürsorge, von Tiedt. Inter­
nationaler Bund. Nr. 3. März 1926.

Kricgsbeschädigten-Versorgung in Frankreich, von 
Adam. Acrztliche Monatsschrift. Märzheft 1926.

Die Aufgaben der Bezirksfürsorgeverbände bei der 
Durchführung der Fürsorge für die Kriegsbeschä­
digten und Kriegshinterbliebenen, von Sondergeld, 
Kommunale Mitteilungen, Hannover, Nr. 24. 
21. März 1926.

Landesfürsorgeverband und Bezirksfürsorgeoerbände, 
von P. Sodemann, Münster. Nachrichten des 
Westfälischen Blindenvereins, Nr. 20. April 1926.

Das Berufsschicksal der Schwerbeschädigten, von 
Stadtrat Tilch, Deutsche Zeitschrift für Wohl­
fahrtspflege. Nr. 1. April 1926.

Zusatzrentenempfänger in Berlin, Stadtamtmann 
W. Götze, Berliner Wittschaftsberichte, Nr. 8. 
17. April 1926.

Wohnungsfürsorge.
Reichswohnungspolitik, Oberreg.-Rat Or. Or. Rusch, 

Dresden, Rheinische Blätter für Wohnungswesen 
und Bauberatung, Nr. 4. April 1926.

Künftige Wohnungspolitik. Reg.-Baurat Rudolf 
Steaemann, Dresden, Rheinische Blätter für 
Wohnungswesen und Bauberatung, Nr. 4. April 
1926.

Wohnungsbau und Wirtschaft, Or. K- v. Man- 
goldt, Westfälisches Wognungsblatt, Nr. 4. April 
1926.

Wohnungswirtschast, Oberreg.-Rat a. D. Or. Weber, 
Westfälisches Wohnungsblatt, Nr. 4. April 1926.

Förderung des Wohnungsbaues durch Herabdrücken 
der städtischen Baubodenpreise, Oberreg.-Rat a. D. 
Prof. Or. Boldt, Göttingen. Rheinische Blätter 
für Wohnungswesen und Bauberatung, Nr. 4. 
April 1926.

Die Sparpslicht der Ledigen, Bürgermeister Bleichen, 
Cuxhaven, Rheinische Blätter für Wohnungs­
wesen und Bauberatung, Nr. 4. April 1926.

Ausländsanleihen für den Wohnungsbau. Reg.- 
Präsident Krüger, Reichsarbeitsblatt, Nr. 14. 
9. April 1926.

Kamtalnot, Hauszinssteuer und Wohnungsbau. 
Or. K. von Mangoldt. Die Heimatscholle, Nr. 4. 
April 1926.

Der Wohnungsbau in der Stadt Hamburg vor, im 
und nach dem Kriege 1907—25, Hamburger 
Statistische Monatsberichte. I. April 1926.

Die Bautätigkeit im hamburgischen Staat im Jahre 
1925, Hamburger Statistische Monatsberichte. 
I. April 1926.

Bautätigkeit und Wohnungsproduktion in Berlin 
im Jahre 1925, Dir. Or. Dreydorff. Berliner 
Wittschaftsbericht, Nr. 7. 3. April 1926.

Ergebnisse der Wohnungszählung vom 3. Mai 1925 
in Magdeburg. Or. E. Helbing, Magdeburger 
Amtsblatt. Nr. 16. 16. April 1926.

Die ersten Ergebnisse der Wohnungszählung in Ber­
lin vom 3. Mai 1925, Dir. Or. Dreydorff, Ber­
liner Wirtschaftsberichte, Nr. 7. 3. April 1926.

Wohnungsnot und Volkszählung vom 16. Juni 
1925, Stadtrat Or. Lehmann, Liegnitz, West­
fälisches Wohnungsblatt. Nr. 4. April 1926.

Die Wohnungsnot in Berlin, Or. de Lapotte, Nach­
richtendienst des Evangelischen Hauptwohlfahrts- 
amtes Berlin. Nr. 11. April 1926.

Die Gefahren des Wohnungselends für die Volks­
gesundheit. Stadtarzt Or. G. Loewenstein, Ber­
lin, Blätter des Deutschen Roten Kreuzes. Nr. 4. 
April 1926.

Einzelbilder zur Wohnungsnot, Nachrichtendienst des 
Evangelischen Hauptwohlsahrtsamtes Berlin, 
Nr. 11. April 1926.

Maßnahmen zur Bekämpfung der Wohnungsnot. 
Nachrichtendienst des Evangelischen Hauptwohl- 
fahrtsamtes Berlin, Nr. 11. April 1926.

Ein Beitrag zur Lösung der Wohnungsnot, Bau­
gewerksmeister Th. Benning, Kommünalpolitische 
Blätter. Nr. 7. 10. April 1926.

Wohnungsnot und Volksgesundheit, Or. Oskar 
Aust, Charlottcnburg, Reichsgesundhcitsblatt. 
Nr. 15. 14. April 1926.

Wie viele am Wohnungselend sterben, Erwacht, 
Nr. 4. April 1926.

Die Stadt und das Unterkunftswesen, Stadtrat 
Mich. Gasteiger, München. Kommunalpolitischc 
Blätter. Nr. 8. 25. April 1926.

Vetteilung des Gemeindeanteils an der Haus­
zinssteuer auf preußische Stadt- und Landkreise. 
Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für 
öfftmtlichc und private Fürsorge, Nr. 3. März

Die Wohnungszwangswirtscl)aft im Jahre 1925, 
Reichsarbeitsblatt, Nr. 16. 24. April 192a

Wichtige Fragen des Wohnungsmangelrechts, Bei­
geordneter B. Baak, Cleve, Preußische Ge­
meinde-Zeitung. Nr. 12. 21. April 1926.

Die Fürsorge für zur Räumung verurteilte Mieter, 
Stadtrat Or. Lehmann. Licgnitz, Preußisches Ver­
waltungs-Blatt, Nr. 28. 10. April 1926.

Eingreifen des Wohlfahrtsamtes bei Mietauf­
hebungsklagen, Nachrichtendienst des Deutschen 
Vereins für öffentliche und private Fürsorge, 
Nr. 4. April 1926.

Die Unterbringung exmittierter Familien, Or. A. 
Engelsmann, Bundesblatt für den Reichsbund 
der Kinderreichen Deutschlands zum Schutze der 
Familie, Nr. 4. April 1926.

Die Belastung der Gemeindefinanzen durch Ge­
richtsentscheidungen zum Zwangsmiet- und Woh- 
nungsnotrccht. Stadtrat Or. Lehmann, Licgnitz, 
Kommunale Rundsci>au. Nr. 5. 1. März 1926.

Die Verstadtlichung des Wohnhausbaus durch die 
Gemeinde Wien, Or. phil. Antonie Stolper. 
Wien, Vierteljahrsfchrift des Bundes Deutscher 
Aerztinnen. Nr. 2. April 1926.

Der Kamps um den Mieterschutz in Oesterreich. 
Or. Hans Kampffmeyer. Wohnungswirtschast, 
Nr. 6. 15. März 1926.

Lebenshaltung.
Erhebung über die Lebens- und Arbeitsoerhältnisse 

der erwerbstätigen Jugend. Generalsekretär Pfar­
rer Herz, Evangelisch-Sozial, Nr. 1. Januar/ 
März 1926.
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Ein Vergleich der Entwicklung der deutschen 
Löhne mit denen des Auslands, Soziale Praxis. 
Nr. 12. 25. März 1926.

Die Buchführung im Arbeiterhaushalt. Gewerk­
schafts-Zeitung. Nr. 17. 24. April 1925.

RechtSfürsorge.
Die Rechtsauskunftsstellen als Einrichtung der mo­

dernen Wohlfahrtspflege. Wilhelm Rcckhard. Ber­
lin. Berliner Wohlfahrtsblatt. Nr. 4. April 
1926.

Arbeitsfiirsorge.
Wo bleibt das Berufsausbildungsgesetz?. Bernhard 

Bäcker, Das junge Deutschland. Nr. 4. April 
1926.

Die Berufsberatung auf dem Lande. Generalsekre­
tär I. B. Dieing. Frciburg i. Br., Me Ge­
meinde. Beilage der Braunschweigischen Staats- 
zcitung, Nr. 14. 3. April 1926.

Der kommende Mangel an Nachwuchs, Dr. Ger­
trud Marwitz, Stettin. Pommersche Wohlfahrts- 
blättcr. Nr. 7. April 1926.

Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
der Zugendlichen, Dr. Michalke. Düsseldorf. Die 
Wohlfahrtspflege in der Nheinprovtnz. Nr. 6. 
16. März 1926.

Hilfe für die erwerbslose Jugend, Zentralblatt der 
Christlichen Gewerkschaften Deutschlands. Nr. 7. 
5. April 1926.

Erwerbslose Schulentlassene. Der Helfer. Nr. 10. 
April 1926.

Erziehungsversuch an erwerbslosen Mädchen in 
Düsseldorf. Direktorin Paula Braun. Düssel- 
darf, Mutter und Kind. Ausgabe A, Nr. 4. 
April 1926.

Die Vermittlung städtischer Arbeitsloser — beson­
ders Jugendlicher — aus dem besetzten Gebiet in 
die Landwirtschaft des unbesetzten Gebietes. Reichs- 
arbcitsblatt, Nr. 16. 24. April 1926.

Die Stellenlosigkeit der Angestellten in Bayern 
nach der Erhebung vom 16. Juli 1925. Dr. Iojef 
Nothatz, Zeitschrift des Bayerischen Statistischen 
Landesamts. Nr. I. 1926.

Das Lübecker System der Arbeitsfürsorge für Ar­
beitslose, Nachrichtendienst des Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge, Nr. 3. 
März 1926.

Erwcrbsloscnfürsorge durch Arbeitsfürsorgc, Schatz­
rat Dr. Hartmann, Hannover, Kommunale Mit­
teilungen. Hannover. Nr. 23. 17. März 1926.

ErwerbSlofenfllrsorge.
Die unterstützten Erwerbslosen in Bayern von 1919 

bis 1925, Zeitschrift des Bayerischen Statistischen 
Landesamts. Nr. 1. 1926.

Die produktive Erwerbslofcnfürforgc in Bayern. 
Dr. Josef Nothaas, Zeitschrift des Bayerischen 
Statistischen Landcsamts. Nr. l. 1926.

Grenzfragen zwischen Erwcrbsloscnfürsorge und 
Wohlfahrtspflege. Nachrichtendienst des Deutschen 
Vereins für öffentliche und private Fürsorge- 
Nr. 3. März 1926.

Die Staffelung der Erwcrbslosen-Unterstützungssütze 
nach der Lohnhöhe und ihre Rückwirkung auf die 
allgemeine Fürsorge. Nachrichtendienst des Deut­
schen Vereins für öffentliche und private Für- 
forflc. Nr. 4. April 1926.

Verlängerte Unterstützungsdauer in der Erwerbs- 
loscnfürsorge, Nachrichtendienst des Deutschen Ver­

eins für öffentliche und private Fürsorge, Nr. 4. 
April 1926.

Der Grundlohn bei der Krankenversicherung der Er­
werbslosen, F. Okraß, Charlottenburg, Deutsche 
Krankenkasse. Nr. 14. 9. April 1926.

Fragen der Arbeitsfürsorge für unterstützte und aus­
gesteuerte Erwerbslose. Nachrichtendienst des 
Deutschen Vereins für öffentliche und private
Fürsorge. Nr. 4. April 1926.

Die neue Kurzarbeitcrfürsorge. Nachrichtendienst des 
Deutschen Vereins für öffentliche und private
Fürsorge. Nr. 3. März 1926.

Hilfsmaßnahmen für jugendliche Erwerbslose. Der
Helfer. Nr. 10. April 1926.

Zur kommenden Arbeitslosenversicherung. Dr. Martha 
Ascher, Hamburg, Soziale Praxis. Nr. 12.
25. März 1926.

Der Gesetzentwurf über die Arbeitslosenversicherung. 
Die Heimarbeiterin, Nr. 4. April 1926.

Reform der Arbeitslosenversicherung in Oesterreich. 
Presseberichte des Internationalen Gcwerkfchafts- 
bundes, Nr. 16. 27. April 1926.

Allgemeine Gesundheitsfürsorge.
Zcntralisationsbcstrebungcn in der Gesundheitsfür­

sorge, Med.-Rat Dr. Bröckcrhoff, Zeitschrift für 
Schulgcsundheitspflcge. Nr. 4. April 1926.

Ein offenes Wort an alle diejenigen, deren hehrste 
Aufgabe die seelische und körperliche Fürsorge
der Volksgesundheit ist. Geh. Med.-Rat Pros. 
Dr. E. Abderhalden. Halle a. S.. Blätter für 
Volksgesundheitspflcge, Nr. 4. April 1926.

Industrialisierung und Volksgesundheit. Min.-Rat 
Prof. Dr. Koclsch, Reichsarveitsblatt. Nr. 15. 
16. April 1926.

Wege der Bolksaufklärung. Schwester Lotte Möller. 
Blätter für Volksgefundhcitspflegc. Nr. 4. April 
1926.

Die Ziele der hygienischen Volksbelehrung. Prof. 
l)r. Adolf Thiele, Dresden. Blätter des Deutschen 
Roten Kreuzes, Nr. 4. April 1926.

Zur Gesundheitspolitik, Geh.-Rat Hamel und 
Präsident Bumm, Der Kassenarzt. Nr. 13/14. 
14. April 1926.

Der Wille zur Gesundheit, Dr. Kirchbcrg, Kom­
munale Mitteilungen, Hannover. Nr. 33/34. 
25. April 1926.

Lebensmittelzölle und Volksgesundheit, Dr. Kurt 
Bloch. Berlin, Vierteljahrsschrift des Bundes 
Deutscher Acrztinnen. Nr. 2. April 1926.

Lebensmittelzöllc und Bolksgcfundhcit. D. Frhr. 
v. Falkenhausen. Vicrtcljahrsschrift des Bundes 
Deutscher Acrztinnen. Heft 2. April 1926.

Die Bedeutung der Rcichsgesundhcitswoche. Med.- 
Rat Dr. Engelsmann. Bundesblatt für den Rcichs- 
bund der Kinderreichen Deutschlands zum Schutze 
der Familie, Nr. 4. April 1926.

Warum eine Rcichs-Gcfundheitswoche?. Prof. Dr. 
Adam. Der Deutfchen-Spicgcl, Nr. 16. 16. April 
1926.

Was ist die Rcichsgesundhcitswoche?, Prof. Dr. 
C- Adam. Reichsarbeitsblatt. Nr. 15. 16. April 
1926.

Reichsgefundhcitswoche und soziale Gesetzgebung.
Der Kassenarzt. Nr. 15/16. 24. April 1926.

Rcichsgesundhcitswoche und Rassenhygiene. Lü­
beck ische Blätter. Nr. 16. 18. April 1926.

Die Bedeutung der Reichsgcsundheitswoche^ür die 
deutsche Industrie, Dr. rer. pol. Bickerich. Der 
Deutschcn-Spiegcl. Nr. 16. 16. April 1926.



Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege. 109

Die Arbeiterschaft und die Reichsgesundheitswoche, 
Di-. Julius Moses, Der Kassenarzt. Nr. 15/16. 
24. April 1926.

Die Reichsgesundheitswoche in Berlin. Soziale Ar­
beit. Nr. 15. 24. April 1926.

Die Gesundheitsfürsorge des Wohlfahrtsamtes, Reg.- 
Rat t)r. Gerda Simons, Zugend und Volkswohl, 
Hamburg, Nr. 12. März 1926.

Neuzeitliche Aufgaben eines städtischen Gesundheits­
amtes. Stadtarzt Or. Vonessen. Köln. Kommu­
nalpolitische Blätter, Nr. 8. 25. April 1926.

Die Gesundheitsfürsorge im Landkreise Linden
1925, Med.-Rat Or. Dohrn, Kommunale Mittei­
lungen, Hannover, Nr. 29/30. 11. April 1926.

Das Gesundheitswesen auf dem Lande. Kreiskom­
munalarzt Or. C. Coerper, Düsseldorf, Kommu­
nalpolitische Blätter. Nr. 8. 25. April 1926.

Mindestforderungen an Kleinkinderanstalten und 
ihre praktische Bedeutung. Nachrichtendienst des 
Deutschen Vereins für öffentliche und private 
Fürsorge. Nr. 3. März 1926.

Die Säuglings- und Kleinkinderberatungsstellen als 
sozialhygienische Einrichtungen. Dr. med. Herr­
mann. Jugend- und Volkswohl. Nr. 12. März
1926.

Die Bedeutung einer gut ausgebautcn Kleinkinder­
fürsorge für den Gesundheitszustand des Schul­
alters. Or. Th. Hoffa. Mutter und Kind, Aus­
gabe A, Nr. 4. April 1926.

Der Einfluß der Wirtschaftskrise auf den Gesund­
heitszustand der deutschen Kinder, Not und

^ Hilfe. Nr. 1. 31. Marz 1926.
Schule und Volksgesundheit. Rektor Friedrich Lo- 

rentz. Berlin, Blätter des Deutschen Roten Kreu­
zes. Nr. 4. April 1926.

Grundsätzliches zur gesundheitlichen Bedeutung der 
Unterrichtszeit. Stadtarzt Or. Winkler. Speyer 
a. Rh., Zeitschrift für Schulgesundheitspflege, Nr. 4. 
April 1926.

Der wunde Punkt in der Iugendgesundhcitsfürsorge^ 
Margarethe Starrmann - Hunger, Leipzig. Bläk 
ter des Deutschen Roten Kreuzes, Nr. 4. April 
1926.

Die schulärztliche Versorgung der Berufsschüler. 
Rcg.-Rat Or. Käthe Gaebel, Berlin. Soziale 
Praxis. Nr. 12. 25. März 1926.

Der Film im Dienst der Hygiene, Or. Curt Tho- 
malla. Der Deutschen-Spicgel, Nr. 16. 16. April 
1926.

Von der Entwicklung des Badewescns, Prof. Or. 
v. Brunn, Rostock. Blätter aus dem Evangelischen 
Diakonievercin, Nr. 4. April 1926.

Zur Hygiene der Bekleidung. Or. Ernst Friedbergcr, 
Blätter für Bolksgesundheitspflcge. Nr. 4. April 
1926.

Die Zunahme des Morphiummißbrauchs. deren Ur­
sachen und Bekämpfung. Dir. Or. Max Meyer. 
Frankfurter Wohlfahrtsblätter. Nr. 1. April 
1926.

Erholungsfürsorge.
Planwirtschaft in der Erholungsfürsorge, Or. Unger, 

Blätter des Deutschen Roten Krc'uzcs, Nr. 4. 
April 1926.

Die Notwendigkeit der Erholungsfürsorge für Ju­
gendliche und das Landcsjugcndycim Cismar. 
Stadtarzt Or. Büsing, Kiel, Schleswig-Holstei­
nische Wohlfahrtsblätlcr, Nr. 4. April 1926. 

Lcrtliche Erholungskuren, Kreisarzt Or. Klaholt. 
Krefeld, Blätter'für Bolksqesundheitspflege. Nr. 4. 
April 1926.

Erfolge^örtlichcr Erholungsfürsorge. Nachri^tendienst
Fürsorge. Nr. 3. März 1926. * ^

Erholungsfürsorge für Frauen. Nachrichtendienst des 
Deutschen Vereins für öffentliche und private Für­
sorge, Nr. 4. April 1926.

Müttererholung. Der Helfer, Nr. 9. März 1926.

Moholfürsorge.
Fünf Jahre Alkoholverbot und seine Erfalge. Or. 

A. Koller. Internationale Zeitschrift gegen den 
Alkoholismus, Nr. 2. 1926.

Gedanken zur Alkoholfraae. Dr. med. Calcary, 
Jugend- und Volkswohl, Hamburg, Nr. 12. 
März 1926.

Wesen und Formen des Gemeindcblestimmungs- 
rechts, Günther Schmöldcrs. Berlin. Soziale 
Praxis. Nr. 16. 22. April 1926. 

Alkoholbekämpfung und Gemeindebestimmungsrecht. 
Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für öffent­
liche und private Fürsorge, Nr. 4. April 1926. 

Etwas vom Kampf gegen den Alkohol, Ox. med. 
Elasten, Schleswig-Holsteinische Wohlfahrtsblätter, 
Nr. 4. April 1926.

Jugend und Alkohol, Hermann Polzer, Schwerin 
i. M., Das junge Deutschland, Nr. 4. April 
1926.

Kneipe und das Irrenhaus, Or. Berndt Gütz, Der 
abstinente Arbeiter, Nr. 4. 15. März 1926.

Die Bedeutung der Trinkerfürsorgestellen für die 
Kommunen und Richtlinien für praktische Tein- 
kerfiirsorge, R- Weisbart. Pommersche Wohl- 
fahrtsolätter, Nr. 7. April 1926.

Sefchlechtskrankenfürforge.
Der neue Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung 

der Geschlechtskrankheiten, Prof. Or. MaxFlesch, 
Hochwaldhausen. Blätter des Deutschen Roten 
Kreuzes Nr. 4. April 1926.

Die Verbreitung der Geschlechtskrankheiten. Blät­
ter des Deutschen Roten Kreuzes, Nr. 4. April 
1926.

Schlafstellenwesen und Geschlechtskrankheiten. Stadt­
arzt Or. Georg Locwcnstcin, Berlin. Mitteilun- 
gen der Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten. Nr. 3. 1. März 1926.

Neue Wege und neue Ziele bei der Bekämpsting 
der Geschlechtskrankheiten, Soziale Praxis. Nr. 16. 
22. April 1926.

Die Geschlechtskrankheiten und ihre Bekämpfung. 
Or. F. Hell, Schleswig-Holsteinische Wohlfahrts-- 
blätter. Nr. 4. April 1926.

Gcschlcchtskrankheitenbekämpfung. Blätter für Ge­
sundheitsfürsorge. Nr. 6. März/April 1926.

Geschlechtskrankheiten und Tuberkulose als Folgen 
der Wohnungsnot, Victor Noack. Berlin, Vier- 
tcljahrsschrift des Bundes Deutscher Acrztinnen, 
Nr. 2. April 1926.

Die Bedeutung der Syphilis, Bekämpfung vom 
Standpunkte der Kinderheilkunde, Geh. Med.-Rat 
Prof. Or. Schloßmann, Der Kassenarzt. Nr. 
15/16. 24. April 1926.

Krankenkassen und Geschlechtskrankheiten, Geh. 
Med.-Rat Prof. Or. Leo von Zumbusch. Blätter 
für Gesundheitsfürsorge, Nr. 6. März/April 1926.

Geschlechtskrankheiten und Invalidität. Der Kassen­
arzt. Nr. 13/14. 14. April 1926.

Die Geschlechtskrankheiten in den Iustizgefängnisten 
Sachsens, Prof. Or. Galewsky, Dresden. Mittei­
lungen der Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten. Nr. 3. 1. März 1926.
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Richtlinien für die Behandlung Geschlechtskranker in 
den sächsischen Iustizgefängnissen, Mitteilungen 
der Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten, Nr. 3. 1. März 1926.

lieber die Notwendigkeit durchgreifender ärztlicher 
Versorgung der Geschlechtskranken in unseren 
Strafanstalten und Untersuchungsgefängnissen. 
Prof. vr. Herwart Fischer, Mitteilungen der 
Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Ge­
schlechtskrankheiten, Nr. 4. 1. April 1926.

Errichtung von ärztlich geleiteten Eheberatungsstel­
len, Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für 
öffentliche und private Fürsorge, Nr. 4. April 
1926.

Aerztlichc Beratung vor der Ehe, Prof. Dr. von 
Seiffert, München. Schlesische Wohlfahrt, Nr. 8. 
20. April 1926.

Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten in Eng­
land und seinen Kolonien, Zeitschrift für Schul­
gesundheitspflege, Nr. 4. April 1926.

Tuberkulosefürsorge.
Ueber Begriffsbestimmung und Bcgriffsbczcichnung 

der „offenen" Lungentuberkulose, vr. Alfons 
Winkler. Zeitschrift für Tuberkulost. Nr. 6. 1926.

Die Zahl der Offentuberkulöscn im Deutschen Reich, 
vr. Karl Heinz Blümel, Tuberkulose-Fürsorge- 
Blatt. Nr. 4. 30. April 1926.

Bericht über die Zahl der Nichtaktilv-Tubcrku- 
löscn in deutschen Lungenheilstätten, San.-Rat 
Or. O- Pischmger, Tuberkulose-Fürsorge-Blatt, 
Nr. 4. 30. April 1926.

Die neuen Erkenntnisse der Tuberkuloseforschung 
der beiden letzten Jahrzehnte und ihre Bedeutung 
für die praktische Fürsorge. Stadtarzt vr. Klein, 
Essen. Tuberkulose-Fürsorge-Blatt, Nr. 3. 
30. März 1926.

Die Aufgaben der Tuberkulosc-Fürsorgestclle in der 
allgemeinen Gesundheitspflege. Kreisarzt Medc- 
Rat vr. Ickert, Mansfeld. Blätter für Bolks- 
gcfundhcitspflcge. Nr. 4. April 1926.

Oeffentliche Tuberkulosewochen. H. Blümel, Halle, 
Tuberkulose-Fürsorge-Blatt, Nr. 3. 30. März 
1926.

Ueber Fortbildungskurse, Stadtmed.-Rat vr. R. 
Oxcnius. Frankfurt a. M., Tuberkulose-Fürsorge- 
Blatt. Nr. 4. 30. April 1926.

Tuberkulose und hygienische Bolksbelehrung, Geh. 
Reg.-Rat vr. mea. F. A. Weber, Blätter des 
Deutschen Roten Kreuzes, Nr. 4. April 1926.

Eine planmäßige Tuberkulosebekämpfung. Blätter 
für Bolksgcsundheitspflege, Nr. 4. April 1926.

Ueber Erfahrungen in der Tuberkulosenfürsorge, 
Blätter der Zentralleitung für Wohltätigkeit in 
Württemberg. Nr. 4. April 1926.

Industrie und Tuberkulose, vr. mecl. Max Grüne­
wald. Dortmund. Reichsgesundheitsblatt, Nr. 15. 
14. April 1926.

Tuberkulose und Tuberkulosebekämpfung in der 
Provinz, Stadtarzt vr. Ridewald. Kiel, Schles­
wig-Holsteinische Wohlfahrtsblütter, Nr. 4. April 
1926.

Zusammenarbeit der Tuberkulose-Fürsorgcstellc eines 
Kreises mit den praktischen Aerzten. Schleswig- 
tzolfteinische Wohlfahrtsblütter. Nr. 4. April 
1926.

Die Tuberkulose-Bekämpfung in Hamburg, vr. Ernst 
Wolffson, Jugend- und‘ Bolkswohl. Hamburg. 
Nr. 12. März 1926.

Wohnungsfürsorge für Tuberkulöse, Nachrichteu- 
dienst des deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge, Nr. 3. März 1926.

Denkschrift über den Stand der Einrichtungen zur 
Bekämpfung der Kindertuberkulose in Deutsch­
land, Generalsekretär vr. Helm, Blätter für Ge­
sundheitsfürsorge. Nr. 6. März/April 1926.

Ueber die Häufigkeit der Tuberkulose im Schul- 
kindesaltcr, Med.-Rat vr. F. Ickert, Mansfeld, 
Zeitschrift für Tuberkulose, Nr. 6. 1926.

Kindertuberkulosen, die sich hätten vermeiden lassen, 
Prof. vr. Theodor Gött, Bonn, Gesundheits­
wacht. Nr. 4. April 1926.

Die Bekämpfung der Kindertuberkulose in Deutsch­
land, Nachrichtendienst des deutschen Vereins für 
öffentliche und private Fürsorge, Nr. 3. Mürz 
1926.

Brauchen wir neue Kinderhcilstätten?, Nachrichten­
dienst des deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge, Nr. 3. März 1926.

Die Bedeutung des Tuberkuloseunterrichts für das 
Zurückgehen der Tuberkuloscsterblichkeit. vr. 
Braeuning, Blätter des Deutschen Roten' Kreuzes, 
Nr. 4. April 1926.

Tuberkulose-Unterricht in den Bezirksschulen des 
Stadtkreises Altenburg (Thüringen). Stadtmed.- 
Rat vr. Krutzsch. Tubcruulose-Fürsorge-Blntt, 
Nr. 3. 30. Marz 1926.

Beitrag zum Problem des Tuberkulosekranken- 
haufes, Landcsbaurat Lang. Berlin. Zeitschrift 
für das gesamte Krankenhauswesen. Nr. 9. 1926.

Heilstättenstatistik über die Dauererfolge bei offener 
Tuberkulose, vr. mecl. Erna Warlimont, Zeit­
schrift für Tuberkulose, Nr. 6. 1926.

Nach der Entlassung aus der Heilstätte, Prival- 
dozent vr. Brinkmann, Pommersche Wohlfahrts- 
blätter, Nr. 7. April 1926.

ErtverbSbeschränktenfürsorge.
Berufssürsorge für erwcrbsbeschrünkte Jugendliche, 

Adelheid von Manz, Mutter und Kind. Aus­
gabe A, Nr. 3. März 1926.

Das Berufsschicksal der Schwerbeschädigten. Stadtrat 
F. Tilch, Breslau, Deutsche Zeitschrift für Wohl­
fahrtspflege. Nr. 1. April 1926.

Grundsätzliche Fragen der Heimarbeit Erwerbs­
beschränkter, Frau Reg.-Rat vr. Gaebel. Die 
Wohlfahrtspflege in der Nheinprovinz, Nr. 6. 
16. März 1926.

Krüppelfürforac einst und jetzt, San.-Rat vr. Lu 
binus. Schleswig-Holsteinische Wohlfahrtsblütter, 
Nr. 4. April 1926.

Die soziale Gesetzgebung der im Beruf Erblindeten. 
W. Wittwcr. Buer r. W.. Nachrichten des West­
fälischen Blindenvereins, Nr. 20. April 1926.

Neuere Strömungen im Blindenwesen. I. Maynh. 
Düren. Caritas. Nr. 4. April 1926.

Die Blinden in Württemberg. Präsident a. D 
v. Nickel. Blätter der Zentralleitung für Wohl­
tätigkeit in Württemberg. Nr. 4. April 1926.

Die deutschen Blindcnorganisationen, Nachrichten des 
Westfälischen Blindcnvcrcins, Nr. 20. April I92>.

Zehn Jahre Bund erblindeter Krieger, Axel Bischofs, 
Berlin, Der Kriegsblinde, Nr. 3. Mürz 1926.

Die Umstellung der Spätcrblindeten und ihre für* 
sorgerische Behandlung, Blindenlehrer Ger­
ling, Soest, Nachrichten des Westfälischen Blindcn- 
vcreins, Nr. 20. April 1926.

Berufs- und Betätigungsmöglichkeiten der weck 
lichen Blinden, C. Stählcr, Münster. Nachrichten 
des Westfälischen Blindcnvcrcins, Nr. 20. April 
1926.

Blinden - Erholungs - Hcilkurcn, Werner Scydcl. 
Bielefeld, Nachrichten des Westfälischen Blinden 
Vereins. Nr. 20. April 1926.
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Die Beschaffung von Führhunden für Friedens­
blinde, Landesrat Dr. Jung, Münster i. W... 
Nachrichten des Westfälischen Blindenvereins. 
Nr. 20. April 1926.

Merkblatt für Blindenfreunde, Bernhard Esch, 
Gelsenkirchen, Nachrichten des Westfälischen 
Blindenvereins, Nr. 20. April 1926.

Wandererfürsorge.
Die reichsgesetzliche Nebelung der Wandererfürsorge, 

henni Lehmann, Weimar, Soziale Praxis, Nr. 14. 
8. April 1926.

Bekämpfung der Obdachlosigkeit und Wandercrnot, 
Landesrat Bonsmann, Die Wohlfahrtspflege in 
der Rhcinprovinz. Nr. 5. 1. März 1926.

Wanderer- und Obdachlosenstatistik, Nachrichtendienst 
des deutschen Vereins für öffentliche und pri­
vate Fürsorge, Nr. 3. März 1926.

Fürsorge für männliche jugendliche Wanderer. 
Landesjugendpfarrer Horning, Karlsruhe. Badische 
Wohlfahrtsblätter. Nr. 1/2. März/April 1926.

Herberge zur Heimat und Wanderarbcitsstätte, 
Der Wanderer, Nr. 4. April 1926.

Herbergen in Verbindung mit anderen Betrieben, 
5)ospiz u. dgl., Der Wanderer, Nr. 4. April 1926.

AuSwanbererfürforge.
Der Wcltwanderung'skongres; und die Glcichbehand- 

lung der Einwanderer. Presseberichte des Inter­
nationalen Gewerkschnftsbundes. 30. März 1926.

DetrieböwohlfahrtSvfleqe.
Die soziale Bedeutung der Rationalisierung. 

Dr. Bruno Rauecker. Berlin, Rcichsarbcitsblatt 
Nr. 16. 24. April 1926.

Wirtschaftlichkeit der Betriebe und Wege zu ihrer 
Verbesserung. Universitätsprofessor Dr. Friedrich 
Dessauer. Soziale Praxis. Nr. 12. 25. März 1926. 

Gegen die sogenannten Werksgemeinschaftcn, So­
ziale Praxis. Nr. 16. 22. April 1926.

Sozialversicherung (Allgemeines).
Abänderungswünsche zur Rcichsvcrsicherungsordnung, 

Reg.-Dir. Dr. Reuschcr, Schneidemühl. Die 
Deutsche Landkrankenkasse. Nr. 8. 16. April 1926.

Lozialhygienische Bemerkungen zur Sozialversiche- 
rungsvorlagc. Primararzt Dr. Paul Gerber, Är- 
bciterschutz, Nr. 7. 1. April 1926.

Gedanken über Richtlinien für die Gesundheits­
fürsorge in der Rcichsvcrsicherung. Vizepräsident 
Appelius, Düsseldorf. Deutsche Krankenkasse, 
Nr. 13. 1. April 1926.

Zur Aenderunq des 8 14, des Reichsversicherungs­
gesetzes. I. Scharfenberg. Kiel, Deutsche Kranken­
kasse. Nr. 17. 29. April 1926.

soziale Last oder soziale Leistung?. Reg.-Dir. Dr. 
Sonderhoff, Hamburg, Soziale Praxis, Nr. 16. 
22. April 1926.

Wirtschaft und soziale Belastung, F. Schwalowsky, 
Berlin. Gewerkschafts-Zeitung, Nr. 17. 24. April 
1926.

Wissenswertes über die Rechtsverhältnisse solcher 
Personen, die aus der Invalidenversicherung zur 
Angestelltenversicherung übertreten (Wanderver­
sicherte). Haus-, Garten-, Landwirtschaft, Nr. 4. 
April 1926.

Die Versicherungs- und Steucrpflicht der Haus­
gewerbetreibenden. Rechtsanwalt Dr. Wassermann, 
München, Blätter für öffentliche Fürsorge und 
soziale Versicherung, Nr. 8. 15. April 1926.

Die Leistungen der Angestelltenverfichcrung, Blätter 
für öffentliche Fürsorge und soziale Versicherung, 
Nr. 8. 15. April 1926.

Die Krise der deutschen Krankenversicherung. F. 
Okraß. Arbeiterschutz. Nr. 7. 1. April 1926.

Die Mitwirkung der Gemeinden bei Durchführung 
der Krankenversicherung, Geh. Oberrcg.-Rat Dr. 
Hoffmann, Bcrlin-Grunewald, Preußische Ge­
meinde-Zeitung, Nr. 11. 11. April 1926.

Der hohe Krankenstand und die Landwirtschaft, 
Dr. Fritz Steiner, Graz. Arbeiterschutz, Nr. 7. 
1. April 1926.

Krankenkassen und Jugendfürsorge, Prof. Alfred 
Lcwandowski, Berlin. Deutsche Krankenkasse. 
Nr. 17. 29. April 1926.

Das Reichsknappschaftsgesetz im Reichstagsausschuß. 
Deutsche Invalidcn-Zeitung, Nr. 4. April 1926.

Die sozia'.hygienische Bedeutung der Verordnung 
über Ausdehnung der Unfallversicherung aus ge­
werbliche Berufskrankheiten, vom 12. Mai 1925, 
Zeitschrift für Schulgesundheitspslege. Nr. 4. April 
1926.

Die neuen Unfallrenten, Obersekrctär Willy Neitzel. 
Kiel-Wik, Der Versicherungsbote. Nr. 7. 10. April 
1926.

Das neue österreichische Bundesgesetz über die Gc- 
wcrbcinspektion und die Neuregelung der Arbeits­
aufsicht im Deutschen Reiche, Dipl.-Ing. S. Hartig. 
Soziale Praxis. Nr. 12. 25. März 1926.

Auöbildungsfracien und Berufs fragen.
Fünfundzwanzig Jahre soziale Fraucnschulen und 

sozia'e Frauenbildunq, Adele Bcerensson, Berlin, 
Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrtspflege. Nr. 1. 
April 1926.

Soziale Ausbildung in den angelsächsischen Län­
dern. Alice Salomon. Die Frau. Nr. 7. April 
1926.

Sind ehrenamtliche Wohlfahrtspflcger Beamte im 
Sinne des 8 669 StGB.? Die Wohlfahrtspflege 
in der Reinprovinz. Nr. 6. 16. Mürz 1926.

Dienstanweisung für die Bczirksfamilienfürsorge. 
Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für öffent­
liche und private Fürsorge, Nr. 3. März 1926.

Auf den Wegen einer Stadtmissionsschwcstcr. Stadt- 
missionsschwestcr Gertrud Simmank, Christen­
tum der Tat. Nr. 3/4. 1926.

Ergebnis der Umfrage über die Anstellungen der 
im Jahre 1925 geprüften Kindergärtnerinnen, 
Hortnerinnen und Iuqendlcitcrinnen, Dr. Erna 
Corte. Kindergarten. Nr. 4. April 1926.

Büchereingänge.
lieber den Gesundheitszustand der deutschen Stu­

dentenschaft und die Fürsorgemasznahmen der 
Wirtschaftshilfe der deutschen Studentenschaft bis 
zum Frühjahr 1924, Medizinalpraktikanl Lothar

Locff'er, Hochschulverlag G. m. b. 5).. Göttingen. 
64 Seiten. Preis: M. 2.—.

The Philosophy ol Labour, Delislc Burns, G. 
Allen & Unwin Ltd. London, 126 Seiten.
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Die Psyche der weiblichen Jugend, Heft 996 Fried­
rich Manns Pädagogisches Magazin, Else. Lroner. 
Hermann Beyer & Söhne, Verlag, Langensalza 
1926, 80 Seiten.

Die gegenwärtige Entwicklung des öffentlichen Für­
sorgewesens auf dem Lande (Heft 4 der Schrif­
ten des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge). Amtshauptmann Hardraht, 
Verlag: G. Braun, Karlsruhe 1925. 133 Seiten.

Fürsorge für männliche jugendliche Wanderer vom 
Standpunkt der Jugendfürsorge (Heft 5 der 
Schriften des Deutschen Vereins für öffentliche 
und private Fürsorge), Schatzrat Dr. Hartmann, 
Verlag: G. Braun, Karlsruhe 1925. 74 Seiten..

Die Berufslage der Fürsorgerinnen (Heft 6 der 
Schriften des Deutschen Vereins für öffentliche 
und private Fürsorge), Dr. Martha Heynacher, 
Verlag: G. Braun, Karlsruhe 1925. 74 Seiten.

Bericht über die Verhandlungen des 39. Deutschen 
Fllrsorgetages. 14.—16.10.1925 in Breslau (Heft 7 
der Schriften des Deutschen Vereins für öffentliche 
und private Fürsorge). Verlag: G. Braun, Karls­
ruhe 1926, 166 Seiten.

Lebensarbeit in der Industrie, Eugen Rosenstock, 
Verlag: I. Springer, Berlin 1926, 88 Seiten. 
Preis: M. 4.80.

Geschlechtskrankheiten bei Kindern, A. Buschke und 
M. Gumpert, Verlag: I. Springer, Berlin 1926, 
108 Seiten. Preis: M. 5.40.

Ein Beitrag zur Erziehung der Eltern, Clara 
Ebert-Stockinger, Verlag: Emil Pahl, Dresden 
1926, 130 Seiten. Preis: M. 3.20.

Geschichte des Blindenwesens, R. Kreschmer, Ober- 
schlesische Gesellschaftsdruckerei. Ratibor 1925, 
201 Seiten.

Das Sächsische Wohlfahrtspflegegesetz, Otto Beyer. 
Verlag: Aus- und Fortbildung, Dresden 1926, 
101 Seiten. Preis: M. 1.—.

Soziale Kriegerfürsorge in Sachsen, Max Dörschel, 
Verlag: Aus- und Fortbildung, Dresden 1926, 
294 Seiten. Preis: M. 3.—.

Wohnungswesen der Stadt Dresden. — Der neue 
Entwurf zum Reichsmieterschutzgesetz. — Die Zu­
kunft der Wohnungswirtschaft. Dr. Leyser, Dr. 
Gut, Hoppe, Carl Heymanns Verlag, Berlin 1926. 
48 Seiten. Preis: M. 2.50.

Das Problem der Abkürzung „lebenswerten Lebens", 
Dr. med. Ewald Meitzer, C. Marhold's Verlags­
buchhandlung, Halle/Saale 1925. 128 Seiten. 
Preis: M. 5.—.

Gesundheitsfürsorge, Jahresbericht des Kreiswohl­
fahrtsamtes des Landkreises Rorderdithmarschcn 
1925/1926, Dr. Wilbrand, Heide i. Holstein.
12 Seiten.

Bericht über die Verwaltung und den Stand der 
Kreiskommunalangelegenheitcn im Kreise Nordcr- 
dithmarschen 1925, 18 Seiten.

Iugendrecht, Iugendwohlfahrtspflcge, Heft 231 der 
Handausgabe österreichischer Gesetze und Verord­
nungen, Dr. Licht. Dr. Walkhoff. Oesterreichische 
Staatsdruckerei, Wien 1926, 864 Seiten.

Die produktive Erwerbslosenfürsorge, Band- 1 der 
Bücherei des Arbcitsrechts, Min.-Rat Dr. Al- 
brecht, Reg.-Rat Dr. Wilhelmi, Verlag: Reimar 
Hobbing, Berlin 1926, 250 Seiten. Preis:
M. 6.80.

Krüppeltum und Gesellschaft im Wandel der Zeit, 
Otto Perl, Bücherei der christlichen Welt, Leopold 
Klotz. Gotha 1926, 57 Seiten. Preis: M. 2.-.

Die deutsche Sozialversicherung, Dr. H. Schulz, Ver­
lag: Franz Bahlen, Berlin 1926, 190 Seiten. 
Preis: M. 7.50. .

Die Grundlagen der Sozialversicherung. Uniloersi- 
tätsprof. Dr. Schmittmann. Verlag: L. Schwann. 
Düsseldorf 1926, 101 Seiten.

Volkswirtschaftliche Aufsätze, Dr. phil. Dorothea 
Bernhard, Verlag: Steup & Bernhard, Berlin 
1926, 146 Seiten. Preis: M. 3.75.

Arbeit und Wohlfahrt, Präsident Dr. Link, Behörde 
für Arbeit und Wohlfahrt, 1926, 12 Seiten.

Bllcherbesprechungen.
M o s b a ch c r, Dr. E. Onkel Doktor erzählt 

Märchen. Berlin-Grunewald 1926. Verlags- 
anstatt Hermann Klemm. Pr. M. 3,50 geb.

„Onkel Doktor" hat es mit großem Geschick 
verstanden, das schwierige Gebiet der hygienischen 
Volksbildung durch einen recht geschickten Beitrag 
zu bereichern. Seine Märchen mit der hygienischen 
Nutzanwendung haben sich bereits beim mündlichen 
Vortrag im Berliner Nundsunk bei den Klei'nen 
ebenso wie bei den Großen viele Freunde erworben, 
und die jetzt vorliegende Sammlung, die mit treff­
lichen Bildern von Hartogh versehen ist. wird 
zweifellos bald in jeder Kinderstube zu finden sein. 
Besonders den Verwaltungen sei die Anschaffung 
für Kinderheime, Kinderstationen usw. empfohlen.

Dr. G o l d m a n n . Berlin.

P o e l ch a u, Dr. G. Anleitung für die schulärzt­
liche Tätigkeit. 2. umgcarbeitcte und erweiterte 
Auflage. Leipzig 1926. Verlag von Leopold 
Boß. ' Preis geb. M. 7.50.

Nicht eindrucksvoller kann die Entwicklung der 
neuzeitlichen Schulgesumdhcitspflcge geschildert wer­

den als es diese Schrift tut. Denn P. hat in 
seiner Wirksamkeit in Charlottenburg, wo vpr 
25 Jahren als in einer der ersten Städte eine plan­
mäßige und großzügige Schulgesundhcitspflege ins 
Leben gerufen wurde. Gelegenheit gehabt, bestim­
mend auf manche Fragen einzuwirken und mancherlei 
Wandlungen milzuerleben So spürt man in diesem 
Buche immer wieder die subjektive Note, und 
trotz der Beschränkung auf eine „Anleitung" finden 
sich viele wertvolle Anregungen, die noch der Er­
füllung harren. Die Einteilung des Buches in 
die Hauptkapitcl „Schulärztlicher Dienst", ..Schul­
haus und Schulutensilien", „Häufigste Schulkrank­
heiten", „Einwirkung des Schularztes auf Lehrer. 
Eltern und Schüler", ist so gehalten, daß die wich­
tigsten Fragen gebührende Berücksichtigung finden. 
Vielleicht empfiehlt es sich, bei einer weiteren Auf­
lage, den fürsorgerischen Aufgaben des Schularztes 
noch etwas mehr Raum zu widmen, denn der 
Fortschritt vom Schülcrarzt zum Schulfiirsorgcarst 
stellt gerade auf diesem Gebiete Probleme, deren Er­
örterung in kurz zusammengefaßter Form vielen 
'ebwünscht sein wird.

Dr. Gold m a n n . Berlin.

Beranttvvrtlich: Fllr den redaktionellen Teil: Ministerialrat Dr. O. Karstedi. Steglitz. Siinbes«.'. 4. — FNr den Anzeigenteil: Paul
Wolfs. Berlin WS. Mauerstr. 44. — ScbruM dei Julius SUtcnfelv. Berlin WS
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Die sittlichen Voraussetzungen der 
utohifahrtsptlege

2. Band:

Die Fürsorgeerziehung äsä:
Preis 4.80 Mark.

3. Band:

soziale Diagnose vonP?eris^sasr-
4. Band:

Der Authau des uiohltahrtsamts in 
einer gröDeren Stadl

Preis 5 Mark.

Größerer Landkreis sucht

Fürsorgerin
mit staatlicher Anerkennung und praktischer Erfahrung. 
Gesundheitsfürsorge (insbesondere Säuglingspflege) als 
Hauptfach ist Bedingung. Die Anstellung erfolgt auf 
privatdienstvertrag. Besoldung nach Gruppe VI der 
staatlichen Besoldungsordnung.

Der landschaftlich reizvolle Kreis besitzt verhältnis­
mäßig ungünstige Verkehrsverhältnisse. Aus diesem 
Grunde sind Dienstreisen zu Rade unumgänglich.

Bewerbungen mit ausführlichem Lebenslauf, Zeug­
nisabschriften und Lichibild erbeten an öaö 
Kreiswohlfahrtsamt des Kreises Biedenkopf.

Das Kurheim für Jugendliche

Wilhelminenhof b. Rauen
hoch und am Walde gelegen, nimmt sofort und jederzeit

erholungsbedürftige Mädchen
vom 10-Lebensjahre an einzeln oder in Gruppen auf. 
Gelegenheit zu hauswirtschaftlichem Unterricht im Leim. 
Näheres durch den Direktor der Samariter-Anstalten 

Fürstenwalde a. d. Spree.

Soziale JFroiienrtOulr Vitale a.Garj
Iftaatliche 

Abschlußprüfung

Aufnahme für Wohlfahrtsschule, Lortnerinnenseminar 
und Frauenschule Ostern und Oktober, Aufnahme für 

Iugendleiterinnenseminar Oktober.
Die Schule ist Internat.

Direktorin: Maria Keller.

Berliner EisenmObellahriK
Neukölln, Liberdastraße 14 

Gegründet 1890 1 Fernspr.: Neukölln 4069/4070

--4<ül

Bettstellen / Liegestühle 
Nachttische

für Kranken-, Waisen- und 
Erziehungshäuser, Jugendheime

1. Wohlfahrtsschule 1
2. Iugendleiterinnenseminar 1
3. Lortnerinnenseminar j
4. Allgemeine Frauenschule I
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Carl Heymanns.Verlag zu Berlin W8

Kürzlich begann zu erscheinen:

Jugend und Beruf
Monatsschrift zur Förderung der Berufsberatung und beruf­
lichen Ausbildung Jugendlicher auf jugendpsychologischer, 
sozialpädagogischer und volkswirtschaftlicher Grundlage

In Verbindung mit einer deutschen, österreichischen^ tschecho­
slowakischen und schweizerischen Arbeitsgemeinschaft 

—" herausgegeben von

Dr. Richard Liebenberg
Direktor des Landesberufs»ir*ts Berlin

Monatlich ein Heft / Bezugspreis vierteljährlich 4,50 Mark / Eirizelheft 1,60 Mark

Aus den Urteilen über „Jugend und Beruf“:
„Die Gründung der neuen Zeitschrift „Jugend und Beruf“, die ich für mein Amt so­

fort bestellt habe, begrüße ich sehr. Es fehlte uns Berufsberatern bis heute tatsächlich an 
einer Zeitschrift, in der man sich auch einmal alles Drückende vom Herzen sagen kann. Die"i_• i r~ __ rr_______ i________ i  i :u- i.r  * „n ___ j n bisher für uns in Frage kommenden Zeitschriften können, trotz aller Würdigung der Berufs­
beratung, unsere eigentliche Materie doch nur ziemlich nebensächlich behandeln, weil auf Jahre 
hinaus die Fragen der Arbeitsvermittlung und Erwerbslosenfürsorge durch die ungeheure Fülleaus die tragen der Arbeitsvermittlung und c,rwerbslosenrursorge durch die ungeheure tulle 

, Erlassen und Gesetzen und die Wichtigkeit der finanziellen Auswirkungen stets einen 
größeren Raum beanspruchen werden . . . . “

„Die Monatsschrift wird nicht nur eine bisher von allen Beteiligten lebhaft
pfandiene Lücke aasfüllen» sondern sie wird darüber hinaus bahnbrechend und anregend 
wirken auf alle an den einschlägigen Fragen interessierten Kreise.“’

„Wir danken Ihnen wärmstens für die Übersendung des Probeheftes Ihrer Zeitschrift, 
das unter allen Menschen, die der Berufsberatung nahestehen, hellste Begeisterung hervorgerufen 
hat. Das, was uns besonders zusagt, ist der fürsorgerische Geist, von dem die neue Zeitschrift
getragen

Das, was uns besonders zusagt, ist der fursorgensche Ueist, von dem die neue Zeitsc 
igen ist, eine Sache, die wir bei keiner der bisherigen Zeitschriften gefunden haben . .

„Vor allem meinen herzlichsten Glückwunsch zur ersten Nummer Ihrer Zeitschrift, deren N iveau 
eine so starke Hohe hat, daß ich allein daraus ihr große Erfolge prophezeie. Bei uns z. B. wird 
es nicht bei einem Exemplar bleiben, sondern zu mindestens 10-15 Exemplaren kommen . . .“ 

„Es ist eine begrüßenswerte Tat, wenn der Heymanns Verlag jetzt unter der Leitung 
des auf dem Gebiete der Berufsberatung besten Sachkenners, Dr. Liebenberg, eine Monats­
schrift herausbringt mit dem Titel „Jugend und Beruf“ . . . Die Berufsfragen haben 
neben praktischen auch soviel theoretischen Gehalt, um anzureizen, Kreise der Jugend­
bewegung mit hineinzuziehen: denn in der Beschäftigung mit solchen Problemen liegt ein 
Stück der werdenden Synthese der Jugendbewegung. In der Empfehlung sagt daher der 
Verlag folgendes: (folgt das Programm der Monatsschrift) . . . Die erste vorliegende
Nummer zeugt von dem Wollen, die angeführten Grundsätze auch zu verwirklichen. Sie 
schlägt die Brücken und zieht mannigfache Randgebiete ein, um sie der Praxis und der Theorie 
der Berufsberatung nutzbar zu machen, die wiederum so bereichert der Wirtschaft und Ge­
sellschaft dienen will.

Es ist wertvoll, alle die Gebiete in der Berufsfrage zur Zusammenarbeit zu bringen. 
Vielleicht dient das, wie auch die Mitarbeit der Jugendbewegung dazu, die Jugendpsycho­
logie zu bereichern . . .

Die Zeitschrift wird auf dieser Grundlage sicher sein, die Theorie und Praxis der Be­
rufsberatung zu fördern. Sicher ist, daß die Gewerkschaften für diese Frage mannigfache 
Anregungen erhalten.“ (Gewerkschaftsarchiv)

„Wir zeigen heute die neue Zeitschrift an mit dem Ausdruck großer Freude über ihr 
Zustandekommen. Die engeren Probleme der Berufsberatung sind international. Was die 
Berufsberatung in der Schweiz sackt, ist ihr mit dieser Zeitschrift geworden, ein Sprech­
saal, worin sie in Fühlung treten kann mit ihren Berufskollegen in Deutschland, Oesterreich 
und der Tschechoslowakei . . . “ (Berufsberatung und Berufsbildung, Organ des Schweizer 
Verbandes für Berufsberatung und Lehrlingsfürsorge.)
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